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Kreditgenosseiiscliaftliche  Probleme. 


Von  Dr.  Richard  Ehlers-Eostock. 
I. 

Methoden  der  Untersuchung. 

Probleme  des  neiizeitliclien  Genossenschaftswesens.  Erst  vor 
einem  halben  Jahrhundert  entstanden,  ist  die  moderne  Genossen- 
schaft bereits  eine  der  wichtigsten  Betriebsformen  unserer  Güter- 
produktion geworden,  ein  Machtfaktor  im  Wirtschaftsleben,  mit  dem 
man  wohl  zu  rechnen  hat.  Der  genossenschaftliche  Gedanke  hat  be- 
geisterte Vorkämpfer  gehabt  und  findet  in  weiten  Volkskreisen 
wachsende  Verehrung.  Wendet  er  sich  doch  an  die  besten  Eigen- 
schaften des  Menschen,  an  diejenigen,  welche  man  als  „Gemeinsinn" 
oder  „Altruismus"  zusammenzufassen  pflegt.  Aber  es  ist  noch  durch- 
aus zweifelhaft,  wieweit  das  genossenschaftliche  Prinzip  sich  im 
wirtschaftlichen  Leben  durchführen  läßt. 

Ferner  treten  die  genossenschaftlichen  Organisationen  immer- 
mehr mit  den  Erwerbs-Ünternehmungen  in  Wettbewerb  und  ver- 
schärfen dadurch  den  Kampf  um  die  wirtschaftliche  Existenz.  Die 
Folge  davon  ist,  daß  der  ganzen  genossenschaftlichen  Bewegung 
Gegner  erwachsen.  Besorgt  um  ihre  Existenz,  rufen  in  neuerer  Zeit 
besonders  die  Kleinhandeltreibenden  die  Hilfe  des  Staates  gegen  die 
weitere  Ausdehnung  der  Konsumgenossenschaften  an.  Und  auch 
innerhalb  des  Genossenschaftswesens  sind  weitgehende  Meinungs- 
Verschiedenheiten  vorhanden.  Vor  allem  die  Kreditgenossen- 
schaft, diese  wichtigste  Genossenschaftsart,  ist  Gegenstand  solcher 
Meinungs- Verschiedenheiten  geworden.  Sie  haben  zu  einem  förm- 
lichen „Systemstreit"  zwischen  den  Systemen  Eai  ff  eisen  und 
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Schulze-Delitzsch  geführt,  bei  dem  es  sich  hauptsächlich  darum 
handelt,  wieweit  sich  die  Genossenschaften  den  Erwerbs-Unter- 
nehmungen nähern  sollen,  wieweit  also  das  genossenschaftliche 
Prinzip  als  solches  praktisch  durchführbar  ist. 

Die  zum  Teil  aus  dem  Systemstreit  entsprungenen,  zum  Teil 
durch  die  Änderung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  hervorgerufenen 
einzelnen  Probleme  sind  mannigfaltig.  Wies  man  auf  der  einen  Seite 
den  Genossenschaften  einen  örtlichen  und  grundsätzlich  klein  ange- 
ordneten Wirkungskreis  zu,  um  die  Kreditverhältnisse  der  Mitglieder 
genauer  übersehen  zu  können,  so  gestaltete  man  auf  der  anderen 
Seite  das  Tätigkeitsgebiet  von  vornherein  weit  umfangreicher,  indem 
man  es  auf  die  Verkehrsverhältnisse  kleiner  Provinzialstädte  zu- 
schnitt. Als  unm ittelbare  Folge  j enes  ersterwähnten  Raiffeisen'- 
schen  sogenannten  „Lokalisierungsprinzips"  glaubte  man  ferner  das 
der  unentgeltlichen  Verwaltung  ansehen  zu  müssen,  da  man  dort,  wo 
die  Genossen  so  nahe  beieinander  wohnen  und  durch  vielfache 
Familienbande  und  beständige  Berührung  bei  der  gleichartigen  Wirt- 
schaft einander  viel  näher  stehen,  füglich  auf  eine  solche  höhere 
Opferwilligkeit  rechnen  und  sie  benutzen  könne.  Auf  der  anderen 
Seite  dagegen  wurde  die  Entgeltlichkeit  der  Verwaltung  als  eine 
Forderung  der  geschäftlichen  Praxis  angesehen.  Erblickte  man  hier 
in  der  Ansammlung  eines  eigenen  Geschäftskapitals  durch  regel- 
mäßige Beiträge  „die  wichtigste  Grundlage  der  Kreditbasis,  zugleich 
bestimmt,  die  Gefahren  der  Solidarhaft  zu  vermindern",  so  begründete 
man  dort  das  Fehlen  jeglicher  Beiträge  mit  der  Möglichkeit  einer 
schnelleren  Verbreitung  der  Genossenschaften,  besonders  auf  dem 
platten  Lande.  In  engster  Verbindung  hiermit  steht  die  Frage  der 
Verteilung  von  Dividenden;  ob  solche  überhaupt  zu  verteilen  oder 
nur  bis  zu  einer  bestimmten  Höhe  zu  befürworten  sind,  ist  noch 
heute  nicht  endgültig  entschieden.  Ebenso  ungeklärt  sind  die  An- 
sichten über  die  Bemessung  der  Ausleihefristen  —  jener  Streitpunkt, 
welcher  in  erster  Linie  den  Anstoß  zur  Differenzierung  beider  Systeme 
gegeben  hat. 

Diesen  schon  aus  den  Anfängen  des  neuzeitlichen  Genossenschafts- 
wesens stammenden  Problemen  reiht  sich  als  Folge  des  fortschreiten- 
den inneren  Ausbaues  der  Genossenschaften  eine  Fülle  anderer 
Fragen  an,  welche  besonders  die  innere  Organisation  und  Geschäfts- 
führung der  Kreditgenossenschaften  betreffen,  und  die  zum  großen 
Teile  noch  der  Lösung  harren.  Ein  Blick  in  die  Bilanzen  genügt, 
um  zu  erkennen,  um  welche  Fragen  es  sich  vornehmlich  handelt. 
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In  den  Schulze-Delitzsch 'sehen  Kreditgenossenschaften  z.  B., 
welche  prinzipiell  ein  eigenes  Kapital  bilden,  taucht  sofort  die 
Frage  nach  der  angemessenen  Höhe  desselben  auf,  welche  für  die 
Haftung  der  Genossen  und  für  die  Kreditwürdigkeit  nach  außen  er- 
forderlich ist.  In  Verbindung  hiermit  steht  die  wichtige  Aufgabe, 
ein  richtiges  Verhältnis  des  fremden  Kapitals  zum  eigenen 
herzustellen. 

Wie  bei  der  Beschaffung,  so  entstehen  auch  bei  der  Verwen- 
dung des  Kapitals  solche  Fragen.  Hier  handelt  es  sich  z.  B.  um  die 
Frage,  inwiew^eit  es  zweckmäßig  ist,  die  bewilligten  Kredite  immer 
wieder  zu  verlängern  oder  für  möglichst  schleunige  Verfügung 
über  das  Kapital  zur  neuen  Verwendung  zu  sorgen.  Ferner  kommt 
in  Betracht  das  richtige  Verhältnis  der  täglich  und  kurz- 
fälligen  Verbindlichkeiten  zu  den  auf  längere  Fristen  oder 
dauernd  beschafften  Kapitalien,  sowie  die  damit  zusammenhängende 
Verfügung  über  flüssige  oder  leicht  flüssig  zu  machende  Mittel,  um 
bei  einem  Sturm  auf  die  Genossenschaft  deren  Existenz  unter  allen 
Umständen  zu  sichern,  ohne  daß  man  in  solchen  kritischen  Augen- 
blicken die  Hilfe  einer  Zentralgenossenschaftskasse  des  Staates  oder 
anderer  Banken  in  Anspruch  nehmen  müßte,  auf  die  gerade  in  der 
schwersten  Krisis  am  wenigsten  zu  rechnen  sein  würde. 

xluch  bei  der  Betrachtung  des  Gewinn-  und  Verlust- 
kontos drängen  sich  Fragen  auf,  die  eines  eingehenden  Studiums 
bedürfen:  Wie  hoch  muß  die  Verwaltung  einer  Genossenschaft  den 
Zinsfuß  bemessen,  um  die  für  den  Charakter  ihres  Geschäfts- 
betriebes erforderliche  Menge  langfristiger  fremder  Gelder  zu  er- 
langen? Wie  groß  muß  die  Spannung  sein  zwischen  dem  Zinsfuße, 
welchen  die  Genossenschaft  von  ihren  Schuldnern  nimmt  und  dem- 
jenigen, welchen  sie  ihren  Gläubigern  für  die  von  ihnen  gemachten 
Einlagen  gewährt,  damit  ausreichende  Reserven  gebildet,  eventuell 
auch  genügende  Dividenden  verteilt  und  hierdurch  die  Genossen  zur 
Einzahlung  von  Geschäftsanteilen  animiert  werden  sollen  ?  Wo  liegt 
die  obere,  wo  die  untere  Grenze  des  Zinssatzes  für  Darlehen,  welche 
die  Genossenschaft  ihren  Mitgliedern  bewilligt,  um  möglichst  allen 
in  ihr  vereinigten  Berufsklassen  in  der  zweckentsprechendsten  Weise 
dienen  zu  können? 

Diese  und  viele  ähnliche  Fragen  sind  nicht  nur  geeignet,  die 
Wissenschaft  zu  beschäftigen,  sondern  haben  auch  große  Bedeutung 
für  die  Praxis.  Dies  hat  man  längst  empfunden  und  empfindet  es 
jetzt  in  erhöhtem  Maße.    Dem  bisherigen  Verfahren  zur  Lösung 
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solcher  Probleme  müssen  wir  zunächst  unsere  Aufmerksamkeit  zu- 
wenden. 

Bisherige  Behandlung  der  ProMeme.  Wenn  man  die  zahl- 
reichen Streitschriften,  besonders  aus  den  ersten  Jahren  des  end- 
losen „Systemstreites",  durchblättert  und  einen  Blick  in  die  Zeit- 
schriften der  beiden  großen  Genossenschaftssysteme  Schulze- 
Delitzsch  und  Raiffeisen  wirft,  in  welchen  sie  sich  noch  heute 
befehden,  so  gewinnt  man  sehr  bald  den  Eindruck,  daß  die  Art  und 
Weise,  wie  man  früher  und  auch  zum  großen  Teile  heute  noch  ge- 
nossenschaftliche Fragen  behandelt,  nicht  dazu  angetan  ist,  be- 
friedigende Lösungen  anzubahnen. 

Alle  diese  Erörterungen,  welche  überwiegend  auf  logisch-deduk- 
tivem Wege  aus  gewissen  Grundsätzen  Ergebnisse  zu  gewinnen 
suchen,  gipfeln  darin,  die  Vorzüge  und  Nachteile  der  beiderseitigen 
Genossenschaftsarten  hervorzuheben,  wobei  die  persönliche  Neigung, 
die  Autorität,  das  „Glauben"  und  „Meinen"  hervorragender  Männer 
auf  dem  Gebiete  der  genossenschaftlichen  Theorie  und  Praxis  den 
Ausschlag  gaben.  Man  war  sogar  bestrebt,  direkt  für  einzelne 
Fragen  absolute  Lösungen  herbeizuführen  unter  gänzlicher  Nicht- 
berücksichtigung der  durch  die  jeweiligen  Verhältnisse  unabweisbar 
gegebenen  Unterschiede. 

Dies  war  beispielsweise  der  Fall  auf  der  Generalversammlung 
des  landwirtschaftlichen  Vereins  für  Eheinpreußen  (1869),  auf  welcher 
von  der  „Sektion  für  Volkswirtschaft"  die  Frage  zur  Erörterung 
gestellt  wurde,  ob  es  bedenklich  sei,  Darlehen  auf  längere  Zeit 
auszuleihen,  während  den  Vereinen  in  der  Regel  nur  Kapitalien 
mit  kurzen  Kündigungsfristen  gewährt  würden.  Das  Resultat  der 
eingehenden  Beratungen  war,  daß  diese  Frage  nicht  absolut  zu  be- 
jahen sei,  und  die  durch  die  Wissenschaft  als  korrekt  bezeichneten 
Schul ze'schen  Prinzipien  je  nach  den  gegebenen  Bedingungen  bei 
der  Gründung  von  landwirtschaftlichen  Darlehnskassen vereinen  ent- 
sprechend abgeändert  werden  könnten.^) 

Als  auf  dem  ersten  Kongreß  deutscher  Volkswirte  zu  Gotha 
(1858)  u.  a.  auch  die  Frage  der  Bildung  verschiedener  Arten 
von  „Assoziationen"  zur  Verhandlung  kam,  begann  eine  ge- 
reizte Polemik  zwischen  den  Parteien.  Während  der  Kongreß  in  der 


^)  Z eidler,  Geschichte  des  deutschen  Genossenschaftswesens  der  Neuzeit. 
S.  268. 
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Hauptsache  die  von  Schulze-Delitzsch  vertretenen  Ansichten  zum 
Beschluß  erhob,  daß  nur  die  in  Deutschland  bereits  vorhandenen 
Arten  von  Genossenschaften  als  „für  Deutschland  passend"  zu  er- 
klären seien,  wollte  man  auf  der  anderen  Seite  ohne  Rücksicht  auf 
die  nationale  Verschiedenheit  die  im  Auslande  bewährten  Institute 
auch  bei  uns  einführen.^)  Jede  Partei  hatte  auf  ihrem,  der 
anderen  fast  unbekannten  Gebiete  ganz  richtige  Schlüsse  gezogen 
und  irrte  nur  darin,  daß  sie  die  relative  Berechtigung  der  An- 
schauung der  anderen  verkannte. 

Ähnliche  absolute  Lösungen  suchte  man  auch  für  die  Wahl  der  Haft - 
art  der  Genossenschaften  herbeizuführen.  Schulze-Delitzsch 
hielt  lange  Zeit  für  alle  Personalgenossenschaften,  weil  sie  einer 
und  derselben  Rechtsinstitution  angehörten,  auch  nur  ein 
und  dieselbe  Haftart  für  angemessen.  Da  die  P  e  r  s  o  n  a  1  genossen- 
schaften  im  Gegensatze  zu  den  K  a  p  i  t  a  1  genossenschaften  oder 
Aktiengesellschaften  ständen,  und  für  letztere  nur  die  beschränkte 
Haftart  die  allein  passende  sei,  so  könne  es  für  erstere  nur  die 
unbeschränkte  sein.  -) 

In  neuester  Zeit  ist  man  wieder  auf  dem  besten  Wege,  die  Rela- 
tivität der  Berechtigung  aller  wirtschaftlichen  Prinzipien  zu  ver- 
kennen, indem  man  die  genossenschaftliche  Organisation  den  Menschen 
als  eine  unfehlbare  Arznei,  als  ein  „Universalmittel"  für  alle  möglichen 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Leiden  empfiehlt.  Auch  der  Genossen- 
schaft sind  ganz  bestimmte  Schranken  ihrer  Anwendbarkeit  gezogen. 
Diese  Grenzen  festzustellen,  ist  aber  nur  möglich,  wenn  man  „viel 
tiefer,  als  es  bisher  geschehen  ist,  in  die  Eigenart  der  verschiedenen 
Betriebsformen  eindringt".  ^) 

In  unserer  unabsehbar  anschwellenden  sozialreformatorischen 
Literatur  wächst  neuerdings  bedenklich  ein  kritikloses  Anpreisen 
des  genossenschaftlichen  Prinzips  durch  Leute,  die  niemals  einen 
Blick  in  die  Praxis  des  Genossenschaftswesens  getan  haben,  und 
deren  Lehren  daher  häufig  mit  den  Erfahrungen  der  Praxis  in 
grellstem  Widerspruche  stehen.*)   Derartige  rein  theoretische  Aus- 


')  Zeidler,  S.  62.      ^)  Zeidler,  S.  156. 

^)  Ehrenberg,  Sozialreformer  und  Unternehmer,    S.  30. 

Vgl.  hierzu  z.  B.  das  Vorwort  zum  Jahrbuch  des  Allgemeinen  Verbandes 
der  auf  Selbsthilfe  beruhenden  deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften 
für  1901,   S.  XIII,  if. 
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einandersetzungen,  bei  denen  man  sich  hauptsächlich  von  „großen 
Gesichtspunkten",  d.  h.  von  populären  Zeitströmungen  und  weiten 
Perspektiven  leiten  läßt,  haben  sehr  geringen  Wert. 

Damit,  daß  gewisse  Tendenzen  und  Grundsätze,  wie  Erwerbs- 
prinzip und  genossenschaftliches  Prinzip,  „Schulze-Delitzsch"  und 
„Eaiff eisen"  usw.,  einander  gegenüber  gestellt  werden,  wird  noch 
nicht  gesagt,  inwieweit  sie  tatsächlich  sich  Geltung  verschaffen 
können.  Dieser  Erkenntnis  nähern  wir  uns  nur  dadurch,  daß  wir 
die  in  dieser  Hinsicht  bisher  gemachten  Erfahrungen  genau 
zu  ermitteln  und  wissenschaftlich  zu  verarbeiten  suchen.  Diese 
schwierige  Aufgabe  ist  bisher  kaum  in  Angriff  genommen  worden, 
weil  dafür  ausreichende  Materialien  und  Methoden  noch  fehlen. 

Gewiß  sind  seit  vielen  Jahren  die  Führer  der  genossenschaft- 
lichen Bewegung  unermüdlich  bestrebt,  die  Erfahrungen  der  Praxis 
auf  Grund  der  einzelnen  Geschäftsberichte  zusammenzustellen  und 
durch  die  Fachpresse  einem  größeren  Kreise  mitzuteilen.^)  Sobald 
alsdann  die  Organisation  der  Genossenschaften  in  den  Landes-  und 
Provinzialverbänden  erfolgt  war,  fand  auf  den  periodisch  wieder- 
kehrenden Verbandstagen  ein  reger  Austausch  der  durch  die  ge- 
schäftliche Praxis  gewonnenen  Ansichten  und  Erfahrungen  statt,  die 
dann  zum  Teil  zu  allgemein  leitenden  Prinzipien  erhoben  wurden. 
Dabei  gab  man  nicht,  wie  früher,  unbedingt  gültige  Antworten  und 
Formeln  für  das  jederzeit  und  überall  Beste  und  Vorteilhafteste, 
sondern  suchte  diese  den  jeweiligen  örtlichen  und  zeitlichen  Ver- 
hältnissen anzupassen. 

Indessen  entbehren  auch  diese  Feststellungen  und  die  daraus 
gewonnenen  „Geschäftsgrundsätze"  noch  der  Genauigkeit.  Ihre 
praktische  Bedeutung  ist  möglicherweise  —  wir  können  das  nicht 
überschauen  —  erheblich.  Aber  so  viel  ist  gewiß :  der  Theorie  des 
Genossenschaftswesens  fehlt  noch  immer  die  sichere  Grundlage,  die 
sie  nur  den  genauen  Ermittelungen  der  Erfahrungen  des  Lebens 
entnehmen  kann. 

Neue  Methoden.  Will  man  Wesen  und  Anwendbarkeit  des  ge- 
nossenschaftlichen Prinzips,  seine  Licht-  und  Schattenseiten  genau  er- 


^)  Ygl.  die  ersten  Jahresberichte  über  die  deutschen  Vorschnßvereine  für  die 
Jahre  1854 — 1858  iucl.  in  den  entsprechenden  Jahrgängen  der  „Innung  der  Zu- 
kunft" (jetzt  Blätter  f.  Genossenschaftswesen),  zusammengestellt  in  dem  Sammel- 
werk von  Schulze-Delitzsch,  Die  Entwickelung  des  Genossenschaftswesens 
in  Deutschland. 
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mittein,  so  muß  man  die  Existenzbedingungen  der  einzelnen  Genossen- 
schaften so  genau  wie  möglich  feststellen,  um  in  das  dichte  Gewebe 
von  Ursachen  und  Wirkungen  einzudringen.  Zu  dem  Zwecke  steht 
den  Wirtschafts-Wissenschaften  ein  Forschungsmittel  zu  Gebote, 
welches,  genügend  ausgebildet,  einer  hohen  Anwendungs-Möglichkeit 
fähig  ist  —  die  exakt-vergleichende  Methode;  exakt  insofern, 
als  die  „beobachteten  Tatsachen  und  die  zwischen  ihnen  vorhandenen 
Beziehungen  meßbar  sind".^) 

Genaue  Beobachtungen  der  wirtschaftlichen  Vorgänge  und  Er- 
scheinungen lassen  sich  nur  in  den  Wirtschaften  selbst  anstellen. 
Die  innerhalb  ihres  Wirkungskreises  sich  abspielenden  wirtschaft- 
lichen Tätigkeiten  werden  von  den  Wirtschaften  selbst  aufgezeichnet, 
um  am  Schlüsse  einer  Wirtschaftsperiode  die  Resultate  ihrer  Arbeit 
ersehen  zu  können.  Eine  derartige  „automatische  Registrierung  wirt- 
schaftlicher Tatsachen"  ^)  besitzen  wir  auch  in  der  Buchführung  der 
Kreditgenossenschaften.  Da  in  ihr  bereits  die  wirtschaftlichen  Vor- 
gänge gemessen  und  in  Geld  bewertet  sind,  so  verfügen  wir  damit 
über  ein  Beobachtungsmaterial,  auf  Grund  dessen  wir  zahlreiche  ge- 
nossenschaftliche Probleme  lösen  können.  Diese  Methode  wird  hier 
zum  erstenmal  auf  genossenschaftliche  Probleme  angewendet. 

Nun  ist  die  Buchführung  in  den  verschiedenen  Genossenschaften 
nicht  immer  die  gleiche,  so  daß  die  in  ihr  verzeichneten  Tatsachen 
nicht  ohne  weiteres  vergleichbar  sind.  Häufig  konnten  wir  feststellen, 
daß  einerseits  die  Art  und  Weise  der  Verbuchungen  in  einer  Ge- 
nossenschaft während  eines  längeren  Zeitraumes  wechselte,  und  daß 
andererseits  derselbe  wirtschaftliche  Vorgang  in  den  verschiedenen 
Genossenschaften  verschieden  aufgezeichnet  wurde.  Dieser  Umstand 
nötigte  uns  nicht  selten,  sogenannte  „wissenschaftliche  Um- 
buchungen" oder  Schematisierungen  der  Bilanzen  vorzunehmen,^) 
um  die  Betriebsergebnisse  miteinander  vergleichen  zu  können.  Hatte 
man  früher,  in  den  Anfängen  der  Entwickelung  des  Genossenschafts- 
wesens, mit  diesen  Mängeln  in  weit  größerem  Umfange  zu  kämpfen, 
so  ist  es  den  unermüdlichen,  verdienstvollen  Bestrebungen  hervor- 
ragender Genossenschafts-Praktiker,  sowie  den  Anwaltschaften  der  ein- 
zelnen Verbände  zu  verdanken,  daß  heute  jenes  vielgestaltige  Bild 
vereinfacht,  und  eine  größere  Einheitlichkeit  in  den  geschäftlichen 


')  Thünen- Archiv,  Heft  I,  S.  9. 
2)  Thünen- Archiv,  Heft  I,  S.  10. 
')  Thünen- Archiv,  Heft  III,  S.  358. 
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Einrichtungen  der  Kreditgenossenschaften  herbeigeführt  worden  ist. 
Doch  bleibt  in  dieser  Hinsicht  noch  immer  viel  zu  wünschen  übrig, 
wie  bereits  im  nächsten  Abschnitte  sich  ergeben  wird. 

Eine  weitere  Notwendigkeit  der  vergleichenden  Methode  ist  die 
zweckentsprechende  Gruppierung  der  aus  den  Geschäftsbüchern 
der  Genossenschaften  entnommenen,  quantitativ  gemessenen  wirtschaft- 
lichen Tatsachen.  ^)  Ähnlich  wie  der  Naturforscher  beim  Experiment, 
kann  auch  der  Wirtschaftsforscher  die  Bedingungen,  unter  denen  er 
eine  wirtschaftliche  Erscheinung  beobachten  will,  seinen  Zwecken 
entsprechend  ändern.  Damit  kann  die  I  s  o  1  i  e  r  u  n  g  des  Beobachtungs- 
objektes von  allen  mitwirkenden  Faktoren  erzielt  werden.  Zu  dem 
Zwecke  kann  man  entweder  die  Betriebsergebnisse  einer  großen  Zahl 
gleichzeitig  existierender,  aber  örtlich  getrennter 
Wirtschaftseinheiten  für  einen  kurzen  Zeitraum,  etwa  ein  Jahr,  mit- 
einander vergleichen,^)  d.  h.  man  kann  statistische  Massen- 
beobachtung treiben.  Oder  man  kann  einige  wenige,  viel- 
leicht gar  nur  eine  einzige  Wirtschaftseinheit,  eine  möglichst  lange 
Eeihe  von  Jahren  hindurch  beobachten  und  ihre  zeitlich  ver- 
schiedenen Betriebsergebnisse  miteinander  vergleichen.  ^)  In 
diesem  Falle  haben  wir  es  mit  individualisierenden  Einzel- 
beobachtungen zu  tun.  Beide  Wege  sind  gangbar,  doch  ist 
der  letztere  dem  ersteren  vorzuziehen. 

Bildet  nur  eine  einzige  Kreditgenossenschaft  den  Gegenstand  der 
Untersuchung,  so  bleiben  verschiedene  Faktoren,  welche  im  Laufe  einer 
Eeihe  von  Jahren  auf  die  Betriebsergebnisse  eingewirkt  haben  (örtliche 
Lage,  Betriebsleitung  usw.),  unverändert,  oder  die  Tragweite  einer 
Änderung  läßt  sich  doch  viel  leichter  erfassen  als  beim  Vergleich 
verschiedener  Genossenschaften.  Hier  wirken  sie  durch  ihre  Mannig- 
faltigkeit äußerst  störend  und  bereiten  oft  unüberwindliche  Schwierig- 
keiten. 

In  der  vorliegenden  Untersuchung  sind  beide  Methoden  zur  An- 
wendung gelangt :  das  Material  wurde  zum  Teil  der  Massenstatistik 
entnommen,  aber  durch  Individualisierung  weiter  ausgestaltet;  zum 
Teil  wurden  einige  wenige  Geschäftsberichte  ausgewählt,  um  die 
in  ihnen  niedergelegten  wirtschaftlichen  Tatsachen  längere  Zeit  hin- 
durch zu  verfolgen  und  zu  analysieren. 


Thünen-Archiv,  Heft  I,  S.  11. 
2)  Thünen-Archiv,  Heft  I,  S.  13. 
^)  Ebendaselbst. 
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Dabei  konnte  entweder  ausgegangen  werden  von  beliebigen 
Betriebstatsachen  z.  ß.  von  der  Tatsache,  daß  ein  bestimmtes 
Verhältnis  vom  eigenen  zum  fremden  Kapital,  eine  bestimmte  prozen- 
tuelle Beteiligung  verschiedener  Berufe  vorhanden  ist  usw.  Bei 
diesem  Verfahren  würde  es  aber  lange  dauern,  bis  man  zu  befriedigen- 
den Eesultaten  gelangt,  weil  die  vielen  einander  durchkreuzenden 
Faktoren,  aus  denen  jene  Verhältnisse  entstanden  sind,  sich  nur  sehr 
schwer  voneinander  sondern  lassen. 

Oder  man  konnte  ausgehen  von  besonders  ausgeprägten 
Fällen,  z.  B.  dem,  daß  das  eigene  Kapital  besonders  stark  oder 
besonders  schwach  ist,  daß  unter  den  Mitgliedern  die  Landwirte  oder 
die  Handwerker  usw.  besonders  stark  vertreten  sind.  Bei  solchen 
stark  ausgeprägten  Erscheinungen  liegt  die  AVahrscheinlichkeit  vor, 
daß  sie  entweder  auf  eine  einzige  vorwaltende  Ursache  oder  auf 
mehrere  in  der  gleichen  Eichtung  Avirkende  Faktoren  zurückzuführen 
sind.  Daher  ist  hier  eher  die  Möglichkeit  gegeben,  zu  begründeten 
Hypothesen,  ja  vielleicht  sogar  schon  unmittelbar  zu  endgültigen 
Resultaten  zu  gelangen. 

Man  wird  daher  einstweilen  diesem  Verfahren  den  Vorzug  ein- 
räumen müssen.  Durch  weitere  zweckentsprechende  Gruppierung  der 
wirtschaftlichen  Tatsachen  wird  man  dann  zu  ermitteln  suchen,  ob 
ein  konstantes  Verhältnis  vorliegt  oder  nicht.  Erweist  sich  dasselbe 
bei  wiederholter  sj^stematischer  Gruppierung  als  konstant,  so  wird 
die  Hypothese  zur  Theorie.  In  dieser  Hinsicht  wird  sich  die  hier 
zum  ersten  Male  systematisch  angewendete  Methode,  die  ausge- 
prägten Typen  durch  Verstärkung  oder  Schwächung 
ihrer  charakteristischen  Eigenart  abzuwandeln,  als 
besonders  fruchtbar  erweisen. 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  sehr  viel,  ja,  alles  von 
dem  Wege  abhängt,  den  man  gerade  einschlägt,  und  auf  dem  man 
nunmehr  schneller  oder  erst  nach  umfangreichen  Versuchen  zu  dem 
gewünschten  Ziele  gelangt.  Die  Wahl  des  einzuschlagenden  Weges 
wird  wesentlich  erleichtert  durch  Erfahrungen,  welche  der  For- 
schende selbst  auf  dem  von  ihm  gewählten  Untersuchungsgebiete 
gesammelt  hat. 

Material.  Unser  Material  umfaßt  1.  die  Geschäftsberichte  von 
Genossenschaften  und  2.  die  Betriebsstatistik  des  Allgemeinen  Ver- 
bandes deutscher  Erwerbs-  und  Wirtschafts- Genossenschaften. 

In  den  für  die  vorliegende  Arbeit  verwendeten  Geschäfts- 
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berichten  Schulze-Delitzsch'scher Kreditgenossenschaften  findet  man 
regelmäßig  eine  Bilanz,  ein  Gewinn-  und  Verlustkonto  und  eine  so- 
genannte Geschäftsübersicht,  welche  die  Bewegungen,  d.  Ii.  Ab-  und 
Zugang  auf  den  einzelnen  Konten  des  Hauptbuches  zeigt  (Verkehrs- 
oder Umsatzbilanz,  auch  Eohbilanz  genannt).  Neben  diesen  zahlen- 
mäßigen Ausweisen  ist  dann  in  mehr  oder  weniger  ausführlicher 
Weise  eine  textliche  Erläuterung  zu  den  Veränderungen  auf  den 
einzelnen  Konten,  sowie  in  der  Mitgliedschaft  während  des  abge- 
laufenen Jahres  gegeben.  Bei  den  größeren,  bereits  mehr  bankmäßig 
betriebenen  Genossenschaften  findet  man  häufig  noch  eine  allgemeine 
Übersicht  über  die  gesamte  wirtschaftliche  Lage. 

Was  sodann  die  Genossenschafts-Statistik  betrifft,  so  ent- 
hält diese  vier  Haupt-Kolonnen  (Allgemeines,  Bilanz  am  Jahres- 
schlüsse, Berechnung  und  Verteilung  des  Reingewinns,  Kredite  im 
Vorschuß-,  Diskont-  und  Kontokorrent-Geschäft)  mit  einer  ganzen  An- 
zahl von  Spezialkolonnen  (1903:  zusammen  82).  An  dieses  aus  den 
Geschäftsabschlüssen  entnommene  Tabellenwerk  schließt  sich  eine 
Statistik  über  die  Bewegung  der  Mitgliedschaft  und  die  Einteilung 
der  Mitglieder  nach  Berufsklassen.  So  ist  eine  Betriebsstatistik  ent- 
standen, welche  wohl  geeignet  ist,  einerseits  größeren  Kreisen  die 
wachsende  Bedeutung  der  genossenschaftlichen  Organisation  vor  Augen 
zu  führen,  andererseits  aber  auch  den  Genossenschaftspolitikern  und 
der  Wissenschaft  wertvolles  Material  zu  liefern.  In  der  gesamten 
übrigen  Bankwelt  gibt  es  noch  keine  derartige  Zusammenstellung, 
wie  sie  für  die  Aktiengesellschaften  höchst  erwünscht  wäre. 

Doch  bei  alledem  leidet  die  Genossenschaftsstatistik  noch  an 
manchen  Mängeln. 

Unter  den  Aktiven  ist  es  zunächst  das  Disko ntwechsel- 
Konto,  bezüglich  dessen  die  größte  Verschiedenheit  bei  der  Aus- 
füllung der  betr.  Kolonne  des  Jahrbuches  herrscht.  So  kann  mau 
häufig  die  Wahrnehmung  machen,  daß  kleine  Genossenschaften  eine 
große  Summe  als  diskontierte  Wechsel  einsetzen,  während  große 
Genossenschaften  nur  verhältnismäßig  kleine  Beträge  angeben.  Im 
ersteren  Falle  geht  eben  alles,  was  Wechsel  heißt,  über  ein  Wechsel- 
konto, das  alle  Arten  von  Wechseln  in  sich  faßt,  ohne  daß  man  da- 
bei die  durchaus  verschiedene  wirtschaftliche  Grundlage  berücksich- 
tigt, auf  welcher  das  Diskont-,  (Geschäfts-) Wechsel-  und  das  Vor- 
schußgeschäft gegen  Wechsel  beruht.  (Weiteres  hierüber  unten.)  Auch 
die  Scheidung  der  Diskontwechsel  von  den  Wechseln,  welche  als 
sogenannte  Primadiskonten  mit  Prima-Bank-Unterschriften  von  den 
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Genossenschaften  zur  Anlage  überflüssiger  Gelder  angekauft  werden, 
ist  eine  sehr  mangelhafte.  Ein  Vergleich  der  Brutto-Erträge  auf  dem 
Diskontwechsel-Konto  mit  den  aus  beiden  Wechselarten  sich  zusammen- 
setzenden Beständen  würde  leicht  zu  Irrtümern  Veranlassung  geben, 
da  der  Ankauf  von  Primadiskonten  regelmäßig  zu  einem  niedrigeren 
Zinsfuße,  dem  sogenannten  Privatdiskont,  erfolgt.  Wenngleich  die 
Zahl  der  Genossenschaften,  welche  diesen  Geschäftszweig  betreiben, 
verhältnismäßig  klein  ist,  so  würden  dieselben,  zumal  da  es  sich 
meistenteils  um  größere  Vereine  mit  einer  nach  kaufmännischen 
Grundsätzen  ausgestalteten  Buchführung  handelt,  jederzeit  in  der  Lage 
sein,  eine  Trennung  herbeizuführen.  Über  die  Verbuchung  der 
Prolongationen,  welche  bei  Aufstellung  der  Statistik  der  Anwaltschaft 
die  größte  Sorge  bereitet,  werden  wir  in  dem  Abschnitte  „Prolonga- 
tionen" zu  sprechen  Gelegenheit  nehmen. 

Unter  den  Passiven  vermissen  wir  eine  Einteilung  der 
Spareinlagen  nach  ihren  Kündigungsfristen,  etwa  in  sofort 
und  nach  voraufgegangener  Kündigungsfrist  rückzahlbare.  Diese 
Scheidung  ist  um  so  notwendiger,  als  man  erst  dann  vollständig 
übersehen  kann,  welche  Schulden  des  Vereins  kurzfälliger  oder  lang- 
fristiger Natur  sind,  und  in  welchem  Verhältnis  hierzu  seine  liquiden 
Mittel  stehen.  Ferner  ist  eine  Zerlegung  der  Kolonne  „Sonstige 
fremde  Gelder"  (Kol.  28 d),  welche  eine  Sammelrubrik  für  alle 
möglichen  Beträge  ist,  durchaus  wünschenswert.  Da  sich  in  ihr  nicht 
nur  Kontokorrent-Schulden,  sondern  auch  häufig  Anleihen  bei  Banken 
und  anderen  Genossenschaften  verbergen,  so  ist  man  nicht  in  der 
Lage,  die  letzteren  den  unter  den  Aktiven  besonders  aufgeführten 
Guthaben  bei  Banken  und  Vereinen  gegenüberzustellen. 

Diese  und  andere  Mängel  der  in  dem  Jahrbuche  enthaltenen 
Statistik  begegneten  uns  auch  in  dem  weitaus  größten  Teile  der 
Geschäftsberichte  der  einzelnen  Genossen  sc  haften,  und 
zwar  nicht  allein  bei  den  kleinen  Genossenschaften,  sondern  auch 
bei  manchen  größeren  und  großen,  deren  Bilanzzahlen  bereits  einen 
bankmäßigen  Betrieb  verraten.  Der  Inhalt  vieler  Geschäftsberichte 
ist  außerordentlich  dürftig,  nicht  wenige  leiden  geradezu  an  fehler- 
hafter Anlage,  was  ihre  wissenschaftliche  Brauchbarkeit  außer- 
ordentlich verringert. 

Manche  Genossenschaften  fügen  ihren  Berichten  eine  statistische 
Ubersichtüber  ihre  bisherige  Entwickelung  bei.  So  will- 
kommen derartige  Zusammenstellungen  unter  Umständen  sind,  so 
geringen  Wert  haben  sie  andererseits,  wenn  sie  infolge  ihrer  Un- 
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Genauigkeit  geeignet  sind,  falsche  Vorstellungen  zu  erwecken. 
Wenn  beispielsweise,  wie  wir  beobachten  konnten,  jahrelang  die  pro- 
longierten Kredite  mit  den  neugewährten  zusammen  als  „gew^ährte 
Vorschüsse"  aufgeführt  worden  sind,  dann  aber  plötzlich,  entsprechend 
einer  anderen  Auffassung  der  Verwaltung,  nur  die  neugewährten 
Kredite  in  die  Statistik  eingesetzt  werden,  so  muß  der  plötzliche 
starke  Eückgang  dieses  Geschäftszweiges  um  fast  die  Hälfte  —  die 
Beträge  der  neuen  und  der  prolongierten  Kredite  waren  bis  dahin  immer 
annähernd  gleich  groß  gewesen  —  auffallend  erscheinen  und  den 
oberflächlichen  Beobachter  zu  falschen  Schlußfolgerungen  verleiten. 
Derartige  Fehlerquellen  bleiben  vollständig  verborgen,  wenn  nicht 
durch  eine  Anmerkung  darauf  verwiesen  wird,  oder  wenn  dem  Be- 
obachter nur  das  eine,  die  Zusammenstellung  enthaltende  Exemplar 
der  Geschäftsberichte  zur  Verfügung  steht,  sodaß  ihm  ein  tieferes 
Eindringen  zur  Erkenntnis  der  auffallenden  Erscheinung  nicht  mög- 
lich ist. 

Sodann  müssen  wir  noch  kurz  auf  die  Bezeichnung  der 
einzelnen  Konten  in  den  Bilanzen  hinweisen.  Diese  weichen 
in  den  verschiedenen  Geschäftsberichten  häufig  so  sehr  voneinander 
ab,  daß  ohne  vorherige  Nachfrage  bei  den  betr.  Genossenschaften 
eine  Vergleichbarkeit  nicht  erzielt  werden  kann.  Die  Verbands- 
leitung hat  seit  langem  diesen  Mangel  empfunden  und  deshalb  auf 
dem  Allgemeinen  Genossenschaftstage  zu  Danzig  (1903)  zur  Er- 
langung möglichster  Einheitlichkeit  in  den  Geschäftsberichten  den 
Kreditgenossenschaften  ein  Schema  sowohl  für  die  Aufstellung  der 
Bilanz,  als  auch  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  empfohlen,  dessen 
Innehaltung  u.  E.  sich  jede  Genossenschaft  zur  Pflicht  machen  sollte. 

Ferner  begegneten  wir  häufig  dem  Fehler,  daß  in  den  Berichten 
nur  die  Netto-Bilanz,  wie  sie  sich  nach  der  dem  Aufsichtsrate 
vorgeschlagenen  Gewinnverteilung  ergibt,  veröffentlicht  wird.  Daß 
dadurch  ein  unklares  Bild  über  die  Geschäftslage  entsteht,  ist  leicht 
einzusehen.  Nicht  allein,  daß  die  Gläubiger  bei  dem  Fehlen  des  Gewinn- 
bzw. Verlustbetrages  nicht  zu  prüfen  vermögen,  ob  und  wieviel  ver- 
dient, oder  ob  mit  Verlust  gearbeitet  worden  ist  ^)  —  es  würden  auch 
die  Aktivkonten,  auf  denen  eine  Abschreibung  erfolgt  (Grundstücks-, 
Mobilien-  und  Effektenkonto)  kleiner,  dagegen  die  Passivkonten, 
welche  Zuweisungen    erhalten  (Reservefondskonto  u.  a.),  größer 


^)  Schulze-Delitzsch,  Vorschuß-  und  Kreditvereine  als  Volksbanken,  neu 
bearbeitet  von  Dr.  H.  Crüger.  S.  313. 
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erscheinen,  als  sie  tatsächlich  am  Jahresschlüsse  gewesen  sind 
Man  hat  eine  Bilanz  vor  sich,  wie  sie  sich  am  Beginn  des  neuen 
Geschäftsjahres  stellt.  Auf  weitere  Einzelheiten  in  den  Mängeln  des 
Materials  werden  wir  im  Laufe  der  vorliegenden  Untersuchung  bei 
den  einzelnen  Abschnitten  zurückzukommen  Gelegenheit  haben. 

Die  von  uns  angeführten  Fehler  und  Ungenauigkeiten  sind  nicht 
so  sehr  den  Bearbeitern  der  Statistik,  als  vielmehr  den  zu  derselben 
berichtenden  Vorständen  der  Genossenschaften  zuzuschreiben.  Diese 
können  ferner  ihrerseits  manche  Mängel  nicht  abstellen,  ohne  daß 
eine  Umgestaltung  oder  Erweiterung  der  Buchführung  vorhergeht. 
Was  ferner  die  dürftigen  Geschäftsberichte  mancher  Genossenschaften 
betrifft,  so  sind  auch  hier  Verbesserungen  nur  schrittweise  durch- 
zuführen, um  so  mehr  als  diese  wohl  oft  mit  einer  Erhöhung  der  all- 
gemeinen Unkosten  verknüpft  sind.  Aber  dauernd  darf  hierdurch 
die  Verbesserung  der  Geschäftsberichte  und  der  Betriebsstatistik 
nicht  aufgehalten  werden.  Sie  ist  sowohl  im  Interesse  der  Praxis 
wie  der  Wissenschaft  mit  allen  Kräften  anzustreben. 

Hier  behandelte  Probleme.  Aus  der  Fülle  der  genossen- 
schaftlichen Probleme  konnten  hier  nur  einige  wenige  herausgegriffen 
und  behandelt  werden.  Der  Weg,  den  wir  betreten,  muß  ja  erst  ge- 
bahnt, die  Methoden  der  Untersuchung  müssen  erst  ausgebildet 
werden.  Zu  dem  Zwecke  bedarf  es  der  Vorarbeiten,  und  lediglich 
als  eine  solche  ist  die  gegenwärtige  Studie  zu  betrachten.  Nament- 
lich gilt  das  von  den  an  zweiter  Stelle  behandelten  „Umsatz en". 
Hier  handelte  es  sich  zunächst  hauptsächlich  darum,  das  Wesen  der 
Umsätze  und  die  richtige  Methode  ihrer  Ermittelung  zu  klären. 
Wesentlich  weiter  gelangten  wir  bei  der  an  erster  Stelle  behandelten 
„Berufsgliederung  der  Mitgliedschaft".  Hier  sind  be- 
reits Methoden  entwickelt,  die  sich  für  die  Behandlung  anderer 
Probleme  direkt  verwerten  lassen. 

Die  vorliegende  Untersuchung  ist  ja  überhaupt  nur  dazu  be- 
stimmt, Wege  aufzufinden,  auf  denen  man  zu  einer  gründlichen 
Erkenntnis  kreditgenossenschaftlicher  Fragen  gelangen  kann.  Ihr 
Zweck  ist  keineswegs,  schon  Ergebnisse  zu  liefern,  die  für  die  Praxis 
sofort  zu  verwerten  sind.  Maßgebend  war  für  uns  dasjenige,  was 
der  große  französische  Naturforscher  George  Cuvier  im  Hinblick 
auf  die  Methode  der  Naturwissenschaften  einmal  sagte,  daß  „nicht 
genug  das  Gewicht  der  Methoden  hervorgehoben  werden  kann, 
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welche  von  weit  größerer  Bedeutung  sind,  als  irgend  eine  einzelne 
Entdeckung,  so  überraschend  sie  auch  sein  mag". 


II. 

Berufsgliederung  der  Mitgliedschaft  von  Kreditgenossen- 
schaften. 

Yorbemerkungen.  Eine  der  meist  umstrittenen,  noch  heute 
nicht  zu  einer  endgültigen  Lösung  gelangten  Organisationsfragen  auf 
dem  Gebiete  des  neuzeitlichen  Genossenschaftswesens  ist  diejenige, 
ob  die  Mitgliedschaft  von  Kreditgenossenschaften  zweckmäßigerweise 
einem  einzelnen  Berufsstande  oder  mehreren  entnommen  werden  soll. 
Abgesehen  von  der  aus  der  historischen  Entwickelung  allmählich  hervor- 
gegangenen Trennung  der  Genossenschaften  in  solche,  welche  vorzugs- 
weise auf  das  Kreditbedürfnis  der  städtischen  Bevölkerung  und  solche, 
welche  in  erster  Linie  auf  die  Verhältnisse  des  platten  Landes  zuge- 
schnitten sind,  haben  sich  im  Laufe  der  Zeit,  und  zwar  besonders  im  letzten 
Jahrzehnt  des  verflossenen  Jahrhunderts,  andere  Bestrebungen  be- 
merkbar gemacht.  Man  trachtete  danach,  gewissermaßen  die  länd- 
lichen Eaiffeisen-Kassen  auf  das  Gewerbe  zu  übertragen,  d.  h.  man 
versuchte,  ebenso  wie  die  Landwirtschaft  in  ländlichen  Darlehns- 
kassen  auch  das  Handwerk  in  sogen.  Handwerker  -  Kreditkassen  zu 
organisieren.  Hatte  sich  bald  nach  dem  Auftreten  der  modernen 
Genossenschaftsbewegung  eine  gewisse  Arbeitsteilung  zwischen  Stadt 
und  Land  vollzogen  dadurch,  daß  die  Genossenschaften  Eaiffeisen- 
schen  Systems  die  Hauptaufgabe  ihrer  Tätigkeit  in  der  Befriedigung 
des  ländlichen  und  damit  speziell  des  landwirtschaftlichen  Personal- 
Kreditbedürfnisses  erblickten,  so  glaubte  man  nunmehr,  innerhalb 
der  Schulze-Delitzsch' sehen  Kreditgenossenschaften,  in  welchen 
alle  möglichen  Erwerbsklassen,  darunter  nicht  zum  mindesten  die 
Landwirtschaft,  vertreten  waren,  eine  Trennung  der  verschiedenen 
Berufsabteilungen  vornehmen  und  für  jede  einzelne  von  ihnen  beson- 
dere Kreditgenossenschaften  gründen  zu  müssen.  Man  versuchte  sogar, 
die  großen  Berufsabteilungen  in  kleinere  Gruppen  zu  gliedern  und 
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für  diese  sowohl,  wie  schließlich  für  jede  Innung  sogen.  Innungs- 
banken ins  Leben  zu  rufen.  So  bestand  das  Wesen  dieser  ganzen 
Bewegung  darin,  die  genossenschaftliche  Organisation  zur  Trennung 
der  verschiedenen  Berufsarten  zu  gebrauchen.^) 

Auf  die  Frage,  inwieweit  es  zweckmäßig  ist,  verschiedene  Be- 
rufe bei  einer  und  derselben  Kreditgenossenschaft  zu  beteiligen, 
können  wir  hier  nicht  näher  eingehen.  Einerseits  sagt  man,  daß 
dadurch  Angebot  und  Nachfrage  von  Kapitalien  besser  zeitlich  und 
örtlich  verteilt  Averden,  daß  das  Risiko  geringer  wird  usw.  Anderer- 
seits behaupten  die  Vertreter  der  Berufssonderung,  daß  jeder  Beruf 
seine  eigentümlichen  Anforderungen  an  Art  der  Verwaltung,  Kredit- 
gewährung usw.  stelle,  weshalb  es  unzweckmäßig  sei,  so  verschiedene 
Bedürfnisse  zusammen  befriedigen  zu  wollen. 

Diese  Anschauungen  stehen  sich  gegenüber,  ohne  daß  auf  Grund 
der  bisherigen  Ermittelungen  eine  Verständigung  oder  auch  nur 
eine  vorläufige  Klärung  möglich  wäre.  Wir  wollen  versuchen,  eine 
solche  auf  neuem  Wege  anzubahnen.  Zu  dem  Zwecke  beschäftigen 
wir  uns  mit  dem  Material  der  S  c h  u  1  z  e  -  D  e  1  i  t  z  s  c  h '  sehen  K r  e  d  i  t  - 
genossen  sc  haften. 

Hinsichtlich  dieser  Genossenschaften  begegnet  man  noch  heute 
in  vielen  Kreisen  der  irrtümlichen  Auffassung,  daß  ihre  Mitglied- 
schaft, wenn  auch  nicht  ausschließlich,  so  doch  vorzugsweise  dem 
„kleingewerblichen  Mittelstande''  angehöre  und  in  erster  Linie  aus 
selbständigen  Handwerkern  bestehe.  So  irrig  diese  Ansicht  ist, 
so  will  sie  doch,  trotz  zahlenmäßig  belegter  Gegenbeweise,  be- 
sonders im  Lager  der  ländlichen  und  landwirtschaftlichen  Darlehns- 
kassen  nicht  verstummen.  Seit  langer  Zeit  hat  deshalb  der  Allge- 
meine Verband  der  deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften neben  seiner  Betriebsstatistik  einen  besonderen  Wert  auf 
die  Ermittelung  des  Anteils  der  verschiedenen  Berufsklassen  an  den 
ihm  angehörigen  Vereinen  gelegt.  Aus  dieser  seit  1870  regelmäßig 
geführten  Mitgliederstatistik  geht  hervor,  daß  einerseits  die  verhältnis- 
mäßige Beteiligung  der  selbständigen  Landwirte  (sowie  der  Gärtner, 
Förster  und  Fischer)  an  den  zur  Anwaltschaft  des  Verbandes  be- 
richtenden, d.  h.  ihren  Jahres- Abschluß  einreichenden,  Kredit-Genossen- 
schaften von  19,8  o/o  im  Jahre  1870  auf  28,2  %  im  Jahre  1903,  also 


^)  Vgl.  Vorwort  zum  Jahrb.  des  Allgem.  Verb,  deutscher  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften  für  1901. 
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um  rund  9^0  gestiegen  ist,  und  daß  andererseits  heute  die  selb- 
ständigen Landwirte  in  ihnen  sogar  den  relativ  größten  Prozentsatz 
der  Mitgliedschaft  im  Durchschnitt  bilden.  Erst  an  zweiter  Stelle 
stehen  die  selbständigen  Handwerker  mit  24,8  7o?  denen  die  selb- 
ständigen Kaufleute  und  Händler  mit  9,8%  folgen.  Dieses  durch- 
schnittliche Prozentverhältnis  der  Beteiligungsziffer  wird  natürlich 
von  einer  großen  Anzahl  von  Vereinen  inbezug  auf  einzelne  Berufs- 
klassen weit  übertroffen,  während  andererseits  sehr  viele  von  ihnen 
dasselbe  nicht  erreichen.  Den  Kreditgenossenschaften  der  ersteren 
Art  werden  wir  uns  im  folgenden  zuwenden. 

Relativ  starke  Beteiligung  einiger  Berufsklassen.  Wir  unter- 
scheiden folgende  drei  Haupttypen  von  Genossenschaften: 

1.  Die  Genossenschaften  mit  relativ  hoher  Beteiligung  von  Land- 
wirten. 

2.  Die  Genossenschaften  mit  relativ  hoher  Beteiligung  von  Hand- 
werkern. 

3.  Die  Genossenschaften  mit  relativ  hoher  Beteiligung  von  Kauf- 
leuten. 

Das  Material,  welches  uns  für  unseren  Zweck  zu  Gebote  stand, 
war  die  im  Jahrbuche  1903  des  Allgemeinen  Verbandes  enthaltene 
besondere  „Statistik  über  die  Bewegung  der  Mitgliedschaft  und  die 
Einteilung  derselben  nach  Berufsklassen".  Aus  ihr  wurde,  von  den 
extremsten  Fällen  der  Beteiligung  jeder  der  drei  obengenannten  Be- 
rufsklassen ausgehend,  systematisch  eine  Anzahl  von  Genossenschaften 
ausgewählt. 

Das  Minimum  der  Beteiligungsziffer  wurde  bei  den  Landwirten 
auf  75%,  bei  den  Handwerkern  auf  55%  und  bei  den  Kaufleuten 
auf  35  %  festgesetzt.  Diese  verschiedene  Behandlung  war  unvermeid- 
lich, weil  die  drei  Gruppen,  wie  vorhin  nachgewiesen,  in  ganz  ver- 
schiedenem Maße  bei  den  Genossenschaften  beteiligt  sind.  Es  han- 
delte sich  eben  nur  darum,  möglichst  scharf  ausgeprägte 
Typen  zu  gewinnen. 

Aus  folgender  Tabelle  ist  ersichtlich,  wie  stark  in  den  Genossen- 
schaften mit  stärkster  Eigenart  der  Berufsgliederung  die  vorwaltenden 
Berufsklassen  vertreten  sind. 
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Tabelle  L 

Schärfste  Ausprägung  des  Berufscharakters  vou  Kreditgenossen- 

schafteu. 


Lfd.  Nr, 
der  Ge- 
nossen- 

Mlt- 
glieder 
am  1.  L 

1904 

Davon 
selD- 
ständig'e 
Land- 
wirte 

LiCl.  jNr. 
der  Ge- 
nossen- 
schaften 

Mlt- 
g-lieder 
aml.L 

1904 

Davon 
selb- 
ständige 
Mancl- 
werker 

Lid.  JNr. 
der  Ge- 
nossen- 
schaften 

luit- 
g'lieder 
am  1. 1. 

1904 

Davon 
selb- 
ständige 
Kauf- 
lente 

321 

75  0  o/a 

1 

352 

55  3  ^1. 

1 

167 

35  9  OL 

2 

901 

75  7 

2 

609 

55,4 

2 

126 

36  5 

3 

248 

76  2 

3 

463 

55  5 

3 

399 

40  0 

4 

489 

76  8 

4 

161 

55,6 

4 

229 

41^4 

5 

694 

76.8  „ 

5 

97 

55^6 

5 

171 

43'8 

6 

913 

77  1 

6 

154 

55,8 

6 

166 

49^3  l 

7 

282 

11  6 

7 

211 

55' 8  " 

7 

173 

508 

8 

131 

78,4  „ 

8 

71 

5ß!3  " 

8 

355 

53,5  „ 

9 

527 

78,9  „ 

9 

314 

56,6  „ 

9 

369 

63,6  „ 

10 

1234 

79,0  „ 

10 

128 

57,0  „ 

11 

354 

79,6  „ 

11 

199 

57.7  „ 

12 

289 

79,9  „ 

12 

258 

57,7  „ 

13 

547 

80,0  „ 

13 

375 

57,8 

14 

938 

81,0  „ 

14 

231 

6o:o  „ 

15 

360 

84,4  „ 

15 

50 

62;o  „ 

16 

716 

92,5  „ 

16 

387 

64,3  „ 

17 

62 

96,7  „ 

17 

44 

65,9  „ 

18 

65 

67:6  „ 

19 

419 

68.5  „ 

20 

382 

79,3  ,. 

Summe 

Durch- 
schnitt^) 

9006 

78,8% 

4970 

60,7% 

2155 

47,8% 

Diese  Genossenschaften  bilden  nur  einen  geringen  Bruchteil 
aller  zur  Mitgliederstatistik  berichtenden  Vereine:  er  beträgt  bei 
der  ersten  Kategorie  1,7%,  bei  der  zweiten  2,0%  uncl  bei  der 
dritten  nur  0,9  % ;  es  sind  also  Genossenschaften  von  so  ausgeprägter 
Eigenart  verhältnismäßig  selten.  Aber  die  Zahl  derjenigen  Genossen- 
schaften, in  welchen  die  Landwirte  unter  den  Mitgliedern  das  Über- 
gewicht haben,  ist  erheblich  größer,  als  es  nach  unserer  Tabelle  den 
Anschein  hat,  weil  diese  nur  bis  zu  75%  herunter  geht,  bei  den 
Handwerkern  dagegen  bis  zu  55  ^/o ,  bei  den  Händlern  bis  zu 
35  %.   Bei  gleicher  Behandlung  der  drei  Kategorieen,  ja  schon  bei 


^)  Dieser  Durchschnitt  ist  selbstverständlich  kein  arithmetischer,  sondern  ein 
„quantifizierter"  Durchschnitt  (ebenso  in  Tab.  III  ft'.),  d.  h.  die  einzelnen  Genossen- 
schaften sind  darin  nach  ihrer  verhältnismäßigen  Bedeutung  berücksichtigt. 

2 
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Herabsetzung  der  Minimalzilfer  für  Landwirte  auf  55%  würde  das 
Übergewicht  der  Landwirte  weit  schärfer  hervortreten. 

Die  Tabelle  zeigt  ferner,  daß  die  Maximalbeteiligung  der 
Landwirte  an  Schulze-Delitzsch'schen  Kreditgenossenschaften  sogar 
den  Prozentsatz  von  96,7%  erreicht,  die  der  Handwerker  nur  79,3  % 
und  die  der  Kaufleute  und  Händler  nur  63,6%.^) 

Was  die  durchschnittliche  Mitgliederzahl  anbetriift, 
so  beträgt  dieselbe  in  der  ersten  Kategorie  von  Genossenschaften 
530,  in  der  zweiten  248  und  in  der  dritten  239.  Bei  einem  Vergleich 
dieser  Zahlen  mit  der  durchschnittlichen  Mitgliederzahl  aller  zur  Mit- 
gliederstatistik berichtenden  979  Vereine  (554)  ergibt  sich,  daß  die  Ge- 
nossenschaften der  ersten  Kategorie  dieser  Norm  am  nächsten  kommen, 
während  diejenigen  der  beiden  anderen  weit  dahinter  zurückbleiben. 
Mit  anderen  Worten:  die  Vereine  mit  starker  Beteiligung  von 
Landwirten  dürfen  in  bezug  auf  ihre  Größe  als  normale  angesehen 
werden. 

Daß  selbst  in  den  von  uns  gebildeten  Genossenschaftsgruppen 
von  scharf  ausgeprägtem  Charakter  noch  eine  zum  Teil  ganz  an- 
sehnliche Mischung  mit  anderen  Berufsklassen  vorhanden  ist,  beweist 
Tabelle  II,  welche  die  in  jeder  Gruppe  vorhandene  Durchschnitts- 
beteiligung derver schiede nen  Berufsklassen  nachweist. 
Der  Kürze  halber  sind  die  einzelnen  Gruppen,  wie  auch  später,  als 
Typen  A,  B,  C  bezeichnet  worden,  (vgl.  Tab.  II.  S.  727). 

Im  allgemeinen  ist  das  von  Schulze-Delitzsch  aufgestellte 
Schema  für  die  Mitgliederstatistik  beibehalten  worden,  jedoch  mit  dem 
Unterschiede,  daß  die  Reihenfolge  der  Berufsklassen  eine  etwas  andere 
wurde,  daß  ferner  die  ziemlich  bedeutungslose  Klasse  12  des  Jahr- 
buch-Schemas (Dienstmänner,  Dienstboten)  mit  der  Klasse  5  (Fabrik- 
arbeiter, Bergarbeiter,  Handwerksgesellen)  vereinigt,  und  die  eben- 
falls sehr  wenig  ins  Gewicht  fallenden  Klassen  7  (Handlungskommis 
und  sonstige  kaufmännische  Gehilfen)  und  9  (Briefträger,  untere 


^)  Hier  wäre  noch  zu  erwähnen,  d.ai3  das  Ton  der  Berufsbeteiligung  ent- 
worfene Bild  insofern  kein  ganz  wahrheitsgetreues  ist,  als  von  den  ihre  Eechnungs- 
abschlüsse  an  die  Anwaltschaft  des  Verbandes  einsendenden  1016  Genossenschaften 
sich  im  Jahre  1903  nur  979,  also  96%,  an  der  Mitgliederstatistik  beteiligten.  Aber 
durch  diese  Tatsache  sowohl,  wie  ferner  durch  den  Umstand,  daß  selbst  die  ge- 
naueste Berufsangabe  in  einem  Mitgliederverzeichnisse  nicht  ausschließt,  daß  der 
Vorstand  einer  Genossenschaft,  unkundig  der  besonderen  Verhältnisse  des  Ortes,  an 
welchem  ein  Mitglied  seinen  Wohnsitz  hat,  dieses  in  eine  falsche  Klasse  einreiht, 
dürfte  das  Resultat  der  vorstehenden  Tabelle  nicht  wesentlich  beeinflußt  worden  sein. 
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Eisenbahn-,  Telegraphen-  und  Postbeamte,  Eisenbahnarbeiter,  unselb- 
ständige Schiffer,  Kellner)  überhaupt  fortgelassen  wurden.  Infolge- 
dessen enthält  unsere  Tabelle  statt  12  nur  9  Berufsklassen,  und 
die  Gesamtbeteiligungsziffer  der  einzelnen  Gruppen  erreicht  nicht 
voll  100 

Tabelle  IL 

Durchschnitts-Beteiligung  der  Berufsklassen  bei  den  Genossen- 
schaften  mit  ausgeprägtem  Berufscharakter. 

Absolute  Zahlen. 


Typen 

Selbständige 
Landwirte 

Selbständige 
Handwerker 

Selbständige  Kauf- 
leute u.  Händler 

Fabrikanten,  Berg- 
werksbesitzer, Bau- 
Unternehmer 

Unternehmer  im 
Transportgewerbe, 
Gastwirte 

Liberale  Berufe, 
Beamte 

Rentner,  Pensio- 
näre etc. 

Gehilfen  u.  Arbeiter 
in  der  Landwirtsch. 

Fabrikarb.,  Hand- 
werks-Ges.,  Dienst- 
männer, Dienstboten 

Zu- 
sammen 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Typus  A. 

7101 

719 

308 

27 

185 

239 

121 

94 

55 

8849 

,  B. 

365 

3018 

406 

246 

233 

171 

236 

74 

203 

4952 

„  C. 

107 

488 

1031 

114 

102 

161 

106 

3 

16 

2128 

Verhält 

n  i  s  - 

Zahlen. 

Typus  A. 

78,8% 

7,9% 

3,4% 

0,3% 

2,0% 

2,6% 

1,3% 

1,4% 

0,6  o/o 

98,3% 

7,3  „ 

60,7 

8,1  „ 

4,9  „ 

4.6  „ 

3,4  „ 

4,7  „ 

1,4  „ 

4,0  „ 

99,1  „ 

;:  l 

4.9  „ 

22.6  „ 

47,8  „ 

5.2  „ 

4.7 

7,4  „ 

4,8  „ 

0,1  „ 

0,7  „ 

98,2  „ 

Jahrbuch- 
Durch- 
schnitt ^) 

28,2% 

24,8% 

9,8% 

3,6% 

4,8% 

6,8% 

8,0% 

2,7  % 

7,7% 

96,4  % 

Neben  den  Erwerbstätigen  der  drei  großen  Berufsklassen  Land- 
wirtschaft, Kleingewerbe  und  Handel,  welche  mit  wenigstens  47  % 
(Typus  C)  an  dem  Mitgliederbestande  beteiligt  sind,  und  welche  vor- 
zugsweise die  Genossenschaft  zur  Befriedigung  ihres  Kreditbedürf- 
nisses benutzen,  nehmen  auch  Angehörige  solcher  Berufe  an  den 
Vorteilen  dieser  Institute  teil,  welche  wenig  oder  niemals  in  die 
Verlegenheit  kommen,  den  Kredit  zu  beanspruchen,  sondern  lediglich 
ihre  Zahlungsgeschäfte  durch  dieselben  besorgen  lassen,  oder  sie 


^)  D.  h.  der  Durchschnitt  für  alle  nach  dem  Jahrbuch  an  der  Statistik  be- 
teüigten  Kreditgenossenschaften. 

2* 
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zur  gewinnbringenden  Anlegung  ihrer  größeren  oder  kleineren  Er- 
sparnisse aufsuchen.  Natürlich  liegt  der  Anteil  der  letztgenannten 
Klassen  fast  in  allen  Typen  unter  den  entsprechenden  Durchschnitten 
des  Jahrbuches,  weil  schon  die  obengenannten  drei  Berufe  verhältnis- 
mäßig stark  vertreten  sind.  Immerhin  erhellt  aus  der  Tabelle  zur 
Genüge,  daß  die  Vorschuß-  und  Kreditvereine  nicht  die  Genossen- 
schaften des  „kleingewerblichen  Mittelstandes"  sind. 

Werfen  wir  schließlich  einen  Blick  auf  die  geographische  Ver- 
teilung der  den  drei  Typen  angehörenden  Genossenschaften,  so  können 
wir  feststellen,  daß  diejenigen  Vereine,  in  denen  die  selbständigen 
Landwirte  das  stärkste  Übergewicht  unter  den  Mitgliedern  haben, 
sich  meist  in  den  Provinzen  Ostpreußen,  Westpreußen  und  Posen 
befinden.  9  Genossenschaften,  d.  h.  mehr  als  die  Hälfte  des  Typus  A, 
haben  ihren  Wohnsitz  in  Orten  des  östlichen,  stark  agrarischen  Deutsch- 
land. Speziell  in  der  Provinz  Ostpreußen  hat  sich  von  Anbeginn  eine 
sehr  erhebliche  Ausbreitung  der  Schulze-Delitzsch'schen  Vor- 
schuß-Vereine vollzogen,  an  der  sich  die  Landwirtschaft  von  Hause 
aus  sehr  rege  beteiligt  hat.  Überhaupt  hat  sich  die  genossenschaft- 
liche Arbeit  hier  in  so  hohem  Maße  entwickelt,  daß  „die  Vorschuß- 
Vereine  zurzeit  in  erster  Eeihe  derjenigen  Institute  in  der  Provinz 
stehen,  welche  dem  Personalkredit  der  Landwirte  dienen".^) 

Für  die  Genossenschaften  mit  relativ  starker  Beteiligung  von 
Handw^erkern  kommen  in  erster  Linie  die  thüringischen  Staaten 
in  Betracht ,  in  denen  5  Vereine  mit  mehr  als  56  7o  dieser  Berufs- 
klasse, mithin  ein  Viertel  des  Typus  B,  tätig  sind.  Die  wirtschaft- 
liche Struktur  dieser  Ländchen,  in  denen  eine  namhafte  Hausindustrie 
(Porzellan-,  Glas-,  Perlen-  und  Holz  waren  fabrikation)  ^),  nicht  nur  in 
den  Klein-  und  Landstädten,  sondern  auch  in  den  recht  armen  Dörfern, 
blüht,  dürfte  schon  als  eine  natürliche  Vorbedingung  für  das  über- 
wiegende Vorhandensein  von  Genossenschaften  gewerblichen  Charakters 
gelten.  An  zweiter  Stelle  steht  Württemberg  mit  4  Genossenschaften ; 
die  noch  verbleibenden  11  Vereine  des  Typus  B  liegen  über  Süd- 
und  Westdeutschland  verstreut. 

Was  endlich  den  Typus  C  betrifft,  so  ragen  der  Zahl  nach  drei 
Berliner  Vereine  hervor,  deren  Mitgliedschaft  sich  zu  einem  erheb- 


^)  „Der  Personalkredit  des  ländlichen  Kleingmndbesitzes  in  der  Provinz  Ost- 
preußen" in  den  Schriften  des  Yer.  f.  Sozialpolitik  Bd.  74.  (1896). 

2)  Ygl  Handbuch  der  Wirtschaftskunde  Deutschlands.  Bd.  III.  S.  243, 
278,  284,  288,  735. 
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liehen  Teile  aus  Kaufleuten  und  Händlern  zusammensetzt,  während 
die  übrigen  sechs  Genossenschaften  unregelmäßig*  über  das  Deutsche 
Keich  verteilt  sind. 

Passiva.    1.  Geschäftskapital  (Unternelinmiigskapital).  Zu 

den  ersten  und  schwierigsten  Fragen  bei  der  Gründung  und  Organi- 
sation von  Genossenschaften  gehört  die  Bildung  des  Unternehmungs- 
oder Geschäftskapitals.  Unter  letzterem  versteht  man  den  Geldwert 
aller  einer  Unternehmung  zur  Verfügung  stehenden  Sachgüter,  d.  h. 
die  Summe  aller  in  derselben  tätigen  Kapitalien,  mögen  sie  nun  aus 
Grundstücken,  Gebäuden,  Wertpapieren  oder  barem  Gelde  bestehen. 
Betrachtet  man  daraufhin  die  Bilanz  einer  Kreditgenossenschaft,  so 
findet  man  das  Geschäfts-  oder  Unternehmungskapital  sowohl  auf 
der  Seite  der  Passiva  als  auch  der  Aktiva.  Während  jene  uns  zeigt 
wie  die  Kapitalien  zusammengebracht  worden  sind  (Kapitalbeschaffung), 
läßt  diese  die  verschiedenartige  Anlage  der  nunmehr  zur  Verfügung 
stehenden  Mittel  erkennen  (Kapitalverwendung).  Auf  der  Passiv- 
seite ist  vor  allem  zu  ersehen,  in  welchem  Verhältnis  das  Geschäfts- 
kapital aus  eigenem,  d.  h.  nur  von  den  Vereinsmitgliedern  auf- 
gebrachtem Kapital  besteht,  das  am  Gewinn  und  Verlust  des  Unter- 
nehmens beteiligt  ist,  oder  aus  fremdem,  sowohl  von  Mitgliedern, 
wie  von  Nichtmitgliedern  beschafftem  Kapital,  das  nicht  am  Gewinn 
und  Verlust  teilnimmt.  Sie  läßt  auch  die  Zusammensetzung  des 
eigenen  Kapitals  aus  Geschäftsguthaben  und  Eeserven  erkennen. 
Erstere  bestehen  aus  den  von  den  einzelnen  Mitgliedern  an  die 
Vereinskasse  geleisteten  Einzahlungen  auf  ihre  Geschäftsanteile; 
letztere  werden  in  den  ersten  Jahren  des  Bestehens  einer  Genossen- 
schaft in  der  Regel  aus  dem  gesamten  Reinerträge,  später  meistens 
nur  aus  einem  Teile  desselben  gebildet;  auch  fließen  die  Eintritts- 
gelder neuer  Mitglieder  in  den  Reservefonds.  In  diesen  sogen, 
„gesetzmäßigen"  Reserven,  sowie  den  zur  Deckung  außerordent- 
licher Verluste  gebildeten  Speziaireserven  besitzt  die  Genossen- 
schaft ein  Vermögen,  welches  von  dem  Wechsel  der  Mitglieder 
völlig  unabhängig  ist  und  ihr  vondiesen  niemals  wieder  entzogen 
werden  kann.  Sie  sind  das  Vermögen  der  Genossenschaft 
im  Gegensatze  zu  dem  Mitgliedervermögen,  den  Geschäftsgut- 
haben der  einzelnen  Genossen. 

Mit  der  Bezeichnung  „Geschäftskapital"  oder  „Unter- 
nehmungskapital" treten  wir  einem  bisher  üblichen  Sprach- 
gebrauch der  kreditgenossenschaftlichen  Praxis  entgegen,  welche 
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immer  nur  von  einem  „Betriebskapital",  „Betriebsfonds"  oder  dgl. 
spricht,  worunter  sie  die  Summe  der  eigenen  und  fremden  Gelder 
versteht.  Diese  Definition  ist  nicht  zutreffend:  „Betriebskapital"  ist 
lediglich  der  für  die  Zwecke  des  Geschäftsbetriebes  freie  Teil  des 
Geschäftskapitals  im  Gegensatze  zu  dem  dauernd  festgelegten  „An- 
lagekapital." In  der  Volkswirtschaftslehre  unterscheidet  man  her- 
kömmlich ganz  analog  zwischen  „umlaufendem"  und  „stehendem" 
Kapital. 

Bei  den  Kreditgenossenschaften  ist  ein  Teil  des  Kapitals  regel- 
mäßig in  Mobilien,  Utensilien  usw.  und  sehr  häufig  auch  in  Immo- 
bilien dauernd  festgelegt  und  damit  Anlagekapital  geworden. 

Übrigens  ist  dieser  Gegensatz  von  Anlage-  und  Betriebskapital 
für  die  Kreditgenossenschaften  von  verhältnismäßig  untergeordneter 
praktischer  Bedeutung,  da  der  weitaus  größte  Teil  des  Geschäfts- 
kapitals tatsächlich  Betriebskapital,  d.  h.  für  wiederholte  Verwen- 
dung im  Geschäftsbetriebe  auf  relativ  kurze  Zeit  verfügbar  ist. 
Das  dauernd  festgelegte  Anlagekapital  spielt  eben  in  den  Kredit- 
genossenschaften, wie  im  Handel  überhaupt,  eine  geringe  Rolle. 

Von  großer  Bedeutung  dagegen  ist,  zu  wissen,  auf  wie 
lange  Zeit  das  Betriebskapital  festgelegt  ist.  Mit  diesem  Problem 
werden  wir  uns  später  zu  beschäftigen  haben. 

2.  Das  eigene  Geschäftskapital.  Die  relative  Größe  des 
eigenen  Geschäftskapitals,  d.  h.  das  Verhältnis  des  eigenen  zum 
fremden  oder  zum  gesamten  Kapital,  ist  im  allgemeinen  ein  guter 
Maßstab  für  die  Beurteilung  der  Solidität  und  Kreditwürdigkeit 
einer  Unternehmung.  Das  eigene  Kapital,  haftet  in  erster  Linie  den 
Gläubigern  für  alle  ihre  Forderungen;  gleichzeitig  bietet  es  aber 
auch  die  beste  Gewähr  für  die  Existenz  der  Unternehmung,  denn 
über  das  eigene  Kapital  kann  in  den  meisten  Fällen  unbeschränkt 
verfügt,  und  es  kann  nicht  leicht  —  bei  der  Aktiengesellschaft  über- 
haupt nicht,  es  sei  denn,  daß  eine  Herabsetzung  des  Aktienkapitals 
erfolgt  —  der  Unternehmung  entzogen  werden. 

Ein  starkes  eigenes  Kapital  kann  unter  Umständen  eine  zu- 
verlässigere Grundlage  für  die  Kreditwürdigkeit  einer  Unternehmung 
bilden,  als  die  Solidarhaft  der  Teilhaber.  Dies  wird  besonders  dort 
der  Fall  sein,  wo  die  Mitgliedschaft,  wie  bei  den  meisten  Genossen- 
schaften, aus  unbemittelten,  wirtschaftlich  schwachen  Existenzen  be- 
steht. Einer  solchen  Genossenschaft  werden  die  Gläubiger  lediglich 
auf  die  Höhe  des  eigenen  Kapitals  hin  Vertrauen  entgegenbringen. 
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da  dieses,  in  concreto  vorhanden,  ihnen  eine  weit  ausgiebigere  Sicher- 
heit zu  bieten  vermag,  als  selbst  die  etwaige  unbeschränkte  Halt- 
pflicht aller  Mitglieder. 

Aus  diesen  Gründen  ist  das  Vorhandensein  eines  möglichst 
hohen  eigenen  Kapitals  dringend  wünschenswert. 

In  der  Ansammlung  eines  eigenen  Kapitals  erblickte  Schulze- 
Delitzsch  das  „ideale  Mittel  der  kapitalbildenden  Kraft  seiner 
Vorschußvereine,  der  Versorgung  des  Arbeiter-  und  Gewerbestandes 
mit  einem  ausreichenden,  selbst  ersparten  eigenen  Betriebskapital".^) 
Dies  ist  jedoch  nur  insoweit  zutreffend,  als  das  eigene  Kapital 
der  Genossenschaft  tatsächlich  nicht  jederzeit  wieder  entzogen 
werden  kann.  Gerade  hier  aber  stoßen  wir  auf  eine  überraschende 
Eigentümlichkeit  der  Genossenschaft:  ihre  Mitglieder  können 
jederzeit  wieder  austreten. 

Allerdings  bestehen  bezüglich  des  Austritts  gewisse  gesetzliche 
Vorschriften,  durch  welche  der  Willkür  des  Einzelnen  Schranken 
gezogen  werden.  Das  Gesetz  hat  eine  Kündigungsfrist  —  mindestens 
drei  Monate  —  vorgeschrieben  und  läßt  den  Austritt,  abgesehen 
von  dem  einen  Falle  der  Übertragung  des  Guthabens  auf  ein 
anderes  Mitglied,  nur  zum  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  zu.  Beides 
hat  den  Zweck,  die  Veränderungen  im  Mitgliederbestande  und  die 
sich  daran  knüpfenden  Verpflichtungen  der  Kasse  längere  Zeit  vor- 
her übersehen  zu  können.  Es  fragt  sich  aber,  ob  das  Wesen  der 
Genossenschaft  jenes  Kündigungsrecht  der  Genossen  mit  sich  bringt. 
Die  Genossenschaft  soll  doch  eine  besonders  innige  Vereinigung  der 
Genossen  sein,  inniger  als  eine  Aktiengesellschaft.  Trotzdem  ist  hier 
nur  ein  Verkauf,  keine  Kündigung  des  ilnteils,  wie  bei  der  Genossen- 
schaft, zulässig. 

Allerdings  bleiben  die  Mitglieder  auch  nach  ihrem  Ausscheiden 
immer  noch  eine  Zeitlang  den  Gläubigern  der  Genossenschaft  ver- 
haftet, und  diese  Tatsache  wird  für  letztere  sehr  wesentlich  sein. 
Aber  je  schwieriger  jenen  der  Austritt  gemacht  wird,  um  so  ge- 
ringeren Schwankungen  ist  einesteils  der  Bestand  des  eigenen  Ge- 
schäftskapitals unterworfen,  und  um  so  mehr  verringert  sich  anderen- 
teils für  die  einzelnen  Genossen  die  Gefahr  etwaiger  Solidarhaft, 
deren  Inanspruchnahme  für  die  Gläubiger  ebenfalls  mißlich  und 
schwierig  ist. 


^)  „Entwickelmig  des  Genossenschaftswesens  in  Deutschland",  Sammelwerk  von 
Schulze-Delitzsch  1870.    S.  191. 
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Wie  erwähnt,  gehen  die  meisten  Genossenschaften  aus  dem  Be- 
dürfnis unbemittelter  Erwerbstätiger  hervor.  Deshalb  können 
bezüglich  der  eigenen  Kapitalbildung  anfangs  meist  nicht  so  hohe 
und  strenge  Anforderungen  gestellt  werden,  wie  an  eine  Aktien- 
gesellschaft. Vielmehr  wird  man  ein  relativ  hohes  eigenes  Kapital 
nur  durch  allmähliche  Ansammlung  erreichen  können. 

Auf  dem  Gebiete  des  landwirtschaftlichen  Genossenschafts- 
wesens, und  zwar  in  den  Vereinen  Raiffeisen 'sehen  Systems 
hielt  man  die  Ansammlung  eigener  Geschäftskapitalien  vielfach 
grundsätzlich  für  überflüssig;  man  meinte,  es  sei  eine  wunderliche 
Zumutung,  daß  Leute,  welche  mit  des  Lebens  Not  und  Mühen 
gerade  genug  zu  kämpfen  hätten,  auch  noch  Geld  für  zukünftige 
Generationen  aufbringen  sollten.  Man  betrachtete  den  Grund  und 
Boden  der  berufstätigen  Landwirte  als  die  sicherste  Grundlage  für 
den  Kredit  derselben.^) 

Inwieweit  diese  Anschauung  zutrifft,  haben  wir  hier  nicht  zu 
untersuchen.  Der  Grund  und  Boden  ist  jedenfalls  in  Krisenzeiten 
nicht  leicht  zu  verwerten  und  daher  zur  Deckung  von  Verpflich- 
tungen nur  in  sehr  beschränktem  Maße  fähig.  Jener  Schulze- 
Delitzsch' sehe  Grundsatz  trägt  sicherlich  besser  dem  Wesen  einer 
Kredit  genossenschaft  Rechnung. 

Da  nun  aber  tatsächlich  die  Geschäftsguthaben  relativ  leicht 
den  Genossenschaften  entzogen  werden  können,  so  läßt  sich  ein 
erhebliches  eigenes  Vermögen  der  Genossenschaft  dauernd  nur 
sichern  durch  Ansammlung  von  Reserven. 

Li  der  genossenschaftlichen  Praxis  haben  sich  im  Laufe  der 
Entwicklung  gewisse  Normen  herausgebildet,  die  auf  den  Verbands- 
tagen zu  allgemein  gültigen  und  leitenden  Grundsätzen  bei  der 
Organisation  von  Kreditgenossenschaften  erhoben  worden  sind.  So 
wurde,  um  die  Elxistenz  einer  solchen  Genossenschaft  im  allgemeinen 
zu  garantieren,  das  normale  Verhältnis  des  eigenen  zum  fremden 
Geschäftskapital  für  die  ersten  Jahre  des  Bestehens  mit  ca.  10  %  fest- 
gesetzt, für  etwas  ältere  Genossenschaften  mit  20 — 25  7o  '^^^ 
die  ältesten  schließlich  mitöO^o-^)  üas  bedeutet  in  Prozenten  des 
gesamten   Geschäftskapitals  ungefähr:   10%  bzw.  20%  bzw. 

Ob  diese  Prozentsätze  von  den  drei  Genossenschaftstypen  A, 


^)  Z  ei  dl  er,  Geschichte  des  deutschen  Genossenschaftswesens  der  Neuzeit, 
S.  271. 
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B,  C  erreicht  werden,  und  wieweit  die  ihnen  angehörigen  Genossen- 
schaften von  denselben  noch  entfernt  sind,  resp.  bereits  über  sie 
hinausgehen,  veranschaulicht  die  folgende  Tabelle  (Tab.  III). 


Tabelle  III. 

Eigenes  Kapital  in  Prozenten  des  Geschäftskapitals. 

N  


50  ö 

cü  rH;  Ä 
.  .  rn 


Typus  A. 


Typus  B. 


ü  'S 


Typus  C. 


1 

2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 
10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 


Durch- 
schnitt 


13,4 
9,0 
13,4 
18,6 
26.8 
2i;6 
46,0 
9,2 
23,6 
12,4 
29,0 
4.5 
15.4 

21  ;o 

10,7 
14,9 
1,3 


5,6 
6,5 
2,8 
7,5 
5,4 

7,1 
5,0 
2,3 
4,6 
4,7 
5,4 
6,0 
4,8 
3,6 
7,1 
12,0 
3,9 


0/ 

/o 

19,0 
15,5 
16,2 
26,1 
32,2 
28,7 
51,0 
11,5 
28,2 
17,1 
34,4 
10,5 
20.2 
24,6 
17,8 
26,9 
5,2 


1 

2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 


15,6% 


5,7  % 


21,3% 


0/ 

/o 

26,8 
7,8 
25.0 
18;9 
12,7 
28,0 
18,2 
48,7 
31,9 
43,6 
24,5 
17,3 
8,1 
8.5 
10,0 
11,4 
45,0 
24,3 
18,8 
31,0 


7,8 
4,4 
5,8 

13,2 
2,7 

15,7 
7,3 
2,7 
2,0 
2,0 
7,3 
4,5 
2,2 
0.2 
5,3 
3,7 
1,4 
2,4 
5.0 
6,3 


34,6 
12,2 
30,8 
32,1 
15,4 
43,7 
25,5 
51,4 
33,9 
45,6 
31,8 
21,8 
10,3 
8,7 
15,3 
15,1 
46,4 
26,7 
23,8 
37,3 


I  I 
18,0%  4,9% '22,9% 


% 

18,6 

28,7 

12,4 

10,8 

45,5 

51,4 

21,9 

43,7 

23,7 


% 

2,0 

1,0 

4,7 

5,5 

10,9 
3,1 
3,5 

21,7 
2,3 


0/ 

/o 

20,6 
29,7 
17,1 
16,3 
56,4 
54,5 
25,4 
65,4 
26,0 


26,5%  8,5% 


35,0% 


Wie  die  Durchschnittszahlen  zeigen,  bewegt  sich  das  eigene  Ge- 
schäftskapital zwischen  21,3  ^/o  und  35  des  gesamten  Unterneh- 
mungskapitals, wobei  auf  den  Typus  A  der  niedrigste,  auf  den  Typus  C 
der  höchste  Prozentsatz  entfällt. 

Diese  Zahlen  bieten  uns  Gelegenheit,  zu  bemerken,  wie  außer- 
ordentlich verschieden  sich  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Ge- 
nossenschaften gestalten ;  sie  lassen  erkennen,  daß  noch  manche  von 
ihnen  von  dem  erstrebenswerten  Ziele  recht  weit  entfernt  sind,  daß 


^)  Schulze- Delitzsch,  Vorschuß-  und  Kreditvereine  als  Volksbanken, 
bearb.  v.  Crüger,  S.  99. 
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einige  jedoch  dasselbe  bereits  weit  überholt  haben.  Die  in  der 
Tabelle  vorgenommene  Trennung  des  eigenen  Kapitals  in  Geschäfts- 
guthaben und  Reserven  zeigt  sogar,  daß  in  zwei  Genossenschaften 
des  Typus  A  (Nr.  12  und  Nr.  17)  die  Bildung  von  Geschäftsguthaben 
durch  diejenige  von  Reserven  überholt  worden  ist.  Dadurch  haben 
diese  Genossenschaften  sich  gegenüber  der  Austritts-Möglichkeit  ihrer 
Mitglieder  einen  unantastbaren  Fonds  gesichert  und  stellen  zugleich 
den  treu  bleibenden  Genossen  relativ  hohe  Dividenden  für  spätere 
Zeiten  in  Aussicht,  was  die  Austritts-Wahrscheinlichkeit  naturgemäß 
verringern  wird. 

So  ist  es  gekommen,  daß  z.  B.  die  Genossenschaft  Nr.  17  des 
Typus  A  ihren  Mitgliedern  für  das  Jahr  1903  eine  Dividende  von 
nicht  weniger  als  20  7o  ausgezahlt  hat,  während  dieselbe  im  Jahre 
1902  10  im  Jahre  1901  nur  8  7,,  betragen  hatte.  Auffällig  ist 
freilich  bei  dieser  Genossenschaft  der  stete  Rückgang  der  Mitglieder- 
zahl  und  die  dadurch  herbeigeführte  Verringerung  der  Geschäfts- 
guthaben. Es  könnte  sein,  daß  dies  die  Ursache,  und  die  Erhöhung 
der  Reserven  erst  die  Folge  wäre.  Jedenfalls  muß  die  Verringerung 
der  Geschäftsguthaben  bei  gleichzeitiger  Steigerung  der  Reserven 
mit  der  Zeit  die  Dividenden  von  selbst  erhöhen. 

Was  die  Höhe  der  Reserven  betrifft,  so  hat  zwar  das  Aktien- 
gesetz genau  bestimmt,  daß  der  Reservefonds,  solange  er  nicht  10  ^/o 
des  Grundkapitals  betrage,  durch  jährliche  Rückstellung  von 
mindestens  V20  des  Reingewinns  zu  bilden  sei;  das  Genossenschafts- 
gesetz jedoch  enthält  hinsichtlich  der  Höhe  der  Reserven  überhaupt 
keine  zwingenden  Vorschriften.  Das  Fehlen  derselben  hat  die  An- 
waltschaft der  Schulze'schen  Kreditgenossenschaften  veranlaßt,  im 
'  §  50  ihres  „Musterstatuts  für  Vorschuß-  und  Kredit  vereine"  als 
Verhältnis  des  Reservefonds  zum  Geschäftskapital  5  ^/o  vorzuschlagen. 
Indessen  dürfte  dieser  Satz  für  heutige  Verhältnisse  nicht  mehr 
überall  ausreichend  sein,  da  bereits  eine  große  Anzahl  von  Genossen- 
schaften in  dem  letzten  Jahrzehnt  eine  dem  bankmäßigen  Betriebe 
immer  ähnlicher  werdende  Entwickelung  genommen  hat.  Auf  Grund 
dieser  Erwägungen  wurde  auch  auf  dem  Unterverbandstage  der 
norddeutschen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  im  Jahre 
1902  bereits  empfohlen,  bei  etwaigen  Statuten-Änderungen  das  ge- 
nannte Verhältnis  auf  10  %  zu  erhöhen.  ^)  Betrachtet  man  darauf- 
hin die  Tabelle  III,  so  zeigen  die  Durchschnittszahlen  der  drei  Typen, 


')  Blätter  f.  Genossenschaftswesen  1902  Nr.  50. 
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daß  das  Verhältnis  von  5  ^/o  überall  erreicht  ist,  nirgends  aber  das- 
jenige von  10  Diesem  Satze  kommt  nur  der  Ty\ms  C  sehr  nahe, 
welcher  auch  relativ  die  meisten  Genossenschaften  enthält,  die  einen 
bankmäßig-  entwickelten  Geschäftsverkehr  haben. 

Überhaupt  ist  bei  diesem  Typus  das  Verhältnis  des  eigenen 
Kapitals  zum  ganzen  Geschäftskapital  das  relativ  günstigste,  bei 
Typus  A  das  relativ  ungünstigste;  Typus  B  steht  dem  Typus  A 
näher  als  dem  Typus  C. 

Von  Bedeutung  für  die  Größe  des  eigenen  Kapitals  ist  auch 
die  Größe  des  einzelnen  Geschäftsanteils.  Werden  sie 
sehr  groß  bemessen,  so  wird  hierdurch  die  Entstehung  von  Genossen- 
schaften aus  minder  bemittelten  Kreisen  erschwert,  werden  sie  sehr 
klein  bemessen,  so  erschwert  das  die  Vergrößerung  der  Genossen- 
schaften, selbst  wenn  inzwischen  die  Mitglieder  wirtschaftlich  erstarkt 
sind.  Auch  sonst  wäre  in  dieser  Hinsicht  noch  manches  zu  sagen, 
Für  uns  hier  handelt  es  sich  aber  nur  um  die  Frage,  ob  zwischen 
Berufsgliederung  und  Größe  des  einzelnen  Geschäftsanteils  ein  Zu- 
sammenhang besteht.  Um  dies  zu  ermitteln,  betrachten  war  zu- 
nächst die  folgende  Tabelle.  In  ihr  berechneten  wir  für  die  Genossen- 
schaften der  drei  Typen  A,  B,  C  den  Betrag  des  auf  ein  Mitglied 
durchschnittlich  entfallenden  Geschäftsguthabens  und  stellten  zum 
Vergleich  die  Größe  des  für  jede  Genossenschaft  statutarisch  fest- 
gesetzten Geschäftsanteils  gegenüber.  Dadurch  ist  die  Möglichkeit 
gegeben,  Anhaltspunkte  zu  gewinnen  hinsichtlich  der  Leistungs- 
fähigkeit der  in  den  einzelnen  Genossenschaften  überwiegenden 
Bevölkerungsschichten  (vgl.  Tab.  IV.  auf  S.  736). 

Was  zunächst  die  Durchschnittsgröße  des  einzelnen  „Geschäfts- 
guthabens" betrifft,  so  ist  das  Bild,  welches  wir  aus  der  Tabelle 
gewinnen,  ein  durchaus  klares:  Typus  A  129  Mk.,  B  288  Mk., 
C  591  Mk.  Nicht  so  klar  ist  das  Bild  hinsichtlich  der  Durch- 
schnittsgröße des  einzelnen  nominellen  „Geschäftsanteils" :  A  429  Mk. 
B  407  Mk.  und  C  520  Mk.  Aber  gerade  ein  Vergleich  zwischen 
diesen  Reihen  ist  interessant. 

Bei  den  Tj^pen  A  und  B  wurde  offenbar  die  Leistungsfähigkeit 
(oder  Opferwilligkeit  ?)  derjenigen  Schicht,  auf  die  man  vorzugsweise 
rechnete,  meist  erheblich  überschätzt  und  zwar,  wie  bei  den  Ge- 
nossenschaften 12  und  17  im  Tj^pus  A,  trotz  sehr  niedriger  Be- 


^)  Schulze-Delitzsch,  Vorschuß-  und  Kreditvereine  als  Volksbauken, 
neu  bearb.  von  Dr.  H,  Crüger.    S.  97  ff. 


Tabelle  IV. 


Diirchschiiittsgröße  des  einzelnen  Geschäftsguthatoens  und  des 
nominellen  Geschäftsanteils. 


k 

CD 

Typus  A. 

1=1 

<D 

Typus  B. 

<D 

Typus  C. 

Lfd.  Nr.  der  Genossi 
Schäften  ^ 

Durch - 
schnittl. 
Größe  des 
Geschäfts- 
Gut- 
habens 
pro  Mitgl. 
Mk. 

Größe  des 
nomi- 
nellen 
Geschäfts- 
Anteils 

Mk. 

m 
m 
O 

^  r-l 

|2 

.  t» 

=4-1 

Durch- 
schnittl. 
Größe  des 
Geschäfts- 
Gut- 
habens 
pro  Mitgl. 
Mk. 

Größe  des 
nomi- 
nellen 

Geschäfts- 
Anteils 

Mk. 

Tn 
m 
O 

^  ü 

yA 

Durch- 
schnittl. 
Größe  des 
Geschäfts- 
Gut- 
habens 
pro  Mitgl. 
Mk. 

Größe  des 
nomi- 
nellen 

Geschäfts- 
Anteils 

Mk. 

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 
10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 

III 
114 
90 
56 
85 

X\JO 

465 
125 
187 
196 
134 

18 
117 

63 
160 

78 

15 

400 
1000 
300 
150 
500 
250 
300 
200 
300 
300 
300 
100 
500 
600 
300 
600 
30 

1 

2 
3 
4 
5 
6 
7 

Ö 

o 

9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 

508 
222 
809 
280 
130 
155 
200 

70 
433 
351 
215 

92 
156 

59 

71 
233 
258 
268 
247 
157 

700 
200 
1000 
500 
300 
300 
500 
50 
500 
300 
300 
200 
300 
200 
100 
300 
300 
100 
500 
300 

1 

2 
3 
4 
5 
6 
7 

Q 

o 

9 

300 
186 
183 
512 
743 
657 
660 
1422 
445 

500 
200 
300 
1000 
1000 
300 
1500 
1000 
500 

Durch- 
schnitt^) 

129 

429 

288 

407 

591 

520 

messung  des  Geschäftsanteils.  Das  Verhältnis  der  tatsächlichen  zu  der 
erwarteten  Leistungsfähigkeit  stellt  sich  aber  bei  Typus  B  schon 
wesentlich  besser  als  bei  Typus  A.  Noch  sehr  viel  günstiger  stellt 
es  sich  bei  Typus  C.  Hier  fallen  indes  die  beiden  Genossenschaften 


^)  Der  Durchschnitt  ist  hier,  wie  überall,  ein  „quantifizierter"  und  zwar  wurde 
er  gewonnen  bei  Sp.  2,  indem  die  Gesamtsumme  der  Geschäftsguthaben  durch  die 
Zahl  der  Mitglieder,  bei  Sp.  3,  indem  die  Gesamtsumme  aller  Nominalkapitalien 
durch  die  Zahl  der  Geschäftsanteile  dividiert  wurde.  Wo  das  Geschäftsguthaben 
pro  Mitglied  größer  ist  als  der  nominelle  Geschäftsanteil,  handelt  es  sich  um  Ge- 
nossenschaften mit  beschränkter  Haftpflicht,  bei  denen  ein  Genosse  mehrere  Ge- 
schäftsanteile erwerben  kann. 
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6  und  8  entscheidend  ins  Gewicht,  bei  denen  infolge  ihrer  be- 
schränkten Haftpflicht  das  Geschäftsguthaben  des  einzelnen  Mit- 
gliedes wesentlich  größer  ist,  als  die  nominelle  Größe  des  einzelnen 
Anteils. 

In  der  folgenden  Tabelle  haben  wir  nun  das  Verhältnis  von 
Geschäftsguthaben  und  Geschäftsanteil  in  Prozenten  ausgedrückt 
und  damit  das  Prozentverhältnis  des  eigenen  zum  gesamten  Ge- 
schäftskapital verglichen. 

Tabelle  V. 

Relative  Größe  des  durchschnittlichen  Geschäftsguthabens  und 
des  eigenen  Geschäftskapitals. 


Tj'pus  A 


Einzahlg. 
in  %  des 
Geschäfts- 
Anteils 


Eigenes 
Kapital 
in  ^/o  des 
Geschäfts- 
Kapitals 


•-^  o 


Typus  B 


Einzahlg. 
in  %  des 
Geschäfts- 
Anteils 


Eigenes 
Kapital 
in  *^/o  des 
Geschäfts 
Kapitals 


Typus  C 


Einzahlg, 
in  %  des 

Geschäfts- 
Anteils 


Eigenes 
Kapital 
in  ^/o  des 
Geschäfts- 
Kapitals 


1 

27 

2 

11 

3 

30 

4 

37 

5 

17 

6 

41 

7 

155 

8 

62 

9 

62 

10 

65 

11 

44 

12 

18 

13 

23 

14 

10 

15 

52 

16 

13 

17 

50 

19,0 
15,5 
16.2 
26.1 
32;2 
28,7 
51,1 
11,5 
28,2 
17,1 
34,4 
10,5 
20,2 
24,6 
17.8 
26,9 
5,2 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 


III 
81 
56 
43 
51 
40 

140 
86 

117 
71 
46 
52 
29 
71 
74 
86 

268 
49 
rS9 


34,6 
12,2 
30,8 
32,1 
15.4 
43,7 
25.5 
51,4 
33.9 
45.6 
31,8 
21,8 
10.3 
8.7 
15.3 

i5;i 

46.4 
26;7 
23.8 
37,3 


1 

60 

2 

93 

3 

61 

4 

51 

5 

74 

6 

219 

7 

44 

8 

14 

9 

89 

20,6 
29,7 
17,1 
16,3 
56,4 
54,5 
25,4 
65,4 
26,0 


Durch- 
schnitt 


30 


21,3 


70 


22.9 


113 


35.0 


Das  Prozentverhältnis  von  Geschäftsguthaben  und  Geschäfts- 
anteil weist  wieder  eine  klare  Steigerung  auf:  Typus  A  30  ^/o, 
B  70  C  113  %.  Dagegen  ist  das  Bild  des  Prozentverhältnisses 
von  eigenem  und  Gesamtkapital  ein  wesentlich  anderes:  A  21,3%, 
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B  22,9  C  35  7o-  Dieses  letztere  Prozentverhältnis  wird  eben 
noch  durch  andere  Faktoren  beeinflußt,  als  durch  die  Leistungs- 
fähigkeit der  vorwiegenden  Bevölkerungsschicht,  durch  die  Höhe 
der  Reserven,  durch  die  Leichtigkeit  der  Beschaffung  fremder  Kapi- 
talien usw. 

3.  Das  fremde  Geschäftskapital.  Der  bei  weitem  größte  Teil 
des  Geschäftskapitals  wird  auf  dem  Wege  des  Kredits  beschafft; 
denn  es  ist  so  gut  wie  ausgeschlossen,  daß  die  ursprünglich  als 
Organisation  der  minder-  und  unbemittelten  Bevölkerungsklassen 
gedachten  und  auch  heute  noch  zum  großen  Teile  aus  wirtschaftlich 
schwachen  Existenzen  bestehenden  kreditgenossenschaftlichen  Institute 
mit  ihren  geringen,  von  den  Mitgliedern  selber  mühsam  zusammen- 
getragenen Mitteln  das  über  dieselben  weit  hinausgehende  Kredit- 
bedürfnis aller  oder  doch  der  großen  Mehrzahl  der  Genossen  be- 
friedigen können.  Dieser  Zweck  kann  nur  vollständig  erreicht 
werden  durch  die  Heranziehung  fremder  Kapitalien. 

Das  fremde  Kapital  einer  Kreditgenossenschaft  erscheint  in  den 
verschiedensten  Formen,  welche  sie  je  nach  den  Wünschen  der  Kapital- 
geber einzurichten  genötigt  ist.  Die  Geschäftsberichte  großer  und 
kleiner  Genossenschaften,  sowie  solcher  verschiedener  Gegenden  eines 
Landes  bieten  in  dieser  Beziehung  eine  wahre  Musterkarte  dar. 
Nicht  nur  darin,  ob  die  Ersparnisse  auf  längere  oder  kürzere  Dauer 
und  damit  zu  einem  höheren  oder  niedrigeren  Zinsfuße  festgelegt 
worden  sind,  beruht  jene  Verschiedenartigkeit,  sondern  auch  darin, 
ob  die  Kapitalien  aus  kleineren  oder  größeren  Beträgen  bestehen; 
auch  die  Persönlichkeit  des  Kapitalgebers,  ob  Privatleute  oder 
Banken  und  Vereine,  kommt  in  Betracht,  und  endlich  kann  auch 
die  Vorliebe  eines  Deponenten  für  eine  besondere  äußere  Form  der 
Beurkundung  des  deponierten  Betrages  der  Anlaß  für  eine  Genossen- 
schaft sein,  neue  Formen  für  den  Depositenverkehr  einzuführen.  So 
kommt  es  z.  B.  nicht  selten  vor,  daß  gerade  „kleine  Leute"  und 
Personen,  die  in  Geldangelegenheiten  etwas  schweriällig  und 
ungewandt  sind,  einer  Schuldverschreibung  auf  sechsmonatliche 
Kündigung  ein  Spareinlagenbuch  unter  denselben  Bedingungen,  oder 
einem  Kontokorrentscheine  ein  Sparkassenbuch  auf  tägliche  Kün- 
digung vorziehen. 

Eine  Einteilung  des  fremden  Geschäftskapitals  jedoch,  die  man 
fast  bei  allen  Kreditgenossenschaften  antrifft,  ist  diejenige  in  Spar- 
einlagen und  Depositen.   Wirtschaftlich  werden  beide  im  all- 
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gemeinen  dadurch  unterschieden,  daß  beim  Sparkassenverkehr  in 
der  Regel  eine  längere  Kündigungsfrist  vorgesehen  ist,  und  es  sich 
um  kleinere  Ersparnisse  der  mittleren  und  weniger  wohlhabenden 
Bevölkerungsklassen  handelt,  während  man  unter  Depositen  meistens 
größere  Beträge  ohne  oder  nur  mit  einer  kurzen  Kündigungsfrist 
zu  verstehen  pflegt.  Diese  Unterscheidung  macht  Schulze- 
Delitzsch  bereits  in  seinem  grundlegenden  Werke;  sie  ist  auch 
in  der  neuesten  Auflage  dieses  Buches  noch  zu  finden.^)  Aber  die 
Praxis  hat  sich  in  weitem  Umfange  von  diesen  Normen  entfernt. 
Seitdem  man  einerseits  Spareinlagen  mit  täglicher  i^bhebung,  sowie 
andererseits  Depositen  mit  sechsmonatlicher  und  noch  längerer  Kündi- 
gungsfrist annimmt,  ist  jene  Unterscheidung  nur  noch  eine  formelle. 
Bei  manchen  Vereinen  findet  man  sogar  schon  eine  Vermischung 
beider  unter  dem  Sammelnamen  „Depositen"  oder  ,,Einlagen";  in 
dem  Jahrbuche  des  Allgemeinen  Verbandes  dagegen  wird  noch 
die  Trennung  in  „Spareinlagen"  und  in  „Anlehen  anderer  Art" 
durchgeführt.  Ob  diese  Vermischung  der  beiden  Arten  fremder 
Kapitalien  sich  empfiehlt,  ist  freilich  eine  andere  Frage.  Für  die 
Statistik  hat  die  Unterscheidung  jedenfalls  erheblich  an  Bedeutung 
verloren,  ohne  daß  ersichtlich  ist,  welche  Bedeutung  ihr  jetzt  inne- 
wohnt. 

Neben  den  besprochenen  beiden  Formen  der  fremden  Kapital- 
beschaifung  kommen  als  die  wichtigsten  weiter  noch  in  Betracht  die 
Bargeld-Anleihen  bei  Banken  und  anderen  Vereinen  und 
der  in  Süddeutschland  besonders  gebräuchliche  Akzeptkredit. 
AVichtig  ist  für  manche  Vereine  auch  die  W  e  i  t  e  r  b  e  g  e  b  u  n  g  (Re- 
diskontierung) der  den  Kunden  diskontierten  Geschäftswechsel; 
doch  ist  deren  zahlenmäßiger  Nachweis  in  der  Statistik  höchst 
mangelhaft. 

Auf  welchem  Wege  nun,  d.  h.  unter  welchen  Formen  sich  die 
Genossenschaften  der  von  uns  aufgestellten  drei  Typen  ihr  fremdes 
Geschäftskapital  beschaffen,  und  wie  letzteres  in  ihnen  prozentuell 
verteilt  ist,  das  zahlenmäßig  darzustellen,  bezweckt  die  folgende 
Tabelle. 


^)  Schulze-Delitzsch,  Vorschuß-  und  Kreditvereine  als  Volksbanken. 
7.  Aufl.  bearbeitet  von  Dr.  H.  Crüger,  S.  88. 


Tabelle  VI. 
Beschaffung  des  fremden  (jeschäftskapitals. 

Typus  A. 


Lfd.  Nr. 

Spar- 
Einlag'en. 

Depositen 

Sonstige 

Gesamtes 
fremdes 
Geschäfts- 

der 

später  sofort 

Akzepte 

fremde 
Gelder 

Genossen- 

fällig 

kapital 

schaften 

0/ 
10 

%      1  % 

% 

% 

1 

2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 


69,0 

2,3 
100.0 
65>2 
37;3 
67,2 
100,0 
97,4 
65,6 

94,2 
95,1 

31,8 
100,0 


99,8 
24,9 
87,6 


58,6 
32,8 


31,4 
100,0 


92,5 
46,2 


0,2 


4,1 


0,6 
3,0 


6.1 

12;4 
97,7 

34,8 


22,0 


2,0 


5,8 
4,9 
7,5 


Durch- 
schnitt 


9 
10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 


67.0 


6,5 
80,0 
6,6 
100.0 


100,0 
30,1 
18.6 
100,0 
100,0 
85,4 
90,0 

94,1 

78,2 
87,6 
100,0 


24,7 

30,0 
93,5 

60,7 

89.5 

95;o 

32,0 

14,6 
100,0 


0,4 

Typus  B. 

68,8 


20,0 
20,5 

10,5 
5,0 

65,3 


100,0 
21,8 
12,4 


6,1 
11.6 


1,8 


0,6 

49,4 

10,0 
5.9 


Durch- 
schnitt 


52,3 


31,9 


12,8 


0,^ 


2.2 
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Typus  C. 


Lfd.  Nr. 

der 
Genossen- 
schaften 

Spar- 
Jiiinlag'en 

% 

Depositen 
später  sofort 
fällig 

'lo       i  % 

Akzepte 

0  / 
10 

fremde 
Gelder 

Gesamtes 
fremdes 

Geschäfts- 
kapital 

% 

1 

100,0 
88,6 

100 

2 

11,4 

— 

100 

3 

33,3 

20,9 

37,6 

8,2 

100 

4 

67,2 

10,8 

iUU 

5 

47,7 

22,4 

29,9 

100 

6 

96,0 

4,0 

100 

7 

79,3 



0,8 

19,9 

100 

8 

37;o 

30,3 

32,7 

100 

9 

60,5 

39,5 

100 

Durch- 
schnitt 

43,9 

30,6 

20,7 

3,5 

1,3 

100 

Der  vorstehenden  Tabelle  ist  die  im  Jahr  buche  1903  vorhandene 
Gliederung  der  Passiva  zugrunde  gelegt  worden,  jedoch  mit  der 
Abänderung,  daß  unter  die  sofort  fälligen  Depositen  sowohl  die  „Scheck- 
Gelder"  (Kol.  28  c.  des  Jahrbuches),  als  auch  die  „Schulden  im  Konto- 
korrent mit  und  ohne  Kredit"  (Kol.  29  des  Jahrbuches)  zusammen- 
gefaßt, und  daß  ferner  die  „Hypothekenschulden"  (Kol.  31  des  Jahr- 
buches) unter  die  „sonstigen  fremden  Gelder"  miteingerechnet  wurden. 
Über  den  Inhalt  und  Wert  der  letzterwähnten  Kolonne  des  Jahrbuches 
haben  wir  uns  bereits  gelegentlich  der  Besprechung  des  Materials 
geäußert  (cf.  S.  721).  Bei  Aufstellung  der  Tabellen  ergaben  sich  für 
diese  letzte  Kolonne  vielfach  recht  erhebliche  Prozentsätze,  sodaß  wir 
uns,  um  ihre  Zusammensetzung  zu  erfahren,  sowie  vornehmlich  im 
Hinblick  auf  die  später  zu  untersuchende  Liquidität  der  Genossen- 
schaften veranlaßt  sahen,  verschiedene  Nachfragen  anzustellen. 
Obgleich  wir  mehrfach  ohne  Antwort  blieben,  so  gelang  es  uns 
doch,  über  die  wichtigsten  Zahlen  genügenden  Aufschluß  zu  er- 
halten, was  in  der  Tabelle  berücksichtigt  worden  ist.  Bei  mehreren 
Antworten  stellte  sich  heraus,  daß  in  der  fraglichen  Kolonne  Scheck- 
gelder, kurzfällige  Depositen  und  Anleihen  mit  kürzerer  oder  längerer 
Kündigungsfrist  aufgeführt  waren,  sodaß  dementsprechende  Modifi- 
zierungen der  nach  dem  Jahrbuche  berechneten  Beträge  notwendig 
wurden.  Dort,  wo  wir  gar  keine  oder  ungenügende  Auskunft  er- 
hielten, suchten  wir  durch  Zurückgreifen  auf  frühere  Jahrgänge  des 
Jahrbuches,  in  denen  noch  eine  andere  Rubrizierung  vorhanden  ist, 
das  Fehlende  zu  ergänzen. 
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Bei  Betrachtung  der  Durchschnittszahlen  unserer  Tabellen  sieht 
man  auf  den  ersten  Blick  das  Überwiegen  der  Spareinlagen 
unter  den  fremden  Geldern  in  sämtlichen  drei  Typen.  Es  zeigen 
sich  jedoch  gewisse  Abstufungen  in  den  Prozentsätzen  derart,  daß 
im  Typus  A  die  Spareinlagen  weitaus  überwiegen,  im  Typus  B  nicht 
in  dem  Maße  vorherrschen,  und  endlich  im  Typus  C  nur  noch  ein 
geringes  Hervorragen  über  die  anderen  Arten  der  fremden  Gelder 
bemerkbar  ist,  wobei  freilich  stets  im  Auge  behalten  werden  muß, 
daß  die  Grenzlinie  zwischen  Spareinlagen  und  Depositen  eine  un- 
sichere ist. 

Insbesondere  kommt  dies  in  Betracht  für  solche  Genossenschaften, 
die  scheinbar  gar  keine  Spareinlagen  haben;  ihr  Betrag  ist  jeden- 
falls in  den  Depositen  enthalten.  Aber  auch  das  umgekehrte  Ver- 
hältnis wird  mehrfach  Platz  greifen.  Diese  Unterscheidung  hat  also, 
nach  der  jetzigen  Ausdrucksweise,  wohl  nur  geringe  Bedeutung. 
Es  wäre  aber  in  hohem  Grade  erwünscht,  „Depositen"  und  „Spar- 
Einlagen"  wieder  scharf  von  einander  zu  sondern.  Daß  die  soge- 
nannten „Sparkassengelder"  nicht  nur  in  unseren  drei  Typen,  sondern 
auch  in  sämtlichen  zur  Betriebs-Statistik  des  Allgemeinen  Verbandes 
berichtenden  Kreditgenossenschaften  Schulze-Delitzsch' sehen 
Systems  im  allgemeinen  immer  noch  die  größte  Bedeutung  für  die 
Beschaffung  von  fremdem  Kapital  haben,  ist  durchaus  erklärlich,  da 
letzteres  anfänglich  fast  ausschließlich  auf  diesem  Wege  aufgebracht 
wurde,  und  die  übrigen  Formen  der  Geidannahme  sich  erst  im 
Laufe  der  Zeit  mehr  und  mehr  entwickelt  haben.  Man  bemerkt 
daher  auch  in  den  vorstehenden  Tabellen  nur  verhältnismäßig  wenige 
Genossenschaften,  in  denen  überhaupt  keine  oder  nur  geringe  Spar- 
einlagen vorhanden  sind. 

Dort,  wo  Spareinlagen  gänzlich  fehlen,  und  der  größte  Teil  des 
fremden  Kapitals  unter  den  „später  fälligen  Depositen"  erscheint, 
handelt  es  sich,  abgesehen  von  dem  oben  erwähnten  Falle  mangel- 
hafter Unterscheidung  zwischen  Spareinlagen  und  Depositen,  ver- 
mutlich entweder  um  Vorschuß- Vereine ,  welche  infolge  der  eigen- 
tümlichen wirtschaftlichen  Verhältnisse  ihres  "Wirkungskreises  jenen 
Geschäftszweig  nicht  pflegen  konnten,  indem  die  Spareinlagen  von 
den  bereits  länger  bestehenden  öffentlichen  Sparkassen  absorbiert 
worden  sind,  oder  um  solche,  die  vielleicht  früher  Spargelder  in 
großem  Umfange  angenommen  haben,  die  jedoch  durch  die  Kon- 
kurrenz von  Banken  gezwungen  wurden,  sich  mit  diesen  in  die  Be- 
träge zu  teilen. 
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Was  die  Depositen  auf  längere  Fristen  betrifft,  so  stellt 
sich  ihr  Betrag'  im  Typus  A  am  niedrigsten  und  im  Typus  B  am 
höchsten;  im  übrigen  unterscheiden  sich  aber  die  Prozentsätze  in 
allen  drei  Typen  bezüglich  ihrer  Höhe  nicht  wesentlich  voneinander. 
Anders  dagegen  ist  es  bei  den  sofort  fälligen  Depositen;  hier 
treten  uns  bereits  größere  Unterschiede  entgegen.  So  bemerken 
wir  im  Typus  A  einen  äußerst  geringen  Prozentsatz  sofort  fälliger 
Depositen  (0,4  %),  während  dieselben  im  Typus  ß  schon  12,8  %  nnd 
im  Typus  C  sogar  mehr  als  des  gesamten  fremden  Kapitals  aus- 
machen (20,7  7o)-  Offenbar  haben  die  Kaufleute  das  stärkste  Be- 
dürfnis nach  vorübergehender  i\.ufbe Währung  von  Geldern  bei  einem 
Bankinstitute,  während  die  Landwirte  dieses  Bedürfnis  noch  fast  gar 
nicht  empfinden.   Die  Gewerbetreibenden  stehen  wieder  in  der  Mitte. 

Einer  Erwähnung  bedarf  noch  die  Spalte  „Akzepte".  Hier 
handelt  es  sich  um  Passivposten,  welche  dadurch  entstehen,  daß  die 
Genossenschaften  ihren  Mitgliedern  gestatten,  bis  zu  einer  bestimmten 
Höhe  Wechsel  auf  sie  zu  ziehen,  welche  die  Mitglieder  alsdann  jeder- 
zeit durch  Verkauf  zu  Geld  machen  können. 

Indessen  sind  mit  dieser  Art  von  Kapitalbeschaffung  mancherlei 
Gefahren  für  die  Genossenschaften  verbunden,  und  die  damit  ge- 
machten Übeln  Erfahrungen  sind  wiederholt  der  Anlaß  gewesen, 
die  Frage,  ob  die  Vereine  sich  durch  Akzept-Kredit  einen  Teil  ihres 
fremden  Geschäftskapitals  beschaffen  sollen  oder  nicht,  aut  den  Ver- 
bands- und  Unterverbandstagen  zur  Diskussion  zu  stellen.  Das  letzte 
Resultat  dieser  Beratungen,  auf  dem  Allgemeinen  Genossenschafts- 
tage zu  Hannover  (1900),  war,  daß  die  Genossenschaften  zwar  ihren 
Mitgliedern  den  Akzeptkredit  nicht  verwehren  könnten,  um  kon- 
kurrenzfähig zu  bleiben,  daß  sie  aber  denselben  im  wesentlichen 
nur  zur  Deckung  von  Waren-Verbindlichkeiten  der  Mitglieder  und 
im  Rahmen  bewilligter  bzw.  gedeckter  Kredite  gewähren  möchten 
und  zur  Deckung  der  laufenden  Akzept- Verbindlichkeiten  stets  reich- 
liche liquide  Mittel  bereit  halten  müßten.^) 

Um  zu  unserer  Tabelle  zurückzukehren,  so  variieren  die  Durch- 
schnittszahlen für  Akzepte  in  allen  drei  Typen  nur  in  sehr  mäßigen 
Grenzen.  Auffallend  ist  nur,  daß  der  Prozentsatz  im  Typus  A 
ein  höherer  ist,  als  im  Typus  C,  da  man  doch  annehmen  sollte,  daß 
die  Kunden  des  letzteren  ein  größeres  Bedürfnis  nach  dieser  Kredit- 
form hätten;  denn  die  Kaufleute,  welche  in  jenem  Typus  einen  ver- 


^)  Mitteüniigen  vom  Allgem.  Genosseuschaftstage  zu  Hannover  1900.   S.  156. 
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hältnismäßig  großen  Teil  der  Mitgliedschaft  ausmachen,  kaufen  in 
der  Regel  ihre  Waren  auf  dreimonatliches  Ziel  und  suchen  ihre  Ver- 
bindlichkeiten mit  Vorliebe  durch  Bank-Akzepte  zu  begleichen.  Die 
Gründe  für  die  genannte  Erscheinung 'werden  wohl  darin  zu  suchen 
sein,  daß  die  Genossenschaften  des  Typus  A  den  Akzept-Kredit  in 
der  Mehrzahl  der  Fälle  zur  Vergrößerung  ihres  Geschäftskapitals 
pflegen,  während  sie  im  Typus  C  denselben  in  erster  Linie  ihren  Mit- 
gliedern zur  Begleichung  von  Warenschulden  gewähren.  Indes  ist 
dies  nur  eine  vorläufige  Hypothese,  zu  deren  näherer  Untersuchung 
man  sich  mit  den  betr.  Genossenschaften  ins  Benehmen  setzen  müßte,  um 
den  Verwendungszweck  des  Akzept-Kredits  zu  erfahren.  Jedenfalls 
geben  die  Zahlen  bei  den  Genossenschaften  Nr.  3,  4,  6  und  16  des 
Typus  A  Anlaß  zu  Bedenken.  Wenn  diese,  welche  sämtlich  in  den 
Provinzen  Ost-  und  Westpreußen  gelegen  sind,  Akzepte  in  der  Höhe 
von  12—97  %  <ies  fremden  Kapitals  laufen  haben,  was  einem  Pro- 
zentsatz von  ca.  10 — 72  ^j^  des  gesamten  Geschäftskapitals  entspricht, 
dabei  aber,  mit  Ausnahme  von  Nr.  3,  nicht  einmal  ausreichend  in 
Diskontwechseln  gedeckt  sind,  so  wird  man  umsomehr  zu  der  An- 
nahme gedrängt,  daß  hier  lediglich  der  Zweck  einer  Verstärkung  des 
Geschäftskapitals  vorliegt.  Anders  dagegen  liegen  die  Verhältnisse 
bei  den  Genossenschaften  Nr.  5  und  Nr.  7  des  Typus  C,  welche 
beide  genügende  Deckung  durch  liquide  Mittel  (Diskontwechsel  und 
Bankguthaben)  aufweisen.  Die  Akzept-Kredite  der  Genossenschaften 
des  Typus  B  bedürfen  wegen  ihrer  geringen  Bedeutung  keiner  beson- 
deren Erwähnung. 

Bemerkt  sei  nur  noch,  daß  der  besprochene  Geschäftszweig  vor- 
nehmlich in  Süddeutschland  gepflegt  wird;  denn  nach  den  Zusammen- 
stellungen der  Jahresberichte  für  1893—1898  ist  Preußen  an  dem 
gesamten  Akzeptverkehr  nur  etwa  mit  dagegen  die  süddeutschen 
Staaten  Rheinpfalz,  Baden,  Württemberg  mit  den  übrigen  ^4 
beteiligt. 

Schlußbemerkungen.  Der  Einfluß  der  Berufsgliederung  auf 
die  Art  der  Beschaffung  fremder  Kapitalien  läßt  sich  danach  bisher 
nur  teilweise  feststellen.  CJm  exakt  zu  ermitteln,  ob  gewisse 
Berufsklassen  einen  Einfluß  auf  die  Zusammensetzung  des  fremden 
Geschäftskapitals  haben,  müßte  man  zunächst  sämtliche  fremden 
Kapitalien  nach  ihrer  Eigenart  scharf  klassifizieren,  also  namentlich 
die  jetzige  Vermischung  von  Spareinlagen  und  Depositen  beseitigen, 
auch  die  Rediskontierungen  mit  berücksichtigen.  Dann  wäre  ferner 
zu  ermitteln,  welchen  Anteil  die  verschiedenen  Berufsklassen  an 
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jeder  einzelnen  Art  der  Beschaffung-  fremder  Kapitalien  haben,  und 
dieser  Anteil  müßte  in  Mark  pro  Kopf  festgestellt  werden. 

In  den  Geschäftsberichten  mancher  Vorschuß-Vereine  findet  man 
bereits  eine  spezifizierte  Angabe  der  Spareinlagen-Bestände  nach 
Nummern  und  Beträgen.  Würde  man  letztere  nach  ihrer  Größe 
klassifizieren,  so  könnte  man  aus  dem  Überwiegen  der  einen  oder 
anderen  Größenklasse  auch  schon  gewisse,  allerdings  nur  hypothe- 
tische Schlüsse  auf  die  beteiligten  Berufsklassen  ziehen.  Noch  besser 
wäre  es,  die  Spareinleger  nach  ihren  Berufen  zu  klassifizieren. 

Man  würde  so  schließlich  ermitteln,  in  welchem  Umfange  den 
Kreditgenossenschaften  Kapitalien  von  den  sogen,  „kleinen  Leuten", 
wie  Dienstboten,  Arbeitern  u.  a.,  oder  von  wohlhabenderen  Bevölke- 
rungsschichten, wie  Beamten,  Ärzten,  Eechtsanwälten,  Rentnern  u.  a., 
zu  Gebote  stehen. 

Wir  verkennen  freilich  nicht  die  erhebliche  Mehrarbeit,  welche 
mit  einer  auf  solche  Zwecke  abzielenden  Betriebs-Statistik  für  die 
Vereinsvorstände  verbunden  wäre.  Indessen  wird  man  sich  nicht 
der  Einsicht  verschließen  können,  einen  wie  hohen  Wert  diese  Ver- 
besserung sowohl  für  die  genossenschaftliche  Praxis,  wie  auch  für 
die  Wissenschaft  hätte.  Letztere  könnte  daraus  ersehen,  wie  der 
Spartrieb  in  den  am  Genossenschaftswesen  beteiligten  Bevölkerungs- 
schichten ausgebildet  ist.  Durch  den  Vergleich  der  Ergebnisse  einer 
langen  Reihe  von  Jahren  könnte  man  ermitteln,  wie  der  Spartrieb 
sich  allmählich  weiter  entwickelt,  wie  sich  die  Einlagen  nicht  nur 
im  ganzen,  sondern  auch  im  einzelnen  vermehrt,  und  damit  der 
Wohlstand  der  einzelnen  Klassen  zugenommen  hat.  Die  Vereins- 
verwaltungen hätten  die  Möglichkeit,  sich  jederzeit  einen  Überblick 
zu  verschaffen,  aus  welchen  Volkskreisen  ihnen  der  größte  Teil  ihrer 
fremden  Kapitalien  zufließt,  um  sich  danach  bei  ihren  Aveiteren  Be- 
mühungen um  Erlangung  von  Spargeldern  zu  richten  und  auch,  um 
jederzeit  im  voraus  beurteilen  zu  können,  wie  weit  man  über  sie 
verfügen  darf  oder  flüssige  Mittel  zur  Deckung  bereit  halten  muß 

Aktiva.  Von  der  Beschaffung  des  Geschäftskapitals  gelangen 
wir  zu  dessen  Verwendung.  Dabei  kommt  in  erster  Linie  das 
reine  Genossen  Schaftsgeschäft  in  Betracht.  Es  umfaßt 
diejenigen  Geschäfte,  welche  lediglich  mit  den  Mitgliedern  abge- 
schlossen werden:  die  Gewährung  von  Darlehen  auf  feste  Fristen 
gegen  Schuldschein  oder  Wechsel,  die  Bewilligung  von  Krediten  in 
laufender  ^lechnung  und  die  Diskontierung  von  Geschäftswechseln. 


—   38  — 


Unter  die  erstgenannte  Geschäftsart  fallen  sämtliche  auf  ein  festes 
Ziel  gegen  eigene  resp.  gezogene  Wechsel  und  gegen  Schuldscheine, 
unter  Stellung  eines  oder  mehrerer  Bürgen  gewährten  Darlehen, 
sowie  alle  Kredite,  für  deren  Sicherheit  eine  Pfandbestellung  irgend 
einer  Art  erfolgt  ist,  und  die  man  in  der  Praxis  kurz  als  Lombard- 
Darlehen  bezeichnet. 

In  einer  großen  Anzahl  von  Genossenschaften  spielt  die  Gewährung 
von  Darlehen  gegen  hypothekarische  Sicherstellung  neben  derjenigen 
gegen  Verpfändung  von  börsengängigen  Wertpapieren  eine  Rolle. 
Im  Verlaufe  der  vorliegenden  Untersuchung  bemerkten  wir  wieder- 
holt das  Fehlen  einer  Trennung  jener  gegen  Hypothekenbestellung 
gewährten  K r  e  d i t  e  von  denjenigen  Beträgen,  welche  die  im  regel- 
mäßigen Geschäftsbetriebe  nicht  verwendbaren,  vorübergehend  in 
erstklassigen  Hypotheken  angelegten  Gelder  darstellen.  Zur  Er- 
klärung der  Statistik  des  Jahrbuches  muß  man  allerdings  erwähnen, 
daß  die  Grenzen  zwischen  beiden  Arten  von  Geschäften  oft  sich 
wirklich  nicht  sicher  ziehen  lassen.  Es  kommt  häufig  vor,  daß  eine 
Genossenschaft  zar  sicheren  Anlage  ihrer  überflüssigen  Gelder  den 
Bedürfnissen  der  Landwirtschaft  nach  Vermehrung  des  Anlage- 
kapitals entgegenzukommen  sucht;  ebenso  kommt  es  namentlich  im 
Süden  und  Westen  Deutschlands  vor,  daß  eine  Genossenschaft  von 
ihr  beliehene  Grundstücke  bei  Zwangsversteigerung  erwirbt. 

Weit  wichtiger  und  sehr  wohl  durchführbar  dünkt  uns  eine 
scharfe  Trennung  dieses  eigentlichen  Hypothekenkredits  von 
den  vorübergehend,  namentlich  zu  gewerblichen  Zwecken  gewährten 
Darlehen  gegen  Sicherheits-Hypotheken.  Daß  diese  Schei- 
dung in  den  Jahrbüchern  nicht  überall  und  in  dem  erforderlichen 
Umfange  durchgeführt  wird,  beweisen  uns  sowohl  einige  aus  eigener 
praktischer  Erfahrung  bekannte  Beispiele,  als  auch  eine  Anzahl 
authentischer  Mitteilungen  auf  Anfragen,  welche  wir  im  Verlaufe 
der  Untersuchung  bei  Genossenschafts-Verwaltungen  einzuholen  uns 
veranlaßt  sahen.  So  wissen  resp.  erfuhren  wir,  daß  eine  Eeihe  von 
Genossenschaften  sämtliche  Hypothekengeschäfte  in  die  Kol.  21  des 
Jahrbuches  (Hypotheken,  Kaufschillinge,  Steiggelder,  Güterzieler) 
einstellte,  andere  dagegen  wieder  nur  die  in  Hypotheken  angelegten 
müssigen  Geldbestände  zu  dieser  Kolonne  angaben  und  die  gegen 
Hinterlegung  von  Hypothekenforderungen  auf  kürzere  Zeit  be- 
willigten Kredite  mit  den  Lombard-Darlehen  (Kol.  15  des  Jahrbuches) 
vereinigten.  Daß  derartige  Verschiedenheiten  in  der  Auffassung  der 
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Vereinsvorstände  die  Vergleiclibarkeit  der  Geschäftsresultate  der  Ge- 
nossenschaften erheblich  beeinflussen  können,  ist  verständlich. 

Um  nun  möglichste  Vergleichbarkeit  herzustellen,  hielten  wir  es 
für  unbedingt  notwendig,  dort,  wo  wir  es  feststellen  konnten,  den- 
jenigen Teil  der  Hypothekenbestände,  der  lediglich  als  Sicherheit  für 
auf  kürzere  Zeit  gewährte  Darlehen  dient,  aus  der  oben  genannten 
Kolonne  21  des  Jahrbuches  auszuscheiden  und  mit  Eücksicht  auf 
den  Charakter  eines  Lombard-Darlehns  den  Darlehen  auf  feste 
Fristen  (Kol.  15  des  Jahrbuches :  Darlehen  gegen  Faustpfand)  hinzu- 
zufügen. Leider  war  es  nicht  immer  möglich,  dieses  Verfahren 
konsequent  durchzuführen,  da  einzelne  wiederholte  Anfragen  un- 
beantwortet blieben.  Jedenfalls  scheint  es  uns,  als  ob  die  Verbands- 
leitung auf  diese  Frage  in  Zukunft  ihr  Augenmerk  richten 
müßte,  wenn  sie  eine  möglichst  nach  allen  Seiten  hin  einwands- 
freie  Betriebsstatistik  ihrer  Genossenschaften  liefern  will.  Es 
könnte  vielleicht  in  der  AVeise  geschehen,  daß  die  Kolonne  15 
(Darlehen  gegen  Faustpfand)  geteilt  würde  in  „Darlehen  gegen 
Hinterlagen  von  Effekten  und  Waren"  und  „Darlehen  gegen  hypo- 
thekarische Sicherheit." 

Bei  der  zweiten  Kreditform,  der  D a r  1  e h n s g e  w ä h r u n g  in 
laufender  Rechnung  oder  Kontokorrent  mit  Kredit, 
handelt  es  sich  nicht  um  ein  Darlehn  von  bestimmter  Höhe  auf  be- 
stimmte Zeit,  sondern  um  einen  im  voraus  bewilligten  Höchstbetrag, 
bis  zu  welchem  in  jedem  Augenblick  beliebige  Summen  entnommen 
werden  können;  auch  steht  es  dem  Konto-Inhaber  frei,  jederzeit 
Rückzahlungen  auf  den  ihm  gew^ährten  Kredit  und  Einzahlungen 
über  denselben  hinaus  zu  leisten.  Die  Sicherstellungen  für  einen 
solchen  laufenden  Kredit  bestehen,  ebenso  wie  bei  den  Darlehen  auf 
feste  Fristen,  in  der  Bürgschaft  oder  der  Hinterlegung  von  Effekten, 
Hypotheken  und  Waren. 

Was  die  dritte  Form  der  Kreditgewährung,  die  Diskon- 
tierung von  Geschäfts  wechseln,  betrifft,  so  handelt  es  sich 
hier  um  den  Ankauf  noch  nicht  fälliger  Wechsel  seitens  der  Ge- 
nossenschaft gegen  Abzug  der  bis  zum  Verfalltage  laufenden  Zinsen. 
Auch  hier  kommen  verschiedene  Geschäftsarten  in  Frage,  nament- 
lich :  Ankauf  von  Geschäftswechseln  der  Mitglieder  und  ferner  von 
sogen.  „Diskonten",  d.  h.  erstklassigen  Wechseln  großer  Banken  und 
dergleichen. 
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Tabelle  VIL 
Relative  Bedeutung  der  wichtigsten  Aktiva. 

Typus  A. 


Lfd. 
No.  der 

Genossen- 
schaften 


Vorschüsse 


auf  feste 
Fristen 


in  laufender 
Eechnung- 


Diskon- 
tierte 
Wechsel 

10 


Hypotheken 
Kaiifschill. 
Güterzieler 

0/ 
10 


Effekten 


0/ 

10 


zusammen 


1 

2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 


32,3 
74,2 
61,1 
98,5 
73,6 
75,4 
40,5 
74,7 
53,9 
86.3 
84.6 
86,9 
97,0 
88,4 
65,7 
95,0 
80,5 


0,3 


12,7 
49,5 

6,7 
2,8 


18,1 
33,6 

10,5 
9,9 


3,5 


49,1 
0,1 


9,1 
37.1 


2,1 
17,8 


2,8 


6,3 


3,9 
5,9 


10,4 


Durch- 
schnitt 


O 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 


76,5 


19.8 

i3;3 

15,4 
29,5 
25,7 
61,2 
77,0 
4,2 
55,8 
69,7 
90,8 
72,9 
60,7 
60,3 
44.1 
69,8 

45,8 
54,7 


3,9 


56,5 

54,7 
56,7 

59,3 
23,7 

52,4 
16,1 
6,6 

24,2 
6,0 


16,7 


5,9 


Typus  B. 


13,8 
8.0 
19,6 

7,0 


11,5 
39,2 


1,0 
27,2 

19,3 
11,8 
93,9 
13,8 
19,7 


47,3 
52,1 


37.1 

5.9 


23,2 


2,7 


11.5 

i4;i 

7,5 
6,2 

1,1 
9,0 
7,3 
0,8 
0,6 


5,6 
7,6 


Durch- 
schnitt 


31,0 


24,6 


13,8 


11,7 


7,2 
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Typus  C. 


Vorschüsse 


auf  feste 
Fristen 


in  laufender 
Rechnung- 

0/ 
10 


Diskon- 
tierte 
Wechsel 


Hypotheken  ; 
Kaufschill.  Effekten 
Güterzieler  | 

0/  I  0/ 

/o         I  /o 


25,0 

11,9 
34.9 
3.3 


17.0 

25:8 


24,0 

27,3 
16.3 
76,4 
35,8 


26,1 


79.8 
39.7 
2,6 
4.7 
55,7 
79,4 
61,9 
41,3 


31,9 

2.0 

29,8 


1.6 
1,6 
0.5 
9:9 
1.0 


3.5 


18,1 


17,6 


39.2 


8,2 


1.4 


Anmerkungen  zur  Tabelle  VII  betr.  Spalte  5  (Hypoth.). 
Typus  B.  Nr.    2 :  Anlage  überflüssiger  Gelder  (47,3  %) 
„  Nr.    5:  do.  (52,1  „) 

„  Nr.  20:  do.  (23,2  „) 


In  die  vorstehende  Tabelle  sind  die  gesamten  eigentlichen 
Aktivgeschäfte  aufgenommen  worden,  also  neben  den  reinen 
Genossenschafts-Geschäften  auch  noch  das  teils  genossenschaftliche, 
teils  nicht  genossenschaftliche  Hypothekengeschäft,  sowie  die  An- 
lage überflüssiger  Gelder  in  Effekten.  Die  an  den  vollen  100  % 
alsdann  noch  fehlenden  Aktiva  setzen  sich  zum  größten  Teile  aus 
Guthaben  bei  Banken  und  anderen  Genossenschaften  und  zum  ge- 
ringeren Teile  aus  dem  Kassenbestande,  Mobilien,  Immobilien  und 
etwaigen  Einnahmeresten  zusammen. 

Wenden  wir  uns  nun  der  vergleichenden  Betrachtung  der  drei 
Typen  zu,  so  fällt  deren  große  Mannigfaltigkeit  auf.  Obgleich  die 
allgemeinen  Grundlagen,  auf  denen  die  genossenschaftlichen  Kredit- 
institute aufgebaut  sind,  und  die  Zwecke,  welche  sie  verfolgen, 
einander  gleichen,  so  sind  doch  die  Wege,  auf  denen  sie  zu  dem 
gemeinsamen  Ziele  zu  gelangen  suchen,  durchaus  voneinander  ver- 
schieden. Um  einen  einfacheren  Ausdruck  für  die  in  jedem  Typus 
vereinigten  und  so  sehr  diiferierenden  Zahlenbilder  zu  erlangen, 
sind  die  Durchschnitte  berechnet  worden. 

Wir  lichten  im  folgenden  unser  Hauptaugenmerk  auf  die  drei 
wichtigsten  Geschäftszweige  der  Kreditgenossenschaften :  die  Dar- 
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lehen  auf  feste  Fristen,  in  laufender  Rechnung  und  die  diskontierten 
Geschäftswechsel.  Das  Verhältnis  der  am  Jahresschlüsse  ausstehen- 
den Kredite  in  den  genannten  drei  Kreditformen  zu  den  Aktiven 
ist  in  den  einzelnen  Typen  im  Durchschnitt  ein  sehr  verschiedenes. 

Die  Darlehen  auf  feste  Ziele  treten  im  Typus  A  mit 
76,5  7o  besonders  stark  hervor;  im  Typus  B  machen  sie  nur  31,0% 
der  Aktiva  aus  und  fallen  endlich  im  Typus  C  auf  18,1  %.  Wäh- 
rend also  in  den  Genossenschaften  mit  starker  Beteiligung  von 
Landwirten  im  allgemeinen  ein  einziger  Geschäftszweig  vorherrscht, 
bemerkt  man  in  dem  zweiten  Typus  B  eine  mehr  gleichmäßige 
Verteilung  in  der  Verwendung  des  Geschäftskapitals.  Erst  in  den 
Genossenschaften  des  Typus  C ,  deren  Mitgliedschaften  aus  ver- 
hältnismäßig vielen  Kauf  leuten  und  Händlern  zusammengesetzt  sind, 
hebt  sich  unter  den  Ausständen  wieder  ein  einzelner  Geschäfts- 
zweig besonders  ab:  das  Diskontgeschäft,  welches  beinahe 
das  Siebenfache  desjenigen  im  Typus  A  und  fast  das  Dreifache  des- 
jenigen im  Typus  B  ausmacht. 

Es  ergiebt  sich  hieraus  eine  wohlbegründete  Hypothese  hin- 
sichtlich der  Wirkungen  der  Berufsgliederung  auf  die  Gestaltung 
des  Aktivgeschäfts :  Eine  starke  Beteiligung  von  Landwirten  scheint 
relativ  viele  Darlehen  auf  feste  Fristen,  eine  starke  Beteiligung  von 
Kaufleuten  relativ  viel  Diskontgeschäft  zu  verursachen,  während  ein 
Überwiegen  der  Handwerker  nicht  ausgeprägt  eigenartige  Aktiv- 
geschäfte zur  Folge  zu  haben,  vielmehr  eine  Spielart  des  Typus  A 
zu  erzeugen  scheint. 

Bildung  von  Untertypen.  Um  nun  endgültig  festzustellen,  ob 
die  für  die  einzelnen  Typen  charakteristischen  Erscheinungen  rein 
zufällige  oder  aber  die  Resultate  regelmäßig  wirkender  Ursachen  sind, 
wurden  innerhalb  jedes  Typus  besondere  Unter  typen  gebildet 
derart,  daß  zunächst  jeder  in  zwei  Hälften  geteilt  wurde.    So  bei 

A:  17  Genossenschaften,  2  Gruppen  zu  SVs 
B:  20  „2       „        „  10 

C:    9  „  2       „         „  4V2 

Außer  diesen  beiden  Arten  jedes  Typus  (obere  und  untere 
Hälfte)  wurde  alsdann  noch  eine  dritte  gebildet;  sie  enthält  die  sechs 
letzten  Genossenschaften,  d.  h.  diejenigen,  in  denen  der  Typus  am 
schärfsten  ausgeprägt  ist. 
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Der  Kürze  halber  fügen  wir  den  Buchstaben  der  drei  Typen 
A,  B,  C  für  ihre  Teilgruppen  arabische  Zahlen  bei,  und  zwar  be- 
zeichnen wir  die  erste  Hälfte  jedes  Typus  mit  A^.  B^,  C^,  die  zweite 
Hälfte  mit  Ao,  Bo,  C2  und  die  sechs  letzten  Genossenschaften  mit 
A3,  B3;  C3.  Die  Gruppen  A^,  Bj,  enthalten  die  Genossenschaften 
mit  unterdurchschnittlicher,  die  Gruppen  Ao,  B.,,  die  Genossen- 
schaften mit  überdurchschnittlicher  Ausprägung  der  drei  Typen,  die 
Gruppen  A3,  B3,  Cg  endlich  deren  schärfste  Ausprägung.  Wenn  wir 
den  Durchschnitt  selbst  als  A,  B,  C  in  diese  Reihe  einfügen,  ge- 
staltet sie  sich  folgendermaßen: 

A,,  A,  A,,  A, 
Bi,  B,  B2,  B3 
C:,    C,    C3,  C, 

Die  abweichende  Keihenfolge  bei  Typus  C  erklärt  sich  aus  der 
geringen  Zahl  der  in  diesem  Typus  enthaltenen  Genossenschaften. 

Wenn  der  von  uns  nach  Tabelle  VII  für  wahrscheinlich  erachtete 
Einfluß  der  Berufsgliederung  auf  die  Aktivgeschäfte  der  Genossen- 
schaften durch  unsere  neue  Gruppenbildung  bestätigt  werden  soll, 
so  muß  sich  dieser  Einfluß  in  der  eben  gebildeten  Richtung  von 
Untergruppe  zu  Untergruppe  verstärken.  Dies  soll  in  Tabelle  VIII 
für  die  drei  wichtigsten  Arten  von  Aktivgeschäften  untersucht 
werden  (vgl.  Tab.  VIII  auf  S.  752). 

Aus  der  Tabelle  ergiebt  sich  folgendes: 

1.  Im  Typus  A  verstärkt  jede  Verschärfung  dieses  Typus  die 
relative  Bedeutung  der  Darlehen  auf  feste  Fristen  und  schwächt 
dagegen  die  Bedeutung  der  Darlehen  in  laufender  Rechnung,  sowie 
der  diskontierten  Wechsel. 

2.  Bei  Typus  B  ist  dieses  Bild  auch  noch  zu  erkennen,  aber 
nicht  so  deutlich,  wie  bei  Typus  A. 

3.  Im  Typus  C  ist  das  Bild  ein  ganz  anderes.  Jede  Verschär- 
fung des  Typus  schwächt  die  Bedeutung  der  Darlehen  auf  feste 
Fristen  und  in  laufender  Rechnung,  verstärkt  dagegen  die  Bedeutung 
des  AVechseldiskontgeschäfts. 

Diese  Ergebnisse  lassen  erkennen,  daß  die  auf  Grund  von  Tabelle 
VII  gewonnene  Hypothese  zutreffend  war.  Demnach  spielt  in  den  Ge- 
nossenschaften landwirtschaftlichen  Charakters  das  Darlehns- 
geschäft  auf  feste  Fristen,  d.  h.  die  Gewährung  von  Krediten  gegen 
Bürgschaft  oder  sonstige  Sicherstellungen  auf  eine  bestimmte  Zeit, 
die  Hauptrolle.  Dagegen  verliert  das  befristete  Darlehnsgeschäft  bei 
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Tabelle  VIIL 

Relative  Bedeutung  der  wichtigsten  Aktiva  bei  Wandlung 

der  Typen. 


Stärkste 
Berufsklasse 

Darlehen 

Diskon- 

Typen 

auf  feste 
Fristen 

in  laufender 
Eechnung- 

tierte 
Wechsel 

0/ 
10 

lo 

lo 

0' 

'0 

Landwirte 

A 

A3 

76,6 
78,8 
80,7 
81,8 

Handwerker 

66,8 
76,5 
83,6 
84,1 

6,0 
3.9 
1-8 

5,9 
2,1 
0,9 

Bi 
B 
B2 
B3 

55,7 
60,7 
65.9 
72,0 

Kaufleute 

16,5 
31,0 
56,0 
44,7 

33,1 
24,6 
9,9 
5,6 

14.0 

13,8 
13,6 
19,9 

c 

C3 
C2 

39,5 
47,8 
52,2 
55,0 

23,6 
18,1 
19,0 
13,8 

23,5 
17,6 
16,2 
13,1 

16,5 
39,2 
40,7 
56,8 

den  Handwerker-  Genossenschaften  an  Bedeutung.  Zwar  bleibt  es 
im  allgemeinen  immer  noch  die  herrschende  Kreditform,  aber  deren 
Überwiegen  ist  nicht  mehr  so  stark  wie  bei  den  landwirtschaftlichen 
Kreditgenossenschaften.  Eigenartig  ist  hinsichtlich  der  Darlehen 
in  laufender  Rechnung  vor  allem,  daß  deren  Bedeutung  mit 
schärferer  Ausprägung  eines  jeden  Berufstypus  abnimmt,  nicht  nur 
bei  Typus  A,  sondern  auch  bei  B  und  C,  eine  Erscheinung,  deren  Er- 
klärung nicht  ganz  leicht  sein  wird.  Dagegen  zeigen  die  kommer- 
ziellen Genossenschaften  insofern  wieder  ein  sehr  klares  Bild,  als 
jede  Verschärfung  ihres  Typus  das  Diskontgeschäft  verstärkt. 

In  bezug  auf  das  Kontokorrent- Geschäft  sei  noch  bemerkt, 
daß  vermutlich  dessen  Bedeutung  durch  andere  Einflüsse  mehr  be- 
stimmt wird,  als  durch  die  Berufsgliederung.  So  ist  z.  B.  die  Kredit- 
form der  laufenden  Rechnung  im  allgemeinen  in  Süd-  und  West- 
deutschland gebräuchlicher  als  im  Norden  und  Osten  unseres 
Vaterlandes.  Das  bestätigen  auch  die  Zahlen  der  Tabelle  VII; 
von  den  13  Genossenschaften  mit  mehr  als  20^0   Darlehen  in 
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laufender  Rechnung  haben  allein  9  ihren  Wohnsitz  in  süddeutschen 
Staaten  und  Provinzen,  3  im  thüringischen  Staatenbunde  und  1  in 
Berlin. 

Sehen  wir  von  den  Durchschnitts-Ergebnissen  ab,  welche  wir  so- 
eben der  Betrachtung  unterzogen  haben,  so  zeigen  sich  natürlich 
i  n  n  e  r  h  a  1  b  d  e  r  e  i  n  z  e  1  n  e  n  T  y  p  e  n  die  größten  Mannigfaltigkeiten 
in  der  Ausdehnung  der  drei  wichtigsten  Geschäftsarten  (cf.  Tab.  VII), 
die  einesteils  auf  die  jeweils  vorhandenen  örtlichen  Verhältnisse, 
anderenteils  aber  auch  auf  Mängel  im  Material  zurückzuführen  sind. 
Wenn  man  in  einigen  Genossenschaften  das  Darlehnsgeschäft  auf 
feste  Fristen  gänzlich  vermißt,  wie  z.  B.  bei  Nr.  1  im  Typus  B,  so  ist 
durch  diese  Tatsache  noch  nicht  die  Vermutung  einer  mangel- 
haften Angabe  zur  Statistik  begründet.  In  diesem  Falle  ist  jener 
Geschäftszweig  durch  die  laufende  Rechnung  ersetzt,  wie  es  in  vielen 
Vereinen,  namentlich  in  Süddeutschland,  zur  Erleichterung  des  Ver- 
kehrs mit  den  Genossen  geschieht.  Wenn  dagegen,  wie  z.  B.  im 
Typus  B  Nr.  18  und  Typus  C  Nr.  7,  sow^ohl  Darlehen  auf  feste  Fristen, 
als  auch  solche  in  laufender  Rechnung  fehlen,  dafür  aber  ein  hoher 
Prozentsatz  diskontierter  Wechsel  vorhanden  ist,  so  kann  man  mit 
ziemlicher  Sicherheit  behaupten,  daß  in  derartigen  Fällen  eine  un- 
genügende Trennung  der  im  eigentlichen  Darlehnsgeschäft  (auf  feste 
Fristen)  leider  noch  häufig  benutzten  gezogenen  Wechsel  von  den 
wirklichen  Geschäfts  wechseln,  die  eine  ganz  andere  wirtschaftliche 
Grundlage  als  erstere  haben,  vorliegt.  Für  Nr.  7  des  Typus  C  finden 
wir  diese  Vermutung  auch  in  einer  Antwort  des  Vorstandes  der 
betr.  Genossenschaft  auf  unsere  Anfrage  bestätigt,  welche  wörtlich 
lautet:  „Unter  diesen  (unseren  Mitgliedern  bei  uns  diskontierten 
Wechseln)  sind  A^'echsel,  eigene  Wechsel  unserer  Mitglieder  und  auch 
Kunden  Wechsel  derselben.  Wir  halten  dies  indes  nicht  auseinander 
und  bemerken  noch,  daß  wir  nur  unseren  Mitgliedern  Wechsel  dis- 
kontieren dürfen."  Hier  werden  also  nicht  nur  die  gezogenen,  son- 
dern auch  die  eigenen  Wechsel  mit  den  Geschäftswechseln  zu- 
sammengeworfen. Auf  eine  Anfrage  bei  Nr.  18  im  Typus  B  wurde 
uns  allerdings  die  Antwort  zuteil,  daß  es  sich  um  „tatsächlich  nur 
den  Mitgliedern  diskontierte  Geschäftswechsel"  handle.  Nr.  2  im 
Typus  C  betrifft  einen  Berliner  Verein,  bei  dem  die  Kreditform 
der  Diskontwechsel  durchgehends  die  herrschende  ist.  Die  eigen- 
artigen Verhältnisse  der  Großstadt,  in  welcher  das  Vertrauen  unter 
den  Mitgliedern  zum  Vorstande  und  des  Vorstandes  zu  den  Mitgliedern 
kein  so  großes  sein  kann,  wie  an  kleineren  Plätzen,  wo  die  Ver- 
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hältnisse  durchsichtiger  sind,  erklären  es,  daß  man  dem  Geschäfts- 
wechsel den  Vorzug  einräumt.  ^) 

Die  durch  solche  Mängel  des  Materials  hervorgerufenen  Fehler 
der  Betriebsstatistik  werden  sich  um  so  mehr  zeigen,  je  kleiner  die 
Zahl  der  dabei  berücksichtigten  Genossenschaften  ist,  wie  z.  B.  in  un- 
serer Gruppe  C,  in  welcher  der  hohe  Prozentsatz  der  Diskont  Wechsel 
bei  der  oben  erwähnten  Genossenschaft  Nr.  7  das  Durchschnittsergebnis 
vielleicht  zu  stark  beeinflußt.  Um  zu  ermitteln,  ob  und  in  welchem 
Umfange  dies  bei  dem  Durchschnittsergebnis  des  Typus  C  und  seiner 
Teilgruppen  der  Fall  ist,  schalteten  wir  den  betr.  Verein  aus  sämt- 
lichen Gruppen  aus  und  berechneten  alsdann  abermals  die  Durch- 
schnitte derselben  für  die  Diskontwechsel.  Die  aus  diesem  Verfahren 
resultierende  Tabelle  (Tab.  IX)  zeigt  zwar,  mit  Ausnahme  von  C^, 
einen  in  allen  Gruppen  etwas  niedrigeren  Prozentsatz,  läßt  aber 
trotzdem  deutlich  die  steigende  Tendenz  in  der  Ausdehnung  des 
Diskontgeschäftes  bei  Verschärfung  des  kaufmännischen  Typus  er- 
kennen. Dies  zeigt,  daß  unsere  Ergebnisse  von  solchen  Fehlerquellen 
nicht  beeinträchtigt  werden. 


Tabelle  IX. 

(Ergänzung  zu  Tabelle  VIII.) 


Selbständige 

Diskontierte 

Typen 

Kaufleute 

Wechsel 

% 

% 

c 

39,5 
47.8 
52,2 
55,0 

17.3 
34;3 
35,4 
48,6 

Einfluß  der  Berufsgliederung  auf  die  durchschnittliche  Höhe 
des  Risiko  eines  Mitgliedes.  Ebenso  wie  jeder  andere  Unter- 
nehmer tragen  auch  die  Mitglieder  einer  Kreditgenossenschaft  das 
mit  jedem  Geschäfte  derselben  verbundene  Eisiko,  welches  sich  mit 
der  Höhe  der  Ausstände  vergrößert  und  auch  je  nach  ihrer  Art  ver- 
schieden ist.  Das  Risiko  kann  sich  auf  den  Geschäftsanteil  be- 
schränken oder  ein  unbeschränktes  sein,  was  aber  für  unseren  Zweck 
zunächst  unberücksichtigt  bleiben  kann. 


Mitteilungen  vom  Allgemeinen  Genossenschaftstage  zu  Baden-Baden,  1901. 

S.  182. 


In  den  folgenden  Tabellen  haben  wir  nun  darzustellen  versucht, 
wie  hoch  bei  den  Genossenschaften  der  drei  Typen  A,  B,  C  durch- 
schnittlich das  Kisiko  eines  Mitgliedes  ist  und  zwar  sowohl  das 
Kisiko  im  ganzen,  als  auch  für  einzelne  Arten  von  Ausständen. 

Zu  dem  Zwecke  vergleicht  man  die  Höhe  der  Ausstände  (im 
ganzen  und  in  ihren  einzelnen  Teilen)  mit  der  Mitgiiederzahl.  Da- 
bei bleibt  allerdings  die  Menge  der  rediskontierten  Wechsel  unbe- 
rücksichtigt, obwohl  diese  auch  jede  Genossenschaft  mit  einem  Eisiko 
belastet;  ferner  ist  die  ganze  Betrachtung  auch  hier  auf  die  drei 
Hauptarten  der  Aktivgeschäfte  beschränkt  w^orden.  Es  handelt  sich 
nur  darum,  die  Methode  versuchsweise  anzuwenden.  Um  die  Er- 
gebnisse möglichst  vergleichbar  zu  gestalten,  werden  den  absoluten 
Durchschnittszahlen  sog.  Indexzahlen  beigefügt,  d.  h.  es  werden 
die  absoluten  Zahlen  auf  die  gemeinsame  Vergleichungs-Grundlage  100 
zurückgeführt. 

Tabelle  X. 
Gesamt-ßisiko  eines  Mitgliedes. 


in  absohlten 

in  Index- 

Typen 

Zahlen 

zahlen 

Mk. 

Mk. 

A 

773 

100 

B 

1320 

170 

C 

1904 

246 

Tabelle  XL 
Terteiluug  des  Gesamt-ßisiko. 


Darlehen 

Typen 

auf  feste 
Fristen 

in  laufender 
Eechnung' 

Diskontierte 
Wechsel 

zusammen 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

A 
B 
C 

690 
697 
603 

33 
399 
404 

50 
224 
897 

773 
1320 
1904 

Die  Tabelle  X  zeigt,  daß  das  Gesamt-Risiko  pro  Mitglied 
(Eisiko  in  den  drei  Hauptarten  von  Aktivgeschäften  zusammen)  im 
Typus  A  verhältnismäßig  am  niedrigsten,  im  Tj^pus  C  da- 
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gegen  am  höchsten  ist;  in  der  Mitte  zwischen  beiden  steht  wieder 
Typus  B.  Tabelle  XI  ist  eine  Kombination  von  Tabelle  X  mit  den 
absoluten  Größen  der  Aktiva;  die  relative  Bedeutung  der  einzelnen 
Aktivgeschäfte  für  jeden  Typus  muß  selbstverständlich  die  gleiche 
sein  wie  bei  Tabelle  VIL 

Anwendung  der  Methode  auf  die  gesamte  Kreditgewährung. 

Wir  haben  im  vorangegangenen  die  am  Jahresschlüsse  auf  feste 
Fristen,  in  laufender  Kechnung  und  gegen  Diskontwechsel  aus- 
stehenden Darlehen  in  den  verschiedenen  Genossenschafts- Typen 
besprochen.  Wie  aber  die  Bilanzen,  denen  die  in  den  vorangegangenen 
Tabellen  stehenden  Zahlen  entnommen  sind,  immer  nur  starre  Augen- 
blicksbilder darstellen  und  sozusagen  Momentaufnahmen  der  Ge- 
schäftsergebnisse sind,  so  liefern  naturgemäß  die  Nachweise  über  die 
Ausstände  am  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  kein  vollständiges  Bild 
von  der  Gesamtheit  der  Leistungen  während  der  abgelaufenen  Periode. 
Sie  sind  gewissermaßen  nur  ein  Querschnitt  der  Geschäftsentwicke- 
lung während  eines  Jahres,  und  zwar  ist  derselbe  am  Jahresschluß 
ausgeführt,  wobei  keine  Sicherheit  dafür  vorliegt,  daß  dieser  Quer- 
schnitt dem  Durchschnitte  aller  einzelnen  Tage  entspricht,  wenn 
man  für  jeden  Tag  eine  besondere  Bilanz  aufstellen  würde. 

Wir  wollen  daher  zur  Ergänzung  und  Kontrollierung  des  so 
gewonnenen  Bildes  die  während  des  Geschäftsjahres  ge- 
währten Darlehen  heranziehen. 

Über  den  ßegriif  „gewährte  Darlehen"  sind  die  Ansichten 
der  Genossenschafts-Praktiker  freilich  sehr  schwankend.  Sie  sind  zu- 
rückzuführen auf  die  in  den  einzelnen  Vereinen  verschieden  gehand- 
habte Übung  bei  der  Verlängerung  oder  Prolongation  der  ur- 
sprünglich bewilligten  Fristen  gewährter  Darlehen.  Diese  erstrecken 
sich  gewöhnlich  bei  den  Schulze-Delitzsch' sehen  Kreditgenossen- 
schaften zunächst  auf  einen  Zeitraum  von  drei  Monaten.  Da  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  die  ausgeliehenen  Gelder  nach  Ablauf  dieser 
Frist  nicht  zurückgezahlt  werden  können,  so  sucht  der  Kredit- 
nehmer am  Verfalltage  um  Verlängerung  derselben  nach.  Die  Pro- 
longation erfolgt  nun  entweder  in  der  Weise,  daß  bei  Fälligkeit 
das  Darlehn  formell  getilgt,  d.  h.  die  Sicherungsurkunde,  welche  in 
einem  Wechsel  oder  einem  Schuldscheine  besteht,  zurückgegeben, 
und  über  den  gleichen  oder  den  durch  eine  Abzahlung  verminderten 
Betrag  eine  neue  Urkunde  ausgestellt  wird;  oder  aber  sie  geschieht 
in  der  Weise,  daß  der  Schuldner  um  Verlängerung  seines  Darlehns 
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in  derselben  Höhe  nachsucht,  resp.  eine  Abzahlung  darauf  leistet, 
welches  beides  alsdann  auf  der  ursprünglich  ausgestellten  Urkunde 
einfach  vermerkt  wird. 

Auf  diese  verschiedenartigen  Manipulationen  stützen  sich  nun 
die  einen,  indem  sie  sagen,  daß  als  „gewährte  Darlehen*'  in  der 
Statistik  nur  die  anfänglich  bewilligten  Beträge,  nicht  aber  auch 
die  über  den  Fälligkeitstermin  hinaus  verlängerten  zu  verwerten 
seien ;  die  anderen,  indem  sie  behaupten,  sowohl  neue,  als  auch  ver- 
längerte Kredite  bildeten  zusammen  die  Leistungen  der  Genossen- 
schaft. Das  Für  und  Wider  beider  Ansichten  gegeneinander  abzu- 
wägen, werden  wir  in  dem  nächsten  Abschnitt  über  die  „Prolon- 
gationen" Gelegenheit  haben.  Hier  sei  nur  bemerkt,  daß  wir  uns 
in  der  vorliegenden  Untersuchung  aus  praktischen  Gründen  der 
letzteren  der  oben  erwähnten  Ansichten  anzuschließen  genötigt  sahen. 
Im  Jahrbuche  des  Allgemeinen  Verbandes  ist  zwar  seit  längeren 
Jahren  schon  eine  Trennung  der  neu  gewährten  von  den  prolon- 
gierten Krediten  vorgenommen  worden;  doch  entbehren  die  Angaben 
zu  dieser  Statistik  vorläufig  noch  der  Genauigkeit  und  damit  der 
Vergleichbarkeit  insofern,  als  in  vielen  Genossenschaften  die  Buch- 
führung noch  nicht  eine  genaue  Trennung  in  jenem  Sinne  zuläßt. 
So  geschieht  es,  daß  ein  großer  Teil  der  Vorschußvereine,  ent- 
sprechend dem  oben  geschilderten  zweiten  Verfahren,  neue  Dar- 
lehen und  Verlängerungen  alter  Kredite  zusammen  als  „neu  ge- 
währte Kredite",  ein  anderer  Teil  dagegen  die  Scheidung  in  „neue" 
und  „verlängerte  Darlehen"  angiebt,  und  einige  endlich  infolge  des 
Unvermögens  dieser  Trennung  und  aus  Furcht  vor  einer  etwaigen 
Entstellung  der  Statistik  überhaupt  keine  Mitteilungen  zu  den  be- 
treifenden Kolonnen  des  Jahrbuches  machen.  Ein  brauchbarer  Ver- 
gleichungsmaßstab für  die  Leistungen  der  Genossenschaften  konnte 
also  nur  durch  das  Zusammenwerfen  der  neuen  und  prolongierten 
Darlehnsbeträge  geschaffen  werden,  was  um  so  unbedenklicher  er- 
scheint, als  jede  Prolongation  ebensoviel  Kapital  voraussetzt,  wie 
die  Gewährung  eines  neuen  Darlehns  aus  den  eben  eingegangenen 
Geldern  eines  früheren,  und  somit  in  der  Tat  als  eine  abermalige 
Kreditgewährung  betrachtet  werden  kann. 

So  sind  nun  im  folgenden  sämtliche  von  den  Genossenschaften 
der  Typen  A,  B,  C  im  Laufe  des  Geschäftsjahres  1903  abge- 
schlossenen aktiven  Kreditgeschäfte  zahlenmäßig  erfaßt  worden. 
Und  zwar  wurden  ermittelt  jegliche  Darlehen  auf  feste  Ziele  und 
in  laufender  Kechnung  gegen  Bürgschaft,  Hinterlegung  von  Waren, 
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börsengängigen  Effekten  und  Hypothekenforderungen,  ferner  dis- 
kontierte Wechsel  und  die  reinen  Hypothekengeschäfte.  Bei  der 
Aufstellung  der  folgenden  Tabellen  mußten  wir  insofern  von  dem 
bisherigen  Verfahren  abweichen,  als  wir  die  unter  der  Bezeichnung 
„Hypotheken,  Kaufschillinge,  Steiggelder,  Güterzieler  usw."  ge- 
währten Kredite  ohne  Unterschied  den  Darlehen  auf  feste  Ziele  zu- 
rechneten. Das  vorliegende  Material,  sowie  die  durch  Nachfragen 
erlangten  Auskünfte  genügten  nicht,  wie  bei  den  Aktiven,  auch  bei 
der  Kreditgewährung  eine  Trennung  der  Hypothekendarlehen  vor- 
zunehmen; es  muß  dahingestellt  bleiben,  ob  es  sich  bei  diesen  um 
eigentlichen  Eealkredit,  der  auf  längere  Zeit  zu  dauernden  Anlage- 
zwecken gewährt  wurde,  handelt,  oder  lediglich  um  Personal-  oder 
Mobiliarkredit  zur  Ergänzung  des  Betriebskapitals  oder  zur  Abhilfe 
einer  augenblicklichen,  vorübergehenden  Geldnot,  in  welchem  Falle 
das  Darlehn  den  Charakter  eines  Lombarddarlehns  trägt. 

Die  bei  der  Darstellung  der  Aktiva  nach  Maßgabe  der  Berufs- 
beteiligung vorgenommene  Bildung  von  Teilgruppen  oder  Untertypen 
in  jedem  Typus  wurde  auch  hier  beibehalten.  In  den  folgenden 
Tabellen  geben  wir  eine  Übersicht  über  den  Anteil  der  bereits  be- 
kannten drei  Kreditformen  an  der  Summe  der  insgesamt  gewährten 
Darlehen  in  allen  drei  Typen  und  deren  Teilgruppen. 

Tabelle  XII. 
Relative  Bedeutung  der  wichtigsten  Aktivgeschäfte. 


Stärkste 

Gewährte  Darlehen 

Diskontierte 

Typen 

Bemfsklasse 

/o 

auf  feste 
Fristen 

in  laufender 
Rechnung 

Wechsel 

'0 

zusammen 

10 

Landwirte 

Ai 

A 

A3 

76,6 
78.8 
80;7 
81,8 

Handwerker 

79,8 
85,0 
90,3 
98,3 

5,4 
4,5 
3,7 

14,8 
10,5 
6,0 

100 
100 
100 
100 

Bi 
B 
B, 

B3 

55,7 
60,7 
65,9 
72,0 

Kaufleiite 

11,5 
28,0 
64,9 
59,6 

31.8 
22;7 

2,1 
2,2 

56.7 

49:3 
33,0 
38,2 

100 
100 
100 
100 

Ci 
C 
Ca 
C2 

39,5 
47,8 
52,2 
55,0 

11,0 
8,3 
9,6 
7,4 

49,2 
31,7 
28.7 
25;5 

39,8 
60,0 
61,7 
67,1 

100 
100 
100 
100 
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Diese  Tabelle  führt  zu  ganz  analogen  Ergebnissen  wie  Tab.  VIII. 
Wir  verweisen  auf  die  dort  gegebenen  Erläuterungen. 

Schließlich  sei  hier  noch  die  Frage  berührt,  wie  der  Durch- 
schnittsbetr ag  des  einzelnen  Kredits  durch  die  Berufs- 
gliederung beeinflußt  wird.  Zur  Beantwortung  dieser  Frage  wurden 
in  den  folgenden  Tabellen  für  die  drei  Typen  A,  B,  C  die  insgesamt 
gewährten  Kredite  sowohl  auf  den  Kopf  des  Mitgliedes,  als  auch 
des  Kreditnehmers  berechnet,  welcher  letztere  Maßstab  hier  zu- 
erst verwendet  wird.  Die  Vollständigkeit  der  Tabellen  erlitt  aller- 
dings eine  Einbuße  dadurch,  daß  im  Typus  A  eine  Genossenschaft 
keine  Angaben  über  die  Summe  der  gewährten  Kredite  und  zwei 
keine  Mitteilungen  über  die  an  der  Kreditgewährung  Teilnehmenden 
enthielten,  auch  im  Typus  ß  konnte  bei  einer  Genossenschaft  nicht 
nachgewiesen  werden,  wie  viele  Mitglieder  an  der  Kreditgewährung 
teilgenommen  hatten.  Die  betr.  4  Genossenschaften  mußten  infolge- 
dessen von  der  Berechnung  ausgeschlossen  werden. 

Tabelle  XIII. 
Durclischnittsgröße  der  einzelnen  Kredite. 


Von  den  insgesamt  gewährten  Krediten  entfielen  in: 

d.  Nr.  der 

enossen- 
chaften 

Typus  A 

CD 

d  d 

Typu 

s  B 

CD 

Typus  C 

pro  Mit-    pro  Kre- 
ghed  ditnelimer 

CD  CD 
CK  +S 

O  g 

pro  Mit- 
glied 

pro  Kre- 
ditnehmer 

m  -M 

CO  '^-l 

O  o3 
Ö  ^ 

CD  O 

pro  Mit- 
glied 

pro  Kre- 
ditnehmer 

Mk. 

Mk. 

Mk.  1 

Mk. 

o  * 

Mk. 

Mk. 

1 

2 
4 
5 
6 
7 
8 
9 
11 
13 
14 
15 
16 
17 

360 
4070  I 
1056 

360 
1048 
1129 
4157 

794 
1734 
2636 
1088 

370 

291 

100 

658 
5317 
1384 
460 
1113 
1709 
4520 
1060 
2077 
3297 
1298 
667 
326 
155 

1 

2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 

5  792 
2  370 
13  877 
2  400 
427 
509 
823 
370 
5  515 
2  772 
2  657 
393 
2  227 
50 
5  722 
492 
4  205 
2  806 
1422 

14  067 
3  779 
51  763 

3  774 
543 
8H2 

4  177 
707 

30  918 

3  443 

4  351 
512 

3  334 

75 
8  079 
787 

5  957 

4  089 
1846 

1 

2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

203 
3  503 
8  872 
5154 
7  477 

7  490 

8  535 
19  760 
17  967 

288 
5  239 
62  522 

8  762 
13  758 

9  814 
11587 
26190 
19  490 

Durch- 
schnitt 

1468 

1751 

Durch- 
schnitt 

3925 

6948 

Durch- 
schnitt 

10  547 

16  934 
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Auch  hier  stößt  man  auf  dieselbe  Erscheinung  wie  im  vorigen 
Abschnitt :  Typus  A  weist  den  geringsten,  Typus  C  den  höchsten  Be- 
trag auf.  Die  Zahlenreihen  lassen  im  übrigen  wieder  merkliche 
Unterschiede  in  den  Leistungen  der  einzelnen  Genossenschaften  er- 
kennen, die  aber  in  den  Gesamt-Durchschnitts-Ergebnissen  nur  teil- 
weise zum  Ausdruck  kommen.  Um  diese  Verschiedenheiten  noch 
anschaulicher  zu  gestalten,  haben  wir  in  der  folgenden  kleinen 
Tabelle  anstatt  der  absoluten  Durchschnitte  Indexzahlen  gesetzt. 


Tabelle  XIV. 


Gewährte  Kredite 

Typen 

pro 

pro  Kredit- 

Mitglied 

nehmer 

Mk. 

Mk. 

A 

100 

100 

B 

267 

396 

C 

718 

967 

Prolongationen.  Hier  kommen  wir  zu  einer  der  meist  um- 
strittenen Fragen,  welche  die  Geschäftsführung  in  den  Vorschuß- 
und  Kreditvereinen  betreffen,  und  zu  einem  der  wundesten  Punkte 
in  der  Betriebsstatistik  des  Allgemeinen  Verbandes.  Wir  haben 
uns  darüber  oben  (cf.  S.  756  ff.)  schon  kurz  ausgesprochen ,  müssen 
aber  hier  noch  etwas  näher  auf  den  wirtschaftlichen  Charakter  der 
Prolongationen  eingehen. 

Die  anfänglich  in  allen  Kreditgenossenschaften  vorhandene  und 
auch  noch  in  der  großen  Mehrzahl  derselben  üblichste  Kreditform 
ist  der  sogen.  Vorschuß  auf  feste  Frist,  das  befristete  Dar- 
lehn gegen  Bürgschaft  oder  Pfandbestellung,  welches  in  der  Eegel 
auf  die  Dauer  von  drei  Monaten  gewährt  wird.  Das  ist  die  im 
ganzen  Bankgeschäft  üblichste  Zeitdauer  von  Kreditgeschäften  zur 
Beschaffung  von  Betriebskapital.  Aber  die  Kreditgenossenschaften 
konnten  damit  nicht  auskommen,  weil  die  Erwerbskreise,  denen  sie 
Kredit  vermitteln  sollen,  ihr  Betriebskapital  so  langsam  umsetzen, 
daß  es  sehr  oft  nach  drei  Monaten  noch  nicht  wieder  verfügbar  ge- 
worden ist.  Sie  haben  deshalb  ein  Bedürfnis  nach  Kredit  von 
längerer  Dauer.  Diesem  Bedürfnis  entsprechen  die  Genossenschaften 
durch  die  Prolongation  der  Kredite.    Sie  ist  ein  charakteristisches 
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Merkmal  der  Kreditgenossenschaften  gegenüber  dem  eigentlichen 
großen  Bankgeschäfte. 

Die  Prolongationen  sind  aber  kein  beliebig  verwendbares  Kredit- 
mittel; denn  einmal  legen  sie  einen  großen  Teil  der  genossenschaft- 
lichen Kapitalien  derart  fest,  daß  sie  für  neue  Kreditansprüche  nicht  ver- 
fügbar sind,  zweitens  gewöhnen  sie  die  Kreditnehmer,  ihrerseits  wieder 
zu  leicht  und  zu  lange  Kredit  zu  geben,  wie  überhaupt  an  lässige 
Kapitalverfügungen,  drittens  befördern  sie  einseitige  Kapitalver- 
wendung der  Genossenschaften  und  verstärken  hierdurch  deren 
Kisiko.  Kurz,  es  ist  sehr  erwünscht,  die  Prolongationen  nach  Mög- 
lichkeit zu  beschränken,  was  aber  ohne  schwere  Erschütterungen  nur 
ganz  allmählich  sich  vollziehen  kann. 

Einen  weiteren  Gegenstand  zahlreicher  Erörterungen  über  die 
Prolongationen  bildet  das  verschiedenartige  Verfahren  bei  der  Ver- 
längerung der  Darlehnsfristen  und  die  daraus  resultierende  ver- 
schiedenartige Buchung  der  prolongierten  Beträge,  auf  welcher  sich 
die  Prolongations-Statistik  in  den  Jahrbüchern  der  Anwalt- 
schaft aufbaut.  Auf  die  hierfür  entscheidende  Frage  der  Ver- 
buch u  n  g  s  a  r  t  der  Prolongationen  wollen  wir  hier  nicht  nochmals 
zurückkommen.  Wie  auch  immer  sie  erfolgt,  wird  sie  sich  recht- 
fertigen lassen,  wenn  sie  nur  bei  allen  Genossenschaften  gleichmäßig 
erfolgt.   Das  aber  muß  unbedingt  gefordert  werden. 

Neben  der  einheitlichen  Verbuchung  von  neuen  Krediten  und 
Prolongationen  kommt  aber  noch  ein  Punkt  in  Betracht,  der  für  die 
Herstellung  einer  möglichst  einwandsfreien  Prolongations-Statistik 
ebenso  wichtig,  wenn  nicht  gar  noch  wichtiger  erscheint:  die 
Prolongations-Häufigkeit.  Je  nachdem  die  Genossenschaft  mit 
ihrem  Schuldner  nach  Ablauf  der  dreimonatlichen  Frist  eine  regel- 
mäßige kleinere,  aber  allmonatliche,  oder  aber  eine  größere  viertel- 
jährliche Abzahlung  vereinbart,  wäirde  sich  für  die  Prolongations- 
Statistik  ein  ganz  verschiedenes  Ergebnis  herausstellen,  wie  die 
folgenden  beiden  kleinen  Beispiele  beweisen  mögen.  A  und  B  nehmen 
jeder  am  1.  Januar  ein  Darlehn  von  1200  Mk.  auf  drei  Monate  auf; 
A  verabredet  mit  seiner  Genossenschaft,  nach  Ablauf  dieser  Frist 
monatlich  200  Mk.  abzuzahlen  und  den  Rest  zu  prolongieren, 
während  B  eine  vierteljährliche  Abzahlung  von  300  Mk.  und 
Prolongation  des  Restbetrages  vereinbart.  Die  Schuldkonten  beider 
Entleiher  würden  dann,  wie  folgt,  aussehen: 


A 


B 


Darlehn 

Zinsen 

Darlehn 

Zinsen 

Mk. 

Mk 

Mk. 

Mk. 

1.  I. 
1.  IV. 

AbZ. 

1200 
200 

18 

1. 
1. 

I. 

IV.  AbZ. 

1200 
300 

18- 

1.  V, 

1000 
200 

5 

1. 

VII.  „ 

900 
300 

13,50 

1.  VI. 

55 

ÖUU 

200 

A 

1. 

X.     .  „ 

OUU 

300 

1.  VII. 

600 
200 

3 

300 

4,50 

1.  VIII 

55 

400 
200 
200 

2 
1 

1.  IX. 

55 

200 

33 

Demnach  hatte  A  seine  Schuld  bereits  am  1.  September  getilgt, 
während  B  noch  300  Mk.  mit  in  das  neue  Jahr  hinübernimmt. 

Im  Jahrbuche  des  Allgemeinen  Verbandes  würden  für  A  in  die 
Kolonne  „neu  gewährte  Vorschüsse"  1200  Mk.  und  in  die  Kolonne 
„Verlängerungen  älterer  Kredite"  3000  Mk.,  für  B  dementsprechend 
1200  Mk.  und  1800  Mk.  eingestellt  werden.  V^ollte  man  nun  die 
Leistungen  beider  Genossenschaften  vergleichend  gegenüberstellen, 
so  hätte  man  im  ersteren  Falle  4200  Mk.,  im  zweiten  nur  3000  Mk. 
gewährte  Kredite  während  des  gleichen  Zeitraumes,  und  rechnet 
man  ferner  6  %  Zinsen  p.  a.,  so  ergibt  sich,  daß  A  an  seinen  Ver- 
ein für  die  verhältnismäßig  größere  Leistung  nur  33  Mk.,  B  dagegen 
45  Mk.  zahlte.  Abgesehen  von  dieser  letzteren  Tatsache,  welche 
ihre  Rechtfertigung  darin  findet,  daß  das  anfänglich  zwar  auf  den 
gleichen  Zeitraum  geliehene  Kapital  infolge  der  dreimal  schnelleren 
Abzahlung  des  A  bereits  binnen  8  Monaten,  dasjenige  des  B  erst 
nach  12  Monaten  in  die  Kasse  der  Genossenschaft  zurückfließt,  er- 
hält man  ein  ganz  verschiedenes  Bild  von  der  Art  der  Geschäfts- 
führung und  von  den  Leistungen  beider  Institute.  So  betragen  in 
unserem  Beispiele  die  Prolongationen  in  der  Genossenschaft  des  A 
71  in  der  des  B  nur  60  7o  ^^i*  insgesamt  gewährten  Kredite. 
Da  nun  im  allgemeinen  die  Höhe  der  Prolongationen  das  Urteil  in 
bezug  auf  die  Liquidität  eines  Vorschußvereins  beeinflußt,  so  könnte 
man  auf  Grund  der  eben  angeführten  Prozentzahlen  zu  der  Ansicht 
kommen,  daß  die  Genossenschaft  des  A  ungünstiger  dastehe,  als  die 
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des  B,  während  man  doch,  gestützt  auf  die  Zeitdauer,  innerhalb  deren 
die  beiderseitigen  Darlehen  getilgt  sind,  zu  der  entgegengesetzten 
Überzeugung  gelangen  muß. 

Derartigen  irrtümlichen  Vorstellungen  wird  man  aber  immer 
ausgesetzt  sein,  solange  die  Befristung  der  Kredite  in  den  einzelnen 
Genossenschaften  verschieden  gehandhabt  wird :  die  Zeit  ist  der 
entscheidende  Faktor,  und  hier  wird  man  die  bessernde  Hand  an- 
legen müssen,  will  man  vergleichbare  Unterlagen  für  eine  Prolon- 
gations-Statistik schaiFen. 

In  der  genossenschaftlichen  Literatur  sind  mannigfache  Vor- 
schläge zur  Abstellung  der  Schwierigkeiten  einer  ein  wandsfreien 
Prolongations-Statistik  gemacht  worden,  von  denen  wir  eine  in  den 
„Blättern  für  Genossenschaftswesen"  (Jahrg.  1903  Nr.  50)  getane 
beachtenswerte  Äußerung  dem  Wortlaut  nach  wiedergeben  möchten : 

„Namentlich  die  Frage  nach  den  Prolongationen  gibt  nicht  immer  ein 
klares  Bild,  denn  wenn  eine  Genossenschaft,  wie  es  hei  vielen  noch  geübt 
wird,  nur  auf  drei  Monate  Kredit  gewährt,  fünfzigmal  aber  den  Schein  er- 
neuert, so  wird  die  betr.  Summe  eben  auch  fünfzigmal  als  Prolongation  auf- 
geführt, und  da  möchte  ich  doch  fragen,  was  es  denn  mit  denen  ist,  die  Kredit 
auf  unbestimmte  Zeit  genießen,  deren  Schein  aber  ungeändert  bleibt,  bis  die 
Schuld  endlich  nach  10  Jahren,  wie  es  leider  auch  viele  dulden,  heimgezahlt 
wird.  Das  ist  doch  erst  recht  eine  Prolongation,  die  nur  nicht  als  solche  zur 
Darstellung  kommt,  während  gerade  die  Fälle  von  3  zu  3  Monaten  keine  Pro- 
longationen sind,  da  es  in  den  allerwenigsten  Fällen  zutrifft,  daß  Jemand,  der 
Geld  braucht,  es  nur  auf  3  Monate  braucht.  Man  sollte  einmal,  ganz  abge- 
sehen von  der  Form,  feststellen,  von  welcher  Zeit  an  das  weitere  Belassen 
der  geborgten  Summe  als  Prolongation  bezeichnet  werden  soll  und  nur  auf 
diesem  Grundsatze  beruhend  kann  gleichartige  Behandlung  und  sachgemäße 
Darstellung  erreicht  werden." 

Würde  man  hiernach  etwa  die  von  3  zu  3  Monaten  verbleiben- 
den Darlehnsbeträge  als  prolongiert  betrachten,  so  käme  man  unter 
Beibehaltung  unserer  beiden  Beispiele  zu  folgenden  Resultaten:  A 
nimmt  am  1.  Januar  1200  Mk.  auf  und  prolongiert  dieselben  vom 
1.  April  ab  mit  monatlicher  Abzahlung  von  200  Mk.;  für  die  Pro- 
longationsstatistik würden  sich  nunmehr  als  Prolongations- Summen 
ergeben  am  1.  April  1000  Mk.  und  am  1.  Juli  400  Mk.,  zusammen 
1400  Mk.  Für  B  dagegen,  der  vierteljährlich  300  Mk.  abzahlt,  be- 
tragen die  Prolongations-Summen  am  1.  April  900  Mk.,  am  1.  Juli 
600  Mk.  und  am  1.  Oktober  300  Mk.  =  1800  Mk.  So  machen  im 
ersten  Falle  die  Prolongationen  54  %,  im  letzteren  60  %  der  ins- 
gesamt gewährten  Kredite  aus.    Die  Statistik  gäbe,  nach  jenem 
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Schema  berechnet,  ein  wahrheitsgetreueres  Bild  als  bisher  insofern, 
als  die  Liquidität  analog  den  Prozentsätzen  der  prolongierten  Beträge 
in  der  Genossenschaft  des  A  günstiger  erscheint,  als  in  derjenigen  des  B. 

Trotz  der  geschilderten  Mängel  läßt  sich  doch  ermitteln,  wie 
sich  die  Prolongationen  in  den  drei  Genossenschaftstypen  A,  B  und 
C  zu  den  insgesamt  gewährten  Krediten  verhalten.  Um  die  Fehler 
zu  vermeiden,  welche  durch  die  vorher  geschilderten  abweichenden 
Verfahren  bei  der  Prolongation  herbeigeführt  werden  können,  haben 
wir  die  Untersuchung  nur  auf  solche  Genossenschaften  erstreckt, 
welche  wirklich  Angaben  zur  Prolongations-Statistik  des  Jahrbuches 
(Kol.  52  d  und  53  d)  gemacht  haben. 


Tabelle  XV. 


Typen  mit  ihrer 
Berufsbeteilig'iing' 

Zahl  der  be- 
richtenden 
Genossen- 
schaften 

Neu 
gewährte 
Darlehen 

lo 

Prolonga- 
tionen 

/o 

Summe 

der 
Kredite 

lo 

A  (Landwirte :   Minininm  75  %J 

6 

18,1 

81,9 

100 

B  (Handwerker:       „      55  ) 

10 

24,7 

75,3 

100 

C  (Kaufleute:          „      35  „) 

2 

52,7 

47,3 

100 

Nach  Ausweis  der  Tabelle  sind  die  Prolongationen  am  stärksten 
im  Typus  A  und  am  schwächsten  im  Tj^pus  C. 

Da  jedoch  die  Zahl  der  berichtenden  Genossenschaften  in  allen 
drei  Typen  eine  verhältnismäßig  kleine  ist,  und  man  aus  den  Er- 
gebnissen derselben  noch  keine  endgültigen  Schlüsse  auf  eine  etwa 
vorhandene  Eegelmäßigkeit  der  Erscheinungen  ziehen  kann,  so 
gingen  wir  mit  den  Minimal-Prozentsätzen  der  Berufsbeteiligung  im 
Typus  A  auf  60  %,  in  B  auf  45  «/o  und  in  C  auf  25  «/o  herab,  wo- 
durch wir  ein  größeres  Beobachtungsmaterial  erlangten.  Die  so 
entstandenen  neuen  Typen  bezeichneten  wir  mit  Aj,  B^,  Ci. 


Tabelle  XVI. 


Typen  mit  ihrer 
Berufsbeteiligung 

Zahl  der  be- 
richtenden 
Genossen- 
schaften 

Neu 
gewährte 
Darlehen 

0/ 

lo 

Prolonga- 
tionen 

lo 

Summe 

der 
Kredite 

lo 

(Landwirte:  Minimum  60 "/o) 

44 

16,7 

83,3 

100 

(Handwerker :       „       45  „  ) 

26 

22,9 

77,1 

100 

c. 

(Kaufleute:          „      25  ) 

13 

49,5 

50,5 

100 
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Man  kann  auch  hier  dieselbe  Erscheinung  beobachten  wie  in 
der  vorangegangenen  Tabelle:  die  Summe  der  prolongierten  Kredite 
ist  verhältnismäßig  am  größten  im  Tj^pus  ,  am  kleinsten  im 
Typus  Cj.  Nur  hat  die  Abschwächung  des  Tj^pus  keinen  Einfluß 
auf  die  Prolongations-Frequenz  ausgeübt,  außer  bei  Typus  C,  dessen 
Abschwächung  sie  verstärkt  hat. 

Um  eine  noch  größere  Zahl  von  Genossenschaften  beobachten 
zu  können,  bildeten  wir  einen  dritten  Typus,  indem  wir  als  Minimum 
der  Berufsbeteiligungen  50 'Vo  Landwirte,  40%  Handwerker  und 
20  7()  Kaufleute  wählten.  Die  betreftenden  Tj'pen  wurden  mit  Ao, 
Bo.  C2  bezeichnet. 


Tabelle  XVII. 


Typen  mit  ihrer 
Berufsbeteilig-nug 

Zahl  der  be- 
richtenden 
Genossen- 
schaften 

Neu 
gewährte 
Darlehen 

0/ 
/o 

Prolonga- 
tionen 

% 

Summe 

der 
Kredite 

A2  (Landwirte  :  Minimum  50  ^/o) 
B2  (Handwerker:       .,  40 
Ca  (Kaufleute:          ,,  20 

85 
43 
27 

18.3 

24,5 
41,0 

81.7 

75,5 
59,0 

100 
100 
100 

Die  prolongierten  Darlehnsbeträge  erreichen  abermals  im  Typus 
Ao  den  höchsten,  im  Typus  Co  den  niedrigsten  Prozentsatz.  Hier 
hat  die  Abschwächung  des  Tj^pus  C  eine  bedeutende  Steigerung  der 
Prolongations-Frequenz  verursacht,  während  sie  bei  A  und  B  die 
gleiche  ist  wie  in  Tabelle  XV. 

Faßt  man  die  Ergebnisse  der  drei  Tabellen  zusammen,  so  wird 
man  nicht  leugnen  können,  daß  sich  in  der  Regelmäßigkeit  der 
Zahlen  im  allgemeinen  der  Charakter  der  drei  Genossenschaftsarten 
ausprägt. 

Die  Zahlen  liefern  den  Beweis,  daß  die  Bedürfnisse  nach  einem 
länger  befristeten  Kredit  in  der  Landwirtschaft  relativ  am  größten 
und  im  Handel  am  geringsten  sind,  eine  Tatsache,  die  man  a  priori 
vermuten  könnte,  da  sich  die  Umsätze  in  jener  weit  langsamer 
vollziehen  als  in  diesem,  und  mithin  die  in  den  landwirtschaftlichen 
Produktionsprozeß  untergetauchten  Leihkapitalien  später  aus  dem- 
selben wieder  hervorkommen,  als  dies  im  Handel  der  Fall  ist. 

Die  Zahlen  reden  trotz  der  ihnen  anhaftenden  Mängel  immer- 
hin eine  deutliche  Sprache,  wenn  sie  uns  zeigen,  daß  mehr  als  ^5 
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der  gesamten  im  Laufe  eines  Jahres  den  Mitgliedern  überwiegend 
landwirtschaftlicher  Genossenschaften  gewährten  Darlehen  prolongiert 
worden  sind. 

Liq[uidität.  Wir  erwähnten  bereits  an  anderer  Stelle  (cf.  S.  729), 
daß  man  auf  der  Passivseite  der  Bilanz  die  Zusammensetzung  des 
Geschäftskapitals  aus  eigenem  und  fremdem  Kapital,  sowie  ferner  die 
Bestandteile  beider  ersehen  kann.  Wie  man  nun  das  fremde  Kapital 
wiederum  nach  den  verschiedenen  äußeren  Formen  der  Beurkundung 
in  Spareinlagen,  Schuldverschreibungen,  Checkgelder,  Akzepte  usw. 
einteilen  kann,  so  ist  es  auch  möglich,  das  Kapital  nach  der  Zeit, 
für  welche  es  der  Genossenschaft  überlassen  wurde,  in  täglich 
oder  später  fällige  Verbindlichkeiten  zu  gliedern. 

Entsprechend  dem  obersten  Gesetze  jeder  Kreditvermittelung,  daß 
die  Beschaffenheit  der  Passiva  eine  stark  bestimmende  sein  muß  für 
die  ihrer  Aktiva ,  ^)  muß  auch  eine  Kreditgenossenschaft  nach  der 
Dauer  des  Zeitraumes,  für  welchen  ihr  Kapital  zur  Verfügung  ge- 
stellt worden  ist,  darüber  entscheiden,  ob  sie  ihren  Mitgliedern  kurz- 
oder  langfristigen  Kredit  bewilligen  kann. 

Wir  teilen  für  diesen  Zweck  das  fremde  Geschäftskapital  folgen- 
dermaßen ein: 

I.  Sofort  oder  täglich  fällige  Verbindlichkeiten, 
nämlich:  1.  Die  sofort  fälligen  Spareinlagen  ohne  Kontokorrent  (viel- 
fach auch  „Depositen"  genannt).  2)  Das  sogenannte  „Bar-  oder  Dar- 
lehen-Kontokorrent" —  auch  „Checkgelder"  genannt  —  welches  aus 
den  bei  der  Genossenschaft  von  Geschäfts-  und  Privatleuten  täglich 
oder  doch  häufig  eingezahlten  und  wieder  abgehobenen  überflüssigen 
Kassenvorräten  besteht,  auf  welche  Zahlungsanweisung  erteilt,  und 
über  welche  auch  in  anderer  Weise  verfügt  wird.  Es  ist  das  eigent- 
liche „Depositengeschäft"  im  modernen  banktechnischen  Sinne,  das 
typische  Passivgeschäft  der  Kreditbanken.  3)  Etwaige  Guthaben 
der  Mitglieder  im  sogen.  Vorschuß-Kontokorrent  oder  Kontokorrent 
mit  Kredit,  d.  h.  etwaige  Guthaben  auf  dem  den  Mitgliedern  gegen 
Bürgschaft  oder  Pfandbestellung  eingeräumten  Kontokorrent  (das 


^)  Vgl.  J.  W.  Gilbart,  „The  History,  Principles,  and  Practice  of  Banking; 
revised  by  A.  S.  Mitchie,  London  1896.    Vol.  I.    S.  134,  433. 

Wagner  in  Schönbergs  Handbnch  der  politischen  Ökonomie.  Bd.  I.  S.  478, 
Artikel:  „Das  Kredit-  und  Bankwesen". 
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aktive  Kontokorrent-Gescliäft).  Naturgemäß  werden  hier  Guthaben 
weit  seltener  als  beim  Bar-Kontokorrent  entstehen.  4)  Jederzeit 
zurückzahlbare  Forderungen  von  Banken  und  anderen  Genossen- 
schaften. 

II.  Kurzfällige  Verbindlichkeiten  (miteiner Kündigungs- 
frist bis  zu  drei  Monaten),  nämlich:  1.  Spareinlagen  und  Depositen 
mit  einer  Kündigungsfrist  bis  zu  drei  Monaten.  2.  Anleihen  bei 
Banken  und  anderen  Genossenschaften  unter  denselben  Bedingungen. 
3.  Akzepte  und  Avale,  d.  h.  Verpflichtungen  der  Genossenschaften 
aus  Wechselakzepten  und  -Bürgschaften.  Hierher  gehören  auch  die 
nicht  in  der  Bilanz  aufgeführten  Verbindlichkeiten  aus  weiter  ver- 
äußerten Wechseln. 

III.  Später  fällige  Verbindlichkeiten  (mit  einer  Kün- 
digungsfrist von  mehr  als  drei  Monaten),  nämlich:  1.  Spareinlagen 
und  Depositen  mit  länger  als  dreimonatlicher  Kündigungsfrist. 
2.  Anleihen  bei  Banken  und  anderen  Genossenschaften  mit  einer 
Kündigungsfrist  von  mehr  als  drei  Monaten.  3.  H3^potheken  in 
eigenen  Grundstücken  und  Gebäuden. 

In  derselben  Weise  nun,  wie  auf  der  Passivseite  der  Bilanz, 
kann  man  auch  auf  der  Aktivseite  das  gesamte  Geschäftskapital 
einteilen  nach  der  Verfügbarkeit  oder  Realisierbarkeit. 
Es  ist  für  eine  Genossenschaft  von  außerordentlicher  Wichtigkeit, 
ob  sie  jederzeit,  auch  in  unruhigen  Zeiten,  in  der  Lage  ist,  sofort 
oder  binnen  kurzer  Frist  einen  geringeren  oder  größeren  Teil  der 
eigenen  und  fremden  Kapitalien,  welche  vereint  im  Geschäftsbetriebe 
nutzbringend  verwendet  worden  sind,  „realisieren",  d.  h.  in  Bargeld 
umsetzen  zu  können,  um  damit  das  Verlangen  ihrer  Gläubiger  nach 
sofortiger  Rückzahlung  der  ihr  anvertrauten  Beträge  in  weitestem 
Umfange  erfüllen  zu  können.  Demgemäß  wird  man  das  Geschäfts- 
kapital, je  nachdem  es  früher  oder  später  realisierbar  ist,  auf  der 
Aktivseite  der  Bilanz  gliedern  in: 

I.  Sofort  realisierbare  Aktiva,  nämlich :  1.  Bare  Kasse. 
2.  Giro-Guthaben  bei  der  Reichsbank  oder  anderen  Banken.  3.  Prima- 
Bankakzepte  (Privat-Diskonten).  4.  Den  Mitgliedern  diskontierte  Ge- 
schäftswechsel, soweit  sie  jederzeit  weiter  zu  veräußern  sind.  5.  Börsen- 
gängige Effekten  und  verpfändbare  Hypotheken. 

IL  Später  realisierbare  Aktiva,  nämlich:  1.  Kündbare 
Hypotheken  nach  ihrer  Fälligkeit.    2.  Darlehen  gegen  Hinterlage 
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von  Effekten  und  Hypotheken,  sowohl  in  laufender  Rechnung-,  als  auch 
auf  feste  Ziele  (Lombarddarlehen).  3.  Darlehen  gegen  Bürgschaft  auf 
feste  Ziele  und  in  laufender  Rechnung.  4.  Die  den  Mitgliedern  ab- 
gekauften nicht  bankfähigen  Geschäftswechsel. 

III.  Dauernd  festgelegte  Aktiva.  Die  dieser  Kategorie 
angehörenden  Grundstücke,  Gebäude,  Mobilien,  Geschäfts-Utensilien 
usw.  bilden  das  Anlagekapital  der  Genossenschaften  und  kommen 
für  die  Frage  der  Liquidität  nicht  weiter  in  Betracht.  Hierher  ge- 
hören auch  etwaige  unkündbare  Hypotheken  und  sonstige  mißbräuch- 
licherweise durch  Kreditgewährung  dauernd  festgelegte  Kapitalien. 

Das  Verhältnis  der  sofort  verfügbaren  Betriebsmittel  zu  den 
täglich  und  kurzfälligen  Verbindlichkeiten  pflegt  man  als  „Liquidi- 
tät" zu  bezeichnen.  In  der  größeren  oder  geringeren  Liquidität,  d.  h. 
in  dem  günstigeren  oder  ungünstigeren  Verhältnis  der  bereiten  Mittel 
zu  den  kurzfälligen  Verbindlichkeiten  ist  die  größere  oder  geringere 
Sicherheit  einer  Genossenschaft,  namentlich  in  Zeiten  allgemeiner 
Unruhe  und  wirtschaftlicher  Depression  begründet. 

Die  Frage  der  Liquidität  ist  zwar  schon  vielfach  behandelt, 
aber  noch  nicht  derart  geklärt  worden,  daß  für  die  Praxis  schon 
sichere  Regeln  vorliegen. 

Dies  gilt  namentlich  von  den  Kreditgenossenschaften.  In  deren 
Literatur  taucht  nur  ganz  vereinzelt  ein  Hinweis  auf  die  Be- 
deutung der  Frage  auf,  und  nur  den  alljährlich  abgehaltenen  Allge- 
meinen Genossenschaftstagen  ist  es  zu  verdanken,  daß  wenigstens 
in  der  neuesten  Zeit  die  Liquiditätsfrage  wieder  einer  eingehenderen 
Besprechung  gewürdigt  wurde.  ^)  Wenngleich  Schulze -  Delitzsch 
selber  stets  ermahnt  hat,  daß  seine  Kreditgenossenschaften  „keine 
kürzer  fälligen  Verbindlichkeiten  aufnehmen  sollten,  als  sie  in  gleicher 
Zeit  wiedereinziehen  könnten",  so  galt  doch  dieser  Ruf  vornehmlich 
der  beständigen  Erweiterung  der  Kündigungsfristen  für  Sparein- 
lagen. ^)  In  den  ersten  Jahren  des  Bestehens  der  Genossenschaften 
waren  täglich  fällige  Verbindlichkeiten,  wie  Kontokorrent-  und  Check- 
gelder, überhaupt  noch  nicht  bekannt. 

Aus  den  Verhandlungen  des  Allgemeinen  Genossenschaftstages 
zu  Baden-Baden  im  Jahre  1901,  auf  dessen  Tagesordnung  die  „Be- 
sprechung über  die  Höhe  der  bereiten  Mittel  der  Kreditgenossen- 

^)  Ygl.  Mitteüuiigen  vom  Allgem.  Grenossenschaftstage  1901  zu  Baden-Baden 
S.  167  ff. 

^]  Vgl.  Mitteilungen  vom  Allgem.  Genossenschaftstage  zu  Baden-Baden  1901 
S.  168. 
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Schäften,  verglichen  mit  den  Verbindlichkeiten  derselben"  stand,  geht 
hervor,  wie  dringend  das  Bedürfnis  nach  einer  befriedigenden  Lösung 
dieser  Frage  im  Kreise  der  Genossenschaftspraktiker  ist;  es  erhellt 
aber  auch  gleichzeitig  daraus,  wie  verschiedenartige  Auffassungen 
hierüber  noch  bestehen. 

In  den  Jahrbüchern  des  Allgemeinen  Verbandes  ist  bisher  die 
Liquidität  der  Vorschuß-  und  Kreditvereine  nicht  behandelt  worden; 
man  findet  eine  solche  nur  wiederholt  in  den  Geschäftsberichten 
einzelner  Genossenschaften.  Indessen  gestattet  die  Betriebs-Statistik 
bereits  seit  einer  Reihe  von  Jahren,  annähernd  genaue  Ermitte- 
lungen und  Berechnungen  hierüber  anzustellen.  Die  Hindernisse, 
welche  einer  exakten  Untersuchung  auf  Grund  der  Betriebs- 
statistik entgegenstehen,  sind  im  wesentlichen  unter  den  Passiven: 
das  Fehlen  einer  Trennung  der  Spareinlagen  in  kurz-  und  später 
fällige,  sowie  die  Unterlassung  einer  Aussonderung  der  Schulden  bei 
Banken  und  anderen  Genossenschaften,  die  in  der  Rubrik  28  d  („Sonstige, 
fremde  Gelder")  enthalten  sind:  unter  den  Aktiven:  die  Unmöglich- 
keit einer  sorgfältigen  Ausscheidung  der  ohne  weiteres  als  realisier- 
bar anzusehenden  Diskonten  von  denjenigen  Geschäftswechseln  der 
Mitglieder,  welche  nicht  jederzeit  zu  realisieren  sind;  ferner  die  nicht 
vorgenommene  Trennung  der  „Guthaben  bei  Banken  und  Vereinen"  in 
solche  von  sofort  oder  in  kurzer  Zeit  und  solche  von  erst  nach  län- 
geren Terminen  rückford erbaren  Beträgen.  Diese  Hauptmängel 
mußten  bei  der  vorliegenden  Untersuchung  teilweise  mit  in  den 
Kauf  genommen  werden;  sie  hinderten  uns  in  einigen  Punkten,  bei 
den  folgenden  Berechnungen  die  von  uns  auf  S.  766  ff.  aufgestellte 
Schematisier ung  der  Verbindlichkeiten  und  Aktiven  genau  inne  zu 
halten.  So  mußten  wir  zunächst  sämtliche  Spareinlagen  den 
„kurzfälligen  Verbindlichkeiten"  zurechnen,  da  die  Statistik  in  dem 
Jahrbuche  1903  sie  alle  zusammenwirft,  ob  sie  nun  binnen  drei 
Monaten  oder  erst  nach  drei  Monaten  rückzahlbar  sind.  Es  muß 
angenommen  werden,  daß  sie  dieselben  allgemein  als  kurzfällige 
Verbindlichkeiten  betrachtet,  da  sie  von  den  „Einlagen  mit  länger 
als  dreimonatlicher  Kündigungsfrist"  getrennt  sind.  Unsere  Ver- 
mutung wird  auch  durch  die  voraufgehenden  Jahrbücher  bestätigt, 
welche  die  „Anlehen  von  Privaten  mit  dreimonatlicher  und  kürzerer 
Kündigungsfrist"  in  Parenthese  als  „Spareinlagen"  bezeichnen.  Wie- 
weit nun  die  Genossenschaften  bei  ihren  Mitteilungen  zur  Betriebs- 
Statistik  eine  Trennung  der  verschieden  befristeten  Spareinlagen 
vorgenommen  haben,  ob  sie  diese  ohne  Ausnahme  in  die  Kolonne 
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„Spareinlagen",  oder  ob  sie  diejenigen  mit  einer  über  drei  Monate 
hinaus  laufenden  Kündigungsfrist  den  später  fälligen  „Anlehen" 
(Kol.  28  b)  eingereiht  haben,  entzieht  sich  natürlich  unserer  Beur- 
teilung. Jedenfalls  wäre  eine  Verbesserung  der  Statistik  nach  dieser 
Richtung  wünschenswert. 

Bezüglich  der  liquiden  Mittel  sahen  wir  uns,  abweichend  von 
der  Ansicht  mancher  Praktiker,  genötigt,  auch  die  ,,Guthaben  bei 
Banken  und  Vereinen"  sämtlich  mit  einzubeziehen.  Zwar  wird 
man  die  darin  enthaltenen  Guthaben  bei  anderen  Vereinen  zum 
Teil  nicht  zu  den  liquiden  Betriebsmitteln  rechnen  dürfen,  da  es 
sich  hier  oft  um  eine  Anlage  überflüssiger  Gelder  kleinerer  Vereine 
bei  größeren  Genossenschaften  auf  längere  Zeit  handelt.  Diese 
Kredite  werden  nicht  immer  jederzeit  verfügbar  sein,  da  die  großen 
Genossenschaften  in  unruhigen  Zeiten  selbst  peinlich  über  ihre  Kapi- 
talien disponieren  müssen  und  daher  nicht  geneigt  sein  werden,  diese 
Gelder  sofort  auszuzahlen.  Nichtsdestoweniger  mußten  wir  sie  den 
liquiden  Mitteln  hinzufügen,  da  die  Betriebs-Statistik  ebensowenig 
eine  Trennung  in  „Guthaben  bei  Banken"  und  „Guthaben  bei  an- 
deren Vereinen",  wie  eine  solche  in  kurz-  und  später  fällige  Forde- 
rungen vorgenommen  hat.  Erstere  wird  man  mit  ziemlicher  Sicher- 
heit als  „liquide"  bezeichnen  dürfen,  da  sie  fast  nur  aus  Giro-Gut- 
haben bei  der  Eeichsbank  und  der  Deutschen  Genossenschaftsbank, 
sowie  aus  Kontokorrent- Guthaben  bei  der  letzteren  und  anderen 
großen  Banken  bestehen. 

Aus  den  gleichen  praktischen  Gründen  und  der  Konsequenz 
halber  wurden  auch  die  auf  der  Passivseite  unter  „sonstige  fremde 
Gelder"  (Kol.  28  d  des  Jahrbuches)  meistens  einbezogenen  Schulden  bei 
Banken  und  anderen  Genossenschaften,  soweit  wir  sie  überhaupt,  unter 
teilweiser  Zuhilfenahme  der  Geschäftsberichte  durch  direkte  Anfrage 
bei  den  betr.  Genossenschaften  oder  Zurückgreifen  auf  frühere  Jahr- 
bücher, aus  jener  Sammelrubrik  ermitteln  konnten  (vgl.  S.  741),  zu 
den  kurzfälligen  Verbindlichkeiten  gerechnet. 

Aus  Tabelle  XVIII  geht  folgendes  hervor:  bei  einem  Vergleich 
der  drei  Typen  unter  einander  zeigt  sich  jedesmal  im  Typus  A  und 
dessen  Unter- Tj^pen  das  ungünstigste,  im  Typus  C  und  dessen  Teil- 
Typen  das  günstigste  Liquiditäts-Verhäitnis. 

Vergleicht  man  ferner  die  Teilgruppen  innerhalb  jedes  einzelnen 
Typus,  liest  man  also  die  Zahlenreihen  von  oben  nach  unten,  so  ist 
in  den  Typen  A  und  B  im  allgemeinen  eine  fallende  Tendenz  des 
Liquiditäts-Verhältnisses  bemerkbar,  sobald  die  Beteiligung  einer  ein- 
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Tabelle  XVIIL 

Ton  den  kurzfälligen  Yerbindlichkeiten  betragen  die  sofort 
realisierbaren  Aktiva  in  folgenden  Typen: 

Landwirte 

Tvpus  Ai  76,6  34.3 

\,  A  78;8  2i;4 

„  A,  80,7  13,4 

„  A3  81,8  j  18,3 

zelnen  Berufsklasse,  in  unserem  Falle  der  Landwirte  und  Hand- 
werker, an  den  Genossenschaften  zunimmt.  A.,  weist  allerdings 
eine  geringe,  Bo  eine  größere  Steigerung  gegenüber  den  ihnen  vorauf- 
gehenden Teilgruppen  auf,  sodaß  man  von  einer  völlig  konstanten 
Erscheinung  hier  zunächst  noch  nicht  reden  kann.  Im  Typus  C 
dagegen  wächst  mit  der  Zunahme  der  Beteiligung  der  Kaufleute 
und  Händler  an  den  Vorschuß-Vereinen  durchaus  stetig  auch  das 
Verhältnis  der  liquiden  Mittel  zu  den  kurzfälligen  Verbindlichkeiten. 

Die  besprochene  Tabelle  bietet  jedoch  kein  ganz  wahrheitsgetreues 
Bild  dar,  insofern  die  etwaigen  Wechselgiro- Verbin dlich- 
keiten  einiger  Genossenschaften  nicht  berücksichtigt  worden  sind. 
Über  die  Notwendigkeit  ihrer  Heranziehung  kann  kein  Zweifel  ob- 
walten, wenn  man  sich  ihre  Bedeutung  vergegenwärtigt.  Die  Genossen- 
schaften eines  großen  Teils  von  Deutschland  verschaffen  sich  die  zum 
Geschäftsbetriebe  erforderlichen  Mittel  teilweise  durch  die  Weiter- 
veräußerung der  von  ihren  Mitgliedern  angekauften  Geschäfts- 
wechsel, mitunter  sogar  der  eigentlichen  Vorschuß- Wechsel,  an  Banken 
oder  Bankiers,  mit  denen  sie  in  Geschäftsverbindung  stehen.  Durch 
eine  solche  „Kediskontierung"  ist  der  erlöste  Betrag  der  Genossen- 
schaft wieder  zugeflossen  und  dadurch  aufs  neue  für  irgendwelche 
Geschäfte  verfügbar  geworden;  er  stellt  ein  Passivum  dar,  weil  die 
Genossenschaft  bis  zum  Fälligkeitstage  aus  ihrem  Giro  verhaftet 
bleibt.  Wenngleich  die  Giro-Verbindlichkeiten  auch  kein  bilanz- 
mäßiges Passivum  darstellen,  d.  h.  nicht  in  die  Bilanz  als  solches 
einzustellen  sind,  da  sie  „nur  bürgschaftsartigen  Charakter"  haben,  ^) 
so  sollten  sie  doch  überall  in  den  Geschäftsberichten  der  Vereine 
mitgeteilt  werden.  Einige  Praktiker  haben  sogar  die  Ansicht  ver- 
treten —  zuletzt  in  der  Revisorenkonferenz  bei  Gelegenheit  des 


Typus  Bi 
„  B 


Handwerker 

% 
55,7 
60,7 
65,9 
72:0 


0/ 
10 

56.4 

44,7 

34.6 

49,4 


Kaufleute 


0/ 
10 

Typus  Ci  39,5 
„      C  47,8 


C 


% 
68,2 
121,8 
52,2    i  143,8 
55,0    I  162,0 


^)  Schulze-Delitzsch,  Vorschuß-  und  Kreditvereine  als  Volksbanken, 
neu  bearbeitet  von  Dr.  H.  Crüger,  1904,  S.  80. 
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Allgemeinen  Genossenscliaftstages  zu  Danzig  (1905)  —  daß  die 
Giro- Verbindlichkeiten  als  Bestandteil  des  fremden  Kapitals  auf- 
zufassen seien. 

Wollten  wir  die  Giro- Verbindlichkeiten  gänzlich  unbeachtet 
lassen,  so  würden  wir  in  der  vorliegenden  Untersuchung  einen  me- 
thodischen Fehler  begehen.  Diejenigen  Genossenschaften  nämlich, 
welche  die  ihren  Mitgliedern  diskontierten  Wechsel  nicht  weiter  ver- 
äußern, sondern  sie  im  Portefeuille  bis  zum  Verfall  liegen  lassen, 
dafür  aber,  wie  es  vielfach  in  Süddeutschland  geschieht,  auf  ihre 
Bank  oder  ihren  Bankier  einen  Wechsel  ziehen,  um  sich  vorüber- 
gehend damit  Geld  für  den  laufenden  Geschäftsbetrieb  zu  verschaffen, 
sind  genötigt,  diese  Beträge  unter  „  Anlehen  bei  Banken  und  Vereinen" 
als  Passivum  in  ihre  Bilanz  einzustellen.  Die  besonders  von  den 
Genossenschaften  Norddeutschlands  rediskontierten  Geschäfts- Wechsel 
hingegen  erscheinen,  wie  erwähnt,  überhaupt  nicht  in  der  Bilanz. 
Der  Maßstab  für  die  Liquidität  beider  Arten  von  Genossenschaften 
wäre  also  nicht  bei  beiden  der  gleiche.  Obwohl  nun  die  Giro- Ver- 
bindlichkeiten leider  von  manchen  Vereinen  gar  nicht  und  von 
manchen  keineswegs  sehr  sorgfältig  angegeben  werden,  so  haben 
wir  dennoch,  um  den  Vergleich  so  exakt  wie  möglich  zu  gestalten, 
sie  in  der  folgenden  Tabelle  nach  Möglichkeit  den  kurzfälligen  Ver- 
bindlichkeiten hinzugefügt. 


Tabelle  XIX. 

Ton  den  kurzfälligen  Verbindlichkeiten  (inkl.  Giro-Yerbindl.) 
betragen  die  sofort  realisierbaren  Aktiva  in  folgenden  Typen: 


Landwirte 

Handwerker 

Kaufleute 

10 

10 

% 

10 

/o 

/o 

Typus  Ai  76,6 
„      A  78.8 

33,1 

Typus  Bi  55,7 

54,6 

Typus  Ci 

39,5 

61,1 

21,1 

„      B  60,7 

43,9 

„  c 

47,8 

76,0 

„      A,  80,7 

13,4 

„     B2  65,9 

34,4 

52,2 

89,8 

„      A3  81,8 

18,3 

„      B3  72,0 

29,8 

^2 

55,0 

82,3 

Die  Zahlen  haben  sich  im  Vergleich  zu  denjenigen  der  vorher- 
gehenden Tabelle  in  den  Typen  A  und  B,  mit  Ausnahme  von  B3, 
wenig  verändert.  Im  Typus  B  ist  jetzt  erst  eine  regelmäßige  Skala 
entstanden  dadurch,  daß  bei  den  Genossenschaften  mit  dem  stärksten 
Anteil  von  Handwerkern  das  Verhältnis  sich  am  ungünstigsten  stellt. 
Im  Typus  C  endlich  hat  sich  das  Verhältnis  sehr  viel  ungünstiger 
gestaltet,  als  in  Tabelle  XVIII,  jedoch  auch  erst  bei  schärferer  Aus- 
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prägung-  des  Typus  (C,  C..,  Cg);  trotzdem  läßt  sicli  im  allgemeinen 
auch  hier  die  steigende  Tendenz  der  Liquidität  erkennen,  nur  bei 
C.^  tritt  ein  kleiner  Rückgang  ein. 

Sehr  bemerkenswert  ist.  wie  sich  jetzt  die  Gesamtgruppierung 
gestaltet,  wenn  man  bei  der  günstigsten  Liquidität  (C..)  anfängt  und 
bei  der  ungünstigsten  (Ao)  aufhört.  Dann  ergibt  sich  fast  völlige 
Regelmäßigkeit  in  der  Einwirkung  der  Berufsgliederung  auf  die 
Liquidität,  wie  folgende  Skala  zeigt: 


Tabelle  XX. 


Typen 

Liquidität 

Berufsgliederung- 

89.8  7o 
82,3  „ 

52,2  o/o  Kanfleute 

55,0  „ 

c' 

76.0  ., 

61,1 ;, 

39,5  „ 

54.6 

55,7  ,.  Handwerker 

ß 

43.9  „ 

60,7  „ 

33,1  , 

65,9  „ 

a; 

76,6  „  Landwirte 

Bs 

29,8  „ 

72,0  „  Handwerker. 

A 

21,1  „ 

78,8  „  Landwirte 

A., 

18,3  „ 

81,8  „ 

A, 

13,4  „ 

80,7  „ 

Die  einzigen  geringfügigen  Unregelmäßigkeiten  sind  enthalten 
in  der  Um^ehrung  der  Positionen 

C.  und  C3 
B3  „  Ai 
A,    „  A3 

Im  übrigen  weist  der  Einfluß  der  Berufsgliederung  geradezu  über- 
raschende Regelmäßigkeit  auf. 

Besonders  wichtig  ist  das  methodologische  Resultat,  welches 
darin  besteht,  daß 

1.  durch  die  Bildung  von  Teilgruppen  oder  Untertypen, 
wodurch  der  Beobachtungskreis  beständig  enger  gezogen 
wurde,  die  Konstanz  der  von  uns  angenommenen  Erscheinung 
erwiesen  worden  ist;  daß  also 

2.  das  Moment,  welches  das  Prinzip  der  ganzen  Gruppierung 
bildet,  nämlich  die  Berufsgliederung  der  Mitgliedschaft,  jene 
regelmäßige  Wirkung  auf  die  Liquidität  ausgeübt  hat;  daß 

3.  die  Liquidität  sich  um  so  ungünstiger  gestaltet,  je  mehr  sich 

5 
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der  landwirtschaftliche  Charakter  der  Genossen- 
schaften ausprägt; 

4.  daß  die  Verschärfung  des  gewerblichen  Charakters  die 
gleiche,  aber  nicht  so  ungünstige  Einwirkung  auf  die  Liqui- 
dität ausübt;  daß  dagegen 

5.  die  Verschärfung  des  kaufmännischen  Charakters  der 
Genossenschaften  umgekehrt  die  Liquidität  nur  noch  günsti- 
ger gestaltet. 

Die  unmittelbaren  Ursachen  dieser  unterschiedlichen  Erschei- 
nungen sind  vermutlich  die  folgenden:  Aus  der  die  Gliederung  der 
Aktiva  darstellenden  Tabelle  (Tab.  VII,  S.  750)  sahen  wir,  daß  die  Ge- 
nossenschaften des  Typus  A  im  Durchschnitt  fast  ihr  gesamtes  Ge- 
schäftskapital ausschließlich  im  Darlehnsgeschäft  auf  feste  Fristen 
anlegen.  Sie  können  naturgemäß  nur  einen  geringen  Teil  ihrer  kurz- 
fälligen fremden  Gelder  sofort  aus  der  Unternehmung  herausziehen, 
um  damit  ihre  Gläubiger  zu  befriedigen.  Anders  dagegen  liegen 
die  Verhältnisse  in  denjenigen  Genossenschaften,  welche  das  Schwer- 
gewicht ihrer  Tätigkeit  auf  den  Ankauf  von  Diskont- Wechseln  legen, 
wie  es  im  Typus  C  der  Fall  ist.  Sie  werden  jederzeit  den  größten 
Teil  ihrer  Wechselbestände  dazu  verwenden  können,  um  sich  durch 
Eediskontierung  die  nötigen  Geldkapitalien  bei  einem  etwaigen  An- 
dränge der  Gläubiger  sofort  zu  verschaffen.  Die  Genossenschaften 
des  Typus  B  endlich,  die  ihr  Geschäftskapital  nicht  so  ausschließlich, 
wie  die  der  eben  besprochenen,  in  einem  einzelnen  Geschäftszweige 
festgelegt,  sondern  auf  mehrere  verteilt  haben,  stehen  inbezug  auf 
die  Liquidität  zwischen  beiden. 

Wir  wollen  es  einstweilen  unterlassen,  aus  unseren  Tabellen 
Folgerungen  für  die  Beurteilung  der  Geschäftsführung  unserer  Ge- 
nossenschaften zu  ziehen.  Dem  Fachmanne  ergeben  sie  sich  von 
selbst,  und  Nichtfachleuten  gegenüber  könnte  durch  solches  Verfahren 
leicht  Unheil  angerichtet  werden.  Sicherlich  aber  wird  es  gut  sein, 
wenn  die  berufenen  Freunde  des  Genossenschaftswesens  unsere  Ta- 
bellen aufmerksam  betrachten. 


—   67  — 


III. 

Die  Umsätze. 

Privatwirtschaftlicher  Begriff  der  Umsätze.  Seit  Jalii- 
hunderten  schon  ist  im  Leben,  wie  in  der  Wissenschaft  unausgesetzt 
die  Rede  von  der  großen  Bedeutung,  welche  ein  starker  und  schneller 
Güterumsatz  für  das  wirtschaftliche  Leben  hat.  Trotzdem  bestehen 
noch  manche  Unklarheiten  hinsichtlich  des  Wesens  dieses  Begriffes. 

Unter  Zirkulation,  Umlauf,  Umsatz  oder  Umschlag  der  Güter 
in  der  Volkswirtschaft  versteht  man  den  Übergang  derselben 
von  einer  Hand  in  die  andere,  sei  es  in  der  Form  des  Kaufs  und 
Verkaufs,  der  Vermietung,  Verpachtung,  Verpfändung  oder  Gewäh- 
rung von  Kredit  usw.  Dieser  allgemeine,  „volkswirtschaftliche"  Begriff 
läßt  uns  aber  sofort  im  Stiche,  wenn  Avir  ihn  auf  Privatwirt- 
schaften anwenden  wollen.  Literatur  gibt  es  hierfür  noch  so  gut 
wie  gar  nicht.  Und  auch  in  der  Praxis  sind  die  Vorstellungen  von 
•dem,  was  ein  „Umsatz"  ist,  sehr  verschieden.  Bald  bezeichnet  man 
so  die  gesamten  Betriebseinnahmen  oder  doch  diejenigen,  welche  die 
Unternehmung  für  ihre  Leistungen  erzielt,  bald  umgekehrt  die  ge- 
samten Betriebsausgaben  oder  doch  die  aufgewendeten  Kosten.  Wir 
schließen  uns  der  ersteren  Auffassung  an  und  bezeichnen  also  als 
„Umsatz"  einer  Unternehmung  die  gesamten  Betriebseinnahmen, 
welche  dieser  als  Entgelt  für  ihre  Leistungen  zufließen. 

In  den  Geschäftsberichten  der  Kreditgenossenschaften  sind  zwar 
Angaben  über  die  Höhe  der  Umsätze  enthalten,  doch  wird  die  Art 
ihrer  Bezifferung  so  verschieden  gehandhabt,  daß  eine  Vergleichbar- 
keit mehrerer  solcher  Berichte  ohne  vorherige  genaue  Prüfung  zu 
den  seltsamsten  Ergebnissen  führen  kann.  Diesen  Umstand  ließ 
man  auch  in  den  beiderseitigen  feindlichen  Genossenschaftslagern 
bisher  gänzlich  außer  acht.  Man  verwendete  die  Ergebnisse  pro- 
zentueller Berechnungen  der  Umsätze  und  ihrer  Vergleichung  bei 
verschiedenen  Genossenschaftsarten  ganz  munter  als  gleichwertige 
Waffen  im  Kampfe  um  die  beiderseitigen  Vorteile  und  Nachteile 
der  äußeren  und  inneren  Organisation. 

Der  Wunsch,  genaue  und  vor  allen  Dingen  vergleichbare  Um- 
satzziffern in  die  Betriebs-Statistik  des  Allgemeinen  Verbandes  der 
Schulze-Delitzsch'schen  Kreditgenossenschaften  einstellen  zu 
können,  hat  neuerdings  zu  einer  ausführlicheren  Behandlung  der  Um- 

5>:-. 
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satzfrage  in  der  Fachpresse  geführt.  Namentlich  ist  hier  der  instruk- 
tive Aufsatz  von  Direktor  J  ä  g  e  r  in  den  „Blättern  für  Genossenschafts- 
wesen", Jahrgang  1904  Nr.  49,  zu  erwähnen,  dessen  Inhalt  die  Er- 
zielung einer  gleichmäßigen  einheitlichen  Berechnung  der  Umsätze  be- 
zweckt. Diesen  Erörterungen  ist  es  zu  verdanken^  daß  die  Frage  endlich 
einmal  ins  Rollen  gebracht,  und  der  Versuch  gemacht  wurde,  eine 
längst  vorhandene  Lücke  auszufüllen. 

Berechnung  der  TJmsätze.  Die  bisher  empfundenen  Mängel 
vergleichbarer  Umsatzziifern  rühren  her  von  der  Anwendung  ver- 
schiedener Buchführungs-Systeme  in  den  Kreditgenossen- 
schaften. Wie  bekannt,  sind  es  vornehmlich  die  einfache  und  die 
doppelte  Buchhaltung,  welche  in  der  Praxis  des  Geschäftslebens  mit- 
einander konkurrieren.  Wenn  auch  das  System  der  doppelten  Buch- 
führung, gleichviel,  ob  italienische  oder  amerikanische,  besonders  in 
den  letzten  15 — 20  Jahren  im  Bereiche  der  Kreditgenossenschaften 
immer  mehr  vorgedrungen  ist,  so  halten  sich  immerhin  nach  den 
uns  gemachten  Mitteilungen  unter  den  ca.  1000  Vorschuß-  und 
Kreditvereinen  des  Allgemeinen  Verbandes  beide  Buchführungsarten 
noch  ziemlich  die  Wage.  Ihre  Grundsätze  und  inneren  Einrichtungen 
hier  auseinanderzusetzen,  ist  nicht  unsere  Aufgabe ;  vielmehr  handelt 
es  sich  darum,  die  aus  der  Anwendung  beider  Systeme  hervor- 
gegangenen abweichenden  Berechnungen  der  Umsätze  darzustellen^ 
miteinander  zu  vergleichen,  einer  Kritik  zu  unterziehen  und  event. 
Vorschläge  zu  machen,  wie  ein  Verfahren  zu  finden  ist,  nach  welchem 
sowohl  bei  einfacher,  wie  bei  doppelter  Methode,  wenn  auch  nicht 
immer  die  gleichen,  so  doch  im  Abweichungsfalle  wenigstens  mög- 
lichst annähernde  Resultate  erzielt  werden  können. 

Wie  verschiedenartig  und  teilweise  geradezu  ungerechtfertigt 
die  Auffassungen  von  der  Berechnung  der  Umsätze  in  der  Praxis 
sind,  beweisen  die  uns  zahlreich  zur  Verfügung  stehenden  Jahres- 
berichte der  einzelnen  Genossenschaften,  bei  deren  Durchsicht  wir 
vier  voneinander  abweichende  Methoden  feststellen  konnten. 

Das  Material  für  die  Umsatz-Ziffern  ist  bei  den  größeren,  mehr 
bankmäßig  entwickelten  Kreditgenossenschaften,  welche  die  doppelte 
Buchhaltung  pflegen,  in  der  sogenannten  „Geschäfts- Übersieh t" 
enthalten,  welche  entweder  die  „reinen  Bewegungen",  d.  h.  die  Ab- 
und  Zugänge  auf  den  Sachkonten  des  Hauptbuches,  oder  bisweilen 
daneben  die  Bestände  aus  dem  Vorjahre,  sowie  die  aus  beiden  sich 
wiederum  ergebenden  Bestände  am  Jahresschlüsse  darstellt  (vgl.. 
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Schema  I,  S.  778).  In  einer  nicht  geringen  Anzahl  von  Jahresbe- 
richten fanden  wir  in  diesen  Übersichten  die  Bestände  aus  dem  Vor- 
jahre mit  den  reinen  Bewegungen  zusammengezogen  und  die  Gesamt- 
summe dieser  Beträge  von  allen  Konten  als  „Umsatz"  bezeichnet. 
Wir  müssen  dieses  Verfahren  entschieden  verurteilen.  Die  Geschäfts- 
Übersicht  soll  in  erster  Linie  die  reinen  Bewegungen,  die  Ein-  und 
Ausgänge  auf  jedem  Konto,  zeigen,  da  nur  sie  ein  wahrheitsgetreues 
Bild  von  dem  geschäftlichen  Leben  innerhalb  der  Genossenschaft 
wiedergeben. 

Die  Geschäfts-Übersichten  unterscheiden  sich  unter  einander  noch 
in  einem  anderen  Punkte.  Häufig,  und  zwar  besonders  in  den  Ge- 
nossenschaften Süd-  und  Westdeutschlands,  werden  die  eigentlichen 
Kassen- Umsätze  nicht  mit  in  die  Übersicht  eingestellt,  sondern 
unterhalb  derselben  oder  an  anderer  Stelle  des  Jahresberichts  ge- 
sondert aufgeführt ;  stattdessen  setzt  man  aber  die  Kassen  bestände 
vom  1.  Januar  und  vom  3L  Dezember  des  Jahres  in  die  Übersicht 
(vgl.  Schema  II,  S.  779).  Die  Gründe  für  dieses  Verfahren  sind 
prinzipiell  durchaus  stichhaltig,  insofern  man  von  der  Erwägung 
ausgeht,  daß  gemäß  dem  einen  Fundamentalsatze  der  doppelten 
Buchhaltung  die  Barbewegungen  auf  dem  Kassakonto  gleichzeitig 
mit  demselben  Betrage  immer  noch  ein  anderes  Sachkonto  berühren 
und  infolgedessen  zweimal  in  der  Übersicht  erscheinen.^)  Dieses  Be- 
denken kommt  jedoch  nur  dann  in  Betracht,  wenn  man  den  Umsatz 
von  beiden  Seiten  des  Hauptbuches  berechnet,  wie  wir  weiter  unten 
sehen  werden  (S.  779  ff.).  Im  übrigen  wird  man  nichts  dagegen  ein- 
wenden können,  wenn  man  die  baren  Umsätze,  die  Kassenbewegungen, 
ebenso  wie  diejenigen  auf  den  übrigen  Konten  in  der  Geschäfts- 
Übersicht  darstellt,  um  so  mehr,  als  fast  die  gesamte  Bankwelt  dieses 
Verfahren  befolgt.  Kichtig  ist  jedoch,  daß  die  Kassenumsätze  den 
übrigen  Umsätzen  nicht  gleichwertig  sind.  Dieser  Punkt  wird  uns 
nachher  beschäftigen. 

Um  nun  die  verschiedenen  Methoden  der  Umsatzberechnung 
zu  illustrieren  und  ihre  Eichtigkeit  bzw.  Unrichtigkeit  erörtern  zu 
können,  möge  uns  ein  einfaches  Beispiel  dienen.  Die  Eröifnungs- 
Bilanz  einer  Kreditgenossenschaft  weist  folgende  Aktiva  und  Passiva 
auf : 


^)  Vgl.  Blätter  für  Genossenschaftswesen,  Jahrg.  1904,  No.  49. 
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Bilanz  am  1.  Januar: 


Aktiva 

Passiva 

Mk. 

Mk. 

1.  Kasse 

2.  Vorsch.-Konto-Krrt.-Konto 

3.  Inkasso-Konto 

5000 
2000 
500 

1.  Geschäfts-Guthaben-Konto 

2.  Spareinlag-en-Konto 

3.  Giro-Konto 

3000 
4000 
500 

7500 

7500 

Im  Laufe  des  Jahres  treten  neue  Mitglieder  ein,  welclie  Ge- 
scliäftsguthaben  in  der  Höhe  von  1000  Mk.  erwerben;  an  Sparein- 
lagen werden  2000  Mk.  eingezahlt,  und  von  einer  mit  der  Genossen- 
schaft im  Giro- Verkehr  stehenden  Großbank  erhält  sie  einen  Wechsel 
über  500  Mk.  zum  Inkasso;  ferner  werden  mehreren  Mitgliedern 
Vorschüsse  in  laufender  Rechnung  in  der  Höhe  von  5000  Mk.  ge- 
währt, und  von  den  Spareinlagen  werden  von  den  Gläubigern  1000  Mk. 
zurückgezogen.  Am  Jahresschlüsse  würde  sich  alsdann,  die  doppelte 
Buchhaltung  vorausgesetzt,  folgende  Geschäfts-Übersicht  ergeben. 


Schema  1. 
Geschäfts-Übersicht. 


Bestände 

Bestände 

am 
1.  I. 

am 
31.  XII. 

Debet 

Sachkonten 

Kredit 

am 
31.  XII. 

am 
1.  I. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

5000 
2000 
500 

2000 
7000 
1000 

3000 
5000 
500 

1000 

Kassa-Konto 

Vorschuß-Konto-Krrt.-Konto 

Inkasso-Konto 

Geschäftsguthaben-Konto 

Spareinlag-en-Konto 

Giro-Konto 

6000 

1000 
2000 
500 



4000 
5000 
1000 

3000 
4000 
500 

7500 

10000 

9500 

9500 

10000 

7500 

Die  zweite  Art  einer  Geschäfts -Übersicht,  in  welcher  die 
Kassenumsätze  gesondert  aufgeführt  sind,  würde  sich  wie  folgt  ge- 
stalten : 
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Schema  II. 
Geschäfts-Übersicht. 


Bestände 

Bestände 

Debet 

Kredit 

am 

am 

Sachkouten 

am 

am 

1.  I. 

31.  XII. 

31.  XII. 

1. 1. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

.5000 

Kassenbestand  am  1.  I. 

5000 

2000 

7000 

5000 

Vorschuß-Konto-Krrt. -Konto 

500 

1000 

500 

Inkasso-Konto 

Geschäftso-uthaben-Konto 

1000 

4000 

3000 

1000 

Spareinlagen-Konto 

2000 

5000 

4000 

Giro-Konto 

500 

1000 

500 

2000 

2O0O 

Kassenbestand  am  31.  XII. 

7500 

10000 

8500 

8500 

10000 

7500 

Kassennmsätze :  Bestand  am  1.  I.    Mk.  5000 

Einnahme  „  3000 

3Ik.  8000 

Ausgabe  „  6000 

Bestand  am  31.  XII.T:k71ÖÖÖ 


In  der  doppelten  Buchführung  ist  die  „Geschäfts-Übersicht"  oder, 
wie  man  sie  auch  nennen  kann,  „Verkehrs"-  oder  „Umsatzbilanz" 
lediglich  ein  Auszug  aus  dem  Hauptbuche,  wobei  entsprechend  den 
Grundsätzen  der  doppelten  Buchführung  die  einzelnen  Konten  für 
die  auf  sie  entfallenden  Einnahmebeträge  kreditiert  und  für  die 
Ausgabebeträge  debitiert  werden.  Deshalb  stehen  in  der  Geschäfts- 
Übersicht  die  Einnahmen  rechts  unter  „Kredit"  und  die  Ausgaben 
links  unter  „Debet".  Manchen  Genossenschaften  ist  dieses  Verfahren 
offenbar  ungewohnt,  und  sie  haben  deshalb  nach  dem  Vorbilde  der 
einfachen  Buchführung  auch  bei  doppelter  Buchführung  in  der  Ge- 
schäfts-Übersicht die  Seiten  verwechselt,  indem  sie  dieselben  mit 
„Einnahmen"  und  „Ausgaben"  überschreiben  und  alsdann  die  Ein- 
nahmen auf  den  einzelnen  Konten  links,  die  Ausgaben  rechts  stellen. 
Diese  Umkehrung  der  Hauptbuchseiten  ist  nur  geeignet,  zu  ver- 
wirren und  sollte  umsomehr  vermieden  werden,  als  die  Geschäfts- 
Übersicht  gerade  einen  Auszug  aus  dem  Hauptbuche  darstellen  soll. 

Um  nun  zur  Berechnung  der  Umsätze  überzugehen,  so  konnten 
wir  folgende  vier  im  Gebrauch  befindliche  Methoden  ermitteln: 

1.  Man  berechnet  den  Umsatz  nach  beiden  Seiten  des  Haupt- 
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Ibuches,  d.  h.  Debet  +  Kredit  der  Geschäfts-Übersicht  (Schema  I): 
Umsatz  =  19000  Mk. 

2.  Man  ermittelt  den  Umsatz  durch  Summierung-  beider  Haupt- 
buchseiten,  läßt  aber  die  Umsätze  auf  dem  Kassa-Konto  fort  und 
stellt  dafür  den  Anfangs-  und  Endbestand  auf  diesem. in  die  Über- 
sicht ein  (Schema  II):  Umsatz  =  1  7  000  Mk. 

3.  Man  beziffert  den  Umsatz  durch  Addition  beider  Seiten 
des  Hauptbuches,  ohne  die  Kassen-Bewegungen  und  -Bestände  zu 
berücksichtigen  (Schema  II):  Umsatz  =  10  000  Mk. 

4.  Man  erhält  den  Gesamtumsatz,  wenn  man  die  Bewegungen 
auf  allen  Konten,  ohne  die  Bestände,  von  einer  Seite  des  Haupt- 
buches addiert  (Schema  I):  Umsatz  =  9500  Mk. 

Um  nun  in  die  Prüfung  der  verschiedenen  Methoden  einzutreten, 
so  ist  zu  bemerken: 

ad  1.  Man  hat  für  jeden  Geschäftsvorfall  eine  Buchung  rechts 
und  eine  links,  im  Kredit  und  Debet;  man  erfaßt  also  sowohl  die 
baren  (Kassen-),  als  auch  die  nicht  baren  (Memorial-)  Umsätze  zwei- 
mal. Zu  einer  solchen  Verdoppelung  der  Hauptbuchkonten  liegt  je- 
doch nicht  die  geringste  Veranlassung  vor. 

ad  2.  Für  die  Memorialposten  hat  man  zwei,  für  die  Kassen- 
posten dagegen  nur  eine  Buchung  und  ganz  überflüssigerweise  auch 
noch  die  Kassenbestände;  es  besteht  also  eine  Ungleichheit  in  der 
Verwertung  der  baren  und  nicht  baren  Geschäftsvorfälle. 

ad  3.  Hier  erfaßt  man  die  Memorialposten  ebenfalls  doppelt, 
die  Kassabuchungen  hingegen  nur  einfach  und  führt  damit  gleich- 
falls eine  Ungleichheit  herbei. 

ad  4.  Bei  dieser  Art  der  Umsatzberechnung  verwertet  man 
Kassa-  sowie  Memorialumsätze  immer  nur  einmal;  die  Methode  dürfte 
daher  bei  d  o  p  p  e  1 1  e  r  B  u  c  h  h  a  1 1  u  n  g'  die  einwandsfreieste  und  allein 
richtige  sein. 

Was  die  Kreditgenossenschaften  mit  einfacher  Buchfüh- 
rung anbetrifft,  so  ist  hier  eine  Verwertung  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  am  Platze,  weil  jeder  Geschäftsvorfall  regelmäßig  nur 
ein  Sachkonto  berührt. 

Der  von  diesen  Genossenschaften  zum  Nachweis  der  Umsätze 
veröffentlichte  Kassenauszug  zeigt  dann  folgendes  Bild: 
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Schema  III. 

K  a  s  s  a  -  K  0  n  1 0 

Einnahme 

Ausgabe 

(Debet) 

(Kredit) 

Mk. 

Mk. 

5000 

2000 
500 
1000 

Kassenbestand  am  1.  I. 
Vorschnß-Kto.-Krrt.-Konto 
Spar  ein]  ao-en-Konto 
Inkasso-Kouto 
Geschaftsgnthaben-Konto 
Kasseubestand  am  31.  XII. 

5000 
1000 

2500 

8500 

8500 

Um  hiernach  den  Gesamt-Umsatz  zu  erhalten,  welcher  dem  von 
uns  als  allein  richtig  ermittelten  Umsätze  bei  doppelter  Buchführung 
(Methode  4,  S.  780)  gleich  oder  im  Abweichungsfalle  am  nächsten 
kommt,  so  muß  man  beide  Seiten  des  Kassenauszuges,  unter  Abzug 
der  beiderseitigen  Kassenbestände,  addieren.  Der  so  erzielte  Umsatz 
beziffert  sich  auf  9500  Mk.  und  ist  damit  demjenigen  bei  doppelter 
Buchführung  gleich.  Wenn  man  davon  absieht,  daß  bei  doppelter 
Buchführung  eine  Eeihe  von  Buchungen  zwischen  toten  Konten  vor- 
genommen wird  (Memorial-Abschlußbuchungen  vermittelst  des  Ge- 
winn- und  Verlust-Kontos,  um  die  richtigen  Geschäfts-Erträge  und 
-Lasten,  wie  Zins-Einnahmen  und  -Ausgaben,  Kurs-Gewinne  und  -Ver- 
luste, Unkosten,  Abschreibungen  usw.  für  den  Jahresabschluß  zu  er- 
halten), die  bei  der  einfachen  Buchführung  noch  nicht  vorhanden 
sind,  so  muß  der  Umsatz  nach  dem  einen  oder  anderen  Verfahren 
der  gleiche  sein. 

Das  von  Jäger  in  dem  oben  erwähnten  Aufsatze  vorgeschlagene 
Verfahren,  bei  einfacher  Buchführung  die  Ausgabenseite  des  Kassen- 
auszuges unter  Abzug  des  Kassenbestandes  zu  verdoppeln,  können 
wir  nach  dem  Dargelegten  umsoweniger  als  einwandsfrei  anerkennen, 
als  die  so  entstehende  Umsatzziffer  von  12  000  Mk.  verhältnismäßig 
recht  bedeutend  von  der  nach  doppelter  Buchführung  erzielten 
(9500  Mk.)  abweicht. 

YerscMedenartigkeit  der  Umsätze.  Während  der  Kaufmann 
mit  Waren  handelt,  und  der  Fabrikant  sein  Geschäft  durch  Veredelung 
von  Kohstoffen  macht,  beruht  die  Tätigkeit  des  Bankiers  und  damit 
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auch  der  Kredit-Genossenschaften  einerseits  auf  der  Besorgung  von 
Z  a  h  1  u  n  g  s  g  e  s  c  h  ä  f  t  e  n ,  andererseits  auf  der  K  r  e  d  i  t  v  e  r  m  i  1 1  e  - 
lung.  Man  wird  aber,  wenigstens  gegenwärtig,  niemals  beobachten 
können,  daß  eine  von  beiden  Geschäftsarten  ausschließlich  vorkommt, 
denn  beide  sind  notwendigerweise  eng  miteinander  verbunden.  Viel- 
mehr kann  man  nur  von  einem  Überwiegen  der  einen  oder  anderen 
Geschäftsart  reden. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  daß  an  dem  bloßen  Zahlungsverkehr 
prozentuell  bei  weitem  nicht  soviel  verdient  wird,  wie  an  der  Kredit- 
vermittelung; ja,  die  Konten,  welche  den  Zahlungsverkehr  in  sich 
schließen,  wie  das  Kassa-Konto  und  das  Reichsbank-Giro-Konto, 
weisen  überhaupt  keinen  unmittelbaren  Ertrag  auf.  Die  verschie- 
denen Umsatzarten  sind  also  keineswegs  gleichwertig,  sondern  man 
wird  zwischen  Z  a  h  1  u  n  g  s  -  II  m  s  ä  t  z  e  n  und  Umsätzen  im  Kre- 
ditgeschäft zu  unterscheiden  haben. 

Das  gesamte  Kreditgeschäft  setzt  sich  zusammen  aus  Aktiv- 
und  Passiv-Kreditgeschäften.  Jene  ergeben  die  Brutto-Erträge  an 
Zinsen,  diese  die  zur  Erzielung  der  Brutto-Erträge  aufzuwendenden 
Passivzinsen.  Die  Umsätze  im  Kreditgeschäft  sind  jedoch  nur 
auf  den  Aktiv-Konten  zu  ermitteln.  Eine  Bank  handelt  mit 
Geldkapital,  wie  ein  Warenhändler  oder  ein  Fabrikant  mit  Eisen 
oder  Tuch;  die  Aktiv-Konten  einer  Bank  enthalten  demnach  die 
Umsätze,  welche  den  Betriebseinnahmen  eines  Fabrikanten  oder 
Kaufmannes  entsprechen. 

Die  den  Umsatzbilanzen  der  Genossenschaften  entnommenen 
Konten  würden  also  folgendermaßen  zu  gruppieren  sein: 

I.  Zahlungs-Umsätze: 

1.  Kassa-Konto, 

2.  Reichsbank-Giro-Konto. 

IT.  Umsätze  im  Kreditgeschäft: 
A.  Aktiv-Kredit-Konten : 

1.  Darlehen  auf  feste  Fristen, 

2.  Darlehen  in  laufender  Rechnung, 

3.  Diskontierte  Wechsel, 

4.  Guthaben  bei  Banken  und  anderen  Genossenschaften^ 

5.  Hypotheken-Konto, 

6.  Eigene  Effekten, 

7.  Effekten-Kommissions-Konto, 
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8.  Inkassowecbsel-Konto, 

9.  Hausertrags-Konto. 

B.  Passiv- Kredit-Konten : 

1.  Geschäftsguthaben-Konto, 

2.  Reserven-Konto, 

3.  Spareinlagen-Konto  ohne  Konto-Korrent  (vielfach  auch 
Depositen-Konto  genannt), 

4.  Depositen-Konto  (im  modernen  banktechnischen  Sinne) ; 
vgl.  S.  738  ff., 

5.  Etwaige  Guthaben  der  Mitglieder  im  Vorschuß-Konto- 
Korren  t. 

6.  Schulden  bei  Banken  und  anderen  Genossenschaften, 

7.  Hypothekenschulden  in  eigenen  Grundstücken  und  Ge- 
bäuden. 

Die  sonst  noch  in  den  Umsatzbilanzen  der  Genossenschaften  er- 
scheinenden durchlaufenden  Konten,  wie  Zinsen-,  Provisions-,  Verwal- 
tungskosten-Konto usw.,  bei  denen  man  von  einem  Umsätze  im  eigent- 
lichen Sinne  nicht  reden  kann,  würden  als  „Verschiedene  Konten" 
zusammenzufassen  sein. 

Berechnung  der  Umsatzschnelligkeit.  Die  absolute  Höhe  der 
Umsätze  ist  zwar  an  und  für  sich  ein  Zeichen  lebhafteren  Geschäfts- 
verkehrs, jedoch  über  die  Leistung  des  im  Geschäft  arbeitenden 
Betriebs-Kapitals  sagt  sie  noch  gar  nichts.  Um  diese  zu  erfassen^ 
ist  eine  Vergleichung  des  letzteren  mit  dem  Gesamtumsätze  er- 
forderlich. Die  Umsatzgeschwindigkeit  ergibt  sich,  in- 
dem man  mit  dem  Betriebs-Kapital  in  den  Umsatz 
dividiert. 

Das  Betriebs-Kapital  ist  naturgemäß  mehr  oder  weniger  großen 
Veränderungen  im  Laufe  des  Jahres  unterworfen.  In  der  großen 
Mehrzahl  der  Fälle  pflegt  man  bei  statistischen  Vergleichen  und 
prozentuellen  Berechnungen  diese  Tatsache  gänzlich  außer  acht  zu 
lassen,  indem  man  einfach  das  Betriebs-Kapital  am  J  a  h  r  e  s  Schlüsse 
zugrunde  legt.  Es  leuchtet  ein,  daß  dies  eine  sehr  unvollkommene 
Berechnungsweise  sein  muß,  die  nur  dann  zu  rechtfertigen  ist,  wenn 
der  Ab-  und  Zufluß  der  fremden  Gelder  während  des  Jahres  ein  so 
regelmäßiger  und  ausgleichender  ist,  daß  der  Bestand  am  Jahres- 
schlüsse gegen  denjenigen  am  Jahresanfang  nur  verhältnismäßig 
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geringe  Abweichungen  aufweist.  Das  ist  aber  nur  sehr  selten  der 
Fall,  und  man  wird  daher  dem  erwähnten  Umstände  dadurch  Rech- 
nung tragen  müssen,  daß  man  ein  durchschnittliches  Betriebs- 
kapital bildet.  Am  nächsten  liegt  es,  dieses  durch  Addition  der 
Anfangs-  und  Endbestände  des  Betriebs-Kapitals  eines  Jahres  zu 
bilden,  welche  Summe  alsdann  durch  2  zu  dividieren  wäre.  Doch 
kann  man  auch  diese  Art  der  Berechnung  noch  keineswegs  als  eine 
einwandsfreie  ansprechen,  da  sie  die  großen  Verschiedenheiten  der 
Bestände  innerhalb  des  Jahres,  wie  sie  besonders  durch  einen  um- 
fangreichen Giro-  und  Scheckverkehr,  sowie  durch  vorübergehende 
Aufnahme  von  Anleihen  bei  anderen  Vereinen  und  die  Benutzung 
von  Bankkredit  hervorgerufen  werden,  nicht  genügend,  berücksichtigt. 
Derartigen  Veränderungen  wird  man  weit  besser  gerecht  werden, 
wenn  man  die  Kapitalbestände  am  Schlüsse  der  12  Monate  zusammen- 
zählt und  durch  12  teilt,  ein  Verfahren,  welches  noch  mehr  an  Ge- 
nauigkeit gewinnt,  sobald  man  den  Bestand  am  Jahresanfang  dazu 
nimmt  und  aus  diesen  13  Beständen  alsdann  das  Mittel  zieht.  Auf 
solche  Weise  finden  auch  die  Kapitalverhältnisse  des  Monats  Januar, 
welche  sich  häufig  sehr  wesentlich  von  denen  der  anderen  Monate 
unterscheiden,  eine  Berücksichtigung.  ^)  Das  Ideal  der  Durchschnitts- 
berechnung bleibt  natürlich  das  Mittel  aus  den  Beständen  der  300 
Oeschäftstage  des  Jahres.  Da  man  aber  immer  mit  der  Möglichkeit 
des  praktisch  Erreichbaren  zu  rechnen  hat,  so  muß  man  auf  diese 
Methode  von  vornherein  verzichten ;  ja  man  wird  sogar  in  den  aller- 
meisten Fällen  seine  Ansprüche  auf  das  zweiteilige  Verfahren,  d.  h. 
die  Durchschnittsberechnung  aus  den  beiden  Beständen  am  Jahres- 
anfang und  -Schluß,  zurückschrauben  müssen.  Nur  in  einem  einzigen 
unter  den  zahlreichen  uns  zu  Gebote  stehenden  Jahresberichten 
fanden  wir  detaillierte  Angaben  über  die  Monatsbestände  sämtlicher 
Aktiv-  und  Passiv-Konten  und  die  aus  diesen  berechneten  Durch- 
schnitte. Auf  die  zweiteilige  und  die  zwölfteilige  Methode  werden 
wir  später  noch  einmal  zurückkommen  (S.  789  if.). 

Die  Umsatzschnelligkeit  des  Betriebs-Kapitals  wird  lediglich 
durch  die  Art  der  von  den  Kreditgenossenschaften  betriebenen  Ge- 
schäftszweige und  deren  relative  Bedeutung,  d.  h.  ihren  Anteil  am 
Gesamtumsätze  bestimmt.  Diejenigen  Genossenschaften,  in  welchen 
das  eigentliche  Genossenschafts-Geschäft  —  Darlehen  auf 


^)  „Entwickelung  des  Genossenschaftswesens  in  Deutschland,"  Sammelwerk 
Yon  Schulze-Delitzsch.    S.  407  ff. 
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feste  Fristen  geg-en  Bürgschaft  und  Hinterlegung-  von  Wertpapieren 
—  relativ  am  stärksten  an  den  Umsätzen  beteiligt  ist,  werden  in  den 
seltensten  Fällen  eine  erhebliche  Steigerung  der  Umsatzschnelligkeit 
verzeichnen  können;  das  in  diesem  Geschäftszweige  angelegte  Be- 
triebskapital zeichnet  sich  im  allgemeinen  durch  eine  außerordentlich 
gleichmäßige  Umsatzgeschwindigkeit  aus.  Anders  ist  dies  schon  dort^ 
wo  ein  starkes  Diskontgeschäft  betrieben  wird,  welches  in  der 
Regel  bereits  den  Umsatz  lebhafter  gestaltet.  Den  größten  Einfluß 
vollends  auf  eine  Beschleunigung  des  Umsatzes  übt  ein  hoch  ent- 
wickelter Zahlungsverkehr  aus. 

Um  unsere  Beobachtungen  zahlenmäßig  zu  belegen,  haben  wir 
in  der  folgenden  Tabelle  (vgl.  Tabelle  XXI)  die  Entwickelung  der 
Umsätze  in  zwei  Genossenschaften  für  die  Zeit  von  1865  resp. 
1870—1903  auf  den  wichtigsten  Umsatz-Konten  darzustellen  ver- 
sucht. 

Dabei  sind  allerdings  nicht  von  Jahr  zu  Jahr  die  Umsätze  an- 
gegeben worden,  weil  wir  nicht  über  das  dazu  erforderliche  voll- 
ständige Material  verfügten;  übrigens  dürften  die  von  uns  aufge- 
stellten Jahre,  welche  sich  bei  der  Genossenschaft  H  durch  besonders- 
sprunghafte Entwickelungen  auf  dem  einen  oder  anderen  Konto 
charakterisieren,  zur  Erreichung  unseres  Zweckes  vollauf  genügen. 
Im  zweiten  Beispiele  (Genossenschaft  E)  wählten  wir  der  Überein- 
stimmung halber  dieselben  Jahre,  mußten  aber  auf  das  Jahr  1865 
verzichten,  da  ein  Bericht  hierüber  nicht  vorhanden  war. 

Zur  Erläuterung  der  Tabelle  sei  bemerkt,  daß  die  Genossen- 
schaft H  ihren  Sitz  in  einer  Großstadt  von  ca.  250  000  Einwohnern 
hat  und  im  Jahre  1860  gegründet  wurde.  Das  Geschäft  beschränkte 
sich  anfangs  lediglich  auf  die  Gewährung  von  Darlehen  auf  feste 
Fristen  gegen  Bürgschaft,  1865  wurde  das  Lombardgeschäft,  1869 
das  Wechsel-Diskontgeschäft,  sowie  die  Gewährung  von  Darlehen  in 
laufender  Rechnung  aufgenommen;  erst  1893  folgten  als  neue  Ge- 
schäftszweige der  Scheckverkehr,  der  Giroverkehr  mit  der  Reichs- 
bank, sowie  die  Besorgung  von  Effekten- An-  und  -Verkäufen.  Der 
Entwickelungsgang ,  den  dieses  genossenschaftliche  Kredit-Institut 
genommen  hat,  wird  also  dadurch  gekennzeichnet,  daß  im  Anfange 
das  reine  Genossenschafts- Geschäft  vorherrschte;  mit  dem  zunehmen- 
den Wachstum  der  Bevölkerung  der  Stadt  und  dem  Aufblühen  von 
Handel  und  Industrie  erfuhr  auch  die  Geschäftstätigkeit  der  Ge- 
nossenschaft durch  Aufnahme  von  mehr  bankmäßigen  Geschäften 
weitere  Ausdehnung.    Nachdem  so  allmählich  der  genossenschaft- 
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Tabelle 

Genossenschaft  H.       Entwickelung  der  Umsätze  yon  1865—1903 


Jahr 

Zahlungs-Umsätze 

Umsätze 

im  Kredit- 

Aktiv-Kredit-Kouten 

Kassa- 
Konto 

Mk. 

Eeichs- 
bank- 
Griro- 
Konto 

Mk. 

vi  p  Vi  Pii 

Fri 

geg-en 
Bürgsch. 
Mk. 

sten 

gegen 
Hinterl. 
Mk. 

Darlehen 
in 

Ifl.nfpndfiT' 
Eechnung 

Mk. 

Diskon- 
tierte 
Wech- 
sel 

Mk. 

Guthaben  ! 
g  b.  Banken 
^    u.  Ge- 
nossensch. 

tjj  S  3  ?q 

O  S  <5  o 

^  w 

Mk. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

1865 

1  706  367 

994  836 

311 147 

70 

2  169  642 

696  525 

499  512 

125  989 

97  574 

73 

6  543  933 

866  913 

1  704  216 

399153 

1  126  485 

78 

7  822  419 

751  870* 

1  439  601 

404  010 

1  869  185 

86 

6  449  485 

355  570* 

628160 

314  128 

1  728  027 

89 

9  056  983 

279  256* 

1 089  687 

512  670 

3  238  580 

90 

11011229 

183  060* 

1  613  720 

463  816 

4  874  246 

96 

26  673  496 

6  641  080 

106  960* 

2  063  446 

3  034  518 

8078  221 

2  676  434 

99 

31  479  194 

9  108  502 

386  395 

3  972  242 

7  015  521 

7  875  614 

4  147  343 

1902 

37  360  352 

9  249  118 

187  344 

4  097  101 

5  837  611 

7  725  740 

3  061  739 

03 

40  828  971 

8  777  550 

170  783 

2  912  228 

6  239  032 

7  445  985|  — 

3  319  066 

*  Prolongationen  konnten  nicht  ermittelt  werden. 


Genossenschaft  E. 


1870 

329  063 

231  883 

33  915 

3  448 

73 

588  326 

415  402 

87  778 

2  035 

78 

727  167 

11980 

555  788 

7  213 

7  372 

50  763 

86 

1  524  523 

34106 

1  039  563 

32  965 

48  102 

114  312 

86  210 

89 

1  897  476 

67  498 

1  244  834 

120  909 

188  589 

129  415 

45  357 

90 

1  842  428 

105  313 

1  120  212 

167  157 

220  768 

146  262 

27  490 

96 

2  692  979 

174  248 

1  298  135 

216  932 

390  985 

332  209 

204  740 

99 

3  501  378 

297  443 

1  639  874 

242  518 

505  III 

473  019 

167  280 

1902 

3  522118 

181  673 

1  865  590 

251  796 

323  246 

386  834 

202  718 

03 

3  542  627 

204  493 

1  946  068 

168  192 

348  495 

387  166 

155  342 

liehe  Charakter  abgestreift  worden,  ist  der  Verein  heute  ein  modernes 
Bankgeschäft  geworden. 

Die  Genossensch  aftE  hat  ihren  Wohnsitz  in  einer  kleinen 
Stadt  von  ca.  4000  Einwohnern;  sie  wurde  1866  gegründet.  Unter 
ihren  Umsätzen  spielte  von  Anfang  an  das  sogen.  Yorschußge- 
schäft  auf  feste  Ziele  die  Hauptrolle,  welche  es  bis  auf  den  heutigen 
Tag  behauptet  hat.  Die  Aufnahme  neuer  Geschäftszweige  war  nicht 
imstande,  das  reine  Genossenschafts-Geschäft  zu  verdrängen. 

Zur  Genossenschaft  H  müssen  wir  noch  erwähnen,  daß  wir  für 
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XXI. 

auf  den  folgenden  wichtigsten  Konten. 


Sfeschäft 


Passiv-Kredit-Konten 

Übrige 
Konten 

Sparein- 
lagen (De- 

"nnsit.Pii) 
auf  Kün- 

Depo- 
siten- 
Konto 

Übrige 
Konten 

Diverse 
Konten 

Mk. 

digung 
Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

9 

10 

12 

13 

369  870 

11874 

29  023 

32  614 

657  093 

7  036 

34  903 

9  941 

2  311  557 

12  058 

62  106 

57  079 

3  076  234 

28  500 

141176 

615  996 

2  711  222 

34161 

144  004 

139  415 

3  582  933 

27  701 

158  371 

443 

3  630  939 

21101 

235  633 

201  255 

9  660  948 

322  511 

36  215 

623  263 

203  250 

10  205027 

910  232 

23  600 

850  518 

511276 

10  532  025 

6  148  580 

36  590 

1001621 

804  167 

11  722  934 

7  879  462 

42  385 

875  631 

Gesamt- 
umsatz 
(von  einer 
Seite  des 
Haupt- 
buches) 

Mk. 


Durch- 
schnitt- 
liches 
Betriebs- 
Kapital 

Mk. 


14 

3  423117 

4  320888 
13  036  362 
15  594  074 
12  980  753 
18  085  596 
22  034  181 
60118  347 
76  177418 
85  749  097 
91  018  194 


15 

494 
705 

1  408 

2  691 

3  230 
3  458 

3  492 

4  365 
4  707 
6  327 
6  737 


176 

808 
736 
883 
130 
006 
386 
766 
916 
709 

394  13^50 


18  870 

i 

35  500  in  Spalte  3 

1045 

3  526 

657  267 

72  984 

236 

75  432' 

2  310 

6  363 

1  177  882 

139  939 

88  857!  b537 

3  784 

13  823 

1460  314 

196  887 

74  687'     63  841 

6  626 

63  384 

3  054  213 

329  346 

72  191  in  Spalte  3 

7  905 

76  940 

3  783  616 

381436 

74  0431 

6  345 

81  769 

3  686  474 

406  833 

129  473 

134  205!    178  573 

11409 

120  275 

5  397  137 

580  730 

9  084 

150079 

7  001  121 

653  803 

153116!    167  075 

12  495 

155  986 

7  040  974 

801  054 

132  4271    202  636 

14  915 

187  588 

7  085  456 

842115 

die  Jahre  1878, 1886, 1889, 1890  und  1896  die  Summen  der  prolongierten 
Darlehen  nicht  ermitteln  konnten;  die  betr.  Zahlen  würden  sich  in 
Wirklichkeit  also  um  30—40%  höher  stellen,  wenn  wir  das  durch- 
schnittliche Verhältnis  der  Prolongationen  zu  den  gesamten  Darlehen 
der  anderen  Jahre  auch  hier  zugrunde  legen  könnten.  Daß  die 
Prolongationen  überhaupt  den  Umsätzen  des  Darlehnskontos  auf 
feste  Fristen  hinzuzufügen  sind,  versteht  sich  von  selbst,  da  die  Ge- 
nossenschaft an  ihnen  ebensowohl  verdient,  wie  an  den  neu  ge- 
währten Darlehen.  Ferner  faßten  wir  die  außer  den  von  uns  auf- 
geführten wichtigsten  Aktiv-Kredit-Konten  noch  fehlenden  unter 
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„übrige  Konten"  zusammen  (vgl.  Spalte  9);  ebenso  verfuhren  wir 
bei  den  Passiv-Kredit-Konten  (vgl.  Spalte  12). 

Bei  Betrachtung  der  Tabelle  fällt  sofort  die  zunehmende 
Umsatzschnelligkeit  in  der  Genossenschaft  H  und  die  sich  im  großen 
und  ganzen  gleichbleibende  Geschwindigkeit  der  Umsätze  in  der 
Genossenschaft  E  ins  Auge  (vgl.  Spalte  16).  Eine  besonders  sprung- 
hafte Entwicklung  bei  der  ersteren  setzt  in  dem  Zeitraum  von 
1890 — 1896  ein;  sie  ist  im  wesentlichen  auf  die  starke  Ausdehnung 
des  Giroverkehrs,  sowie  ferner  auf  das  lebhafte  Eifekten-Kommissions- 
geschäft  (vgl.  Spalte  2  und  8)  zurückzuführen.  Hier  verdoppelt  sich 
plötzlich  die  Umsatzschnelligkeit  und  hält  in  demselben  Tempo  bis 
1903  an.  Wenn  in  dieser  letzten  Zeit  trotz  Zunahme  der  absoluten 
Umsatzzahlen  auf  einzelnen  Konten  (Schecks  und  Bar-Kontokorrent, 
in  den  Jahren  1899,  1902,  vgl.  Spalte  11)  die  Umsatzschnelligkeit 
sich  im  ganzen  gleich  bleibt  oder  gar  zurückgeht,  so  hat  dies  seinen 
Grund  darin,  daß  die  absolute  Zunahme  der  Gesamtumsätze  mit 
der  Zunahme  der  durchschnittlichen  Betriebskapitalien  nicht  gleichen 
Schritt  gehalten  hat. 

Was  die  zweite  Genossenschaft  anbetrifft,  so  bemerkt 
man  auch  hier  zwar  eine  Zunahme  der  Umsätze  auf  den  nicht  rein 
genossenschaftlichen  Konten,  so  von  1878  auf  1886  im  Verkehr  mit 
Banken  und  anderen  Genossenschaften  (vgl.  Spalte  7);  die  Folge  da- 
von ist  denn  auch  eine  Steigerung  der  Umsatzschnelligkeit  (Spalte  16). 
Indessen  bleibt  das  Darlehn sgeschäft  auf  feste  Ziele  der  herrschende 
Geschäftszw^eig,  und  infolgedessen  ist  auch  in  dieser  Genossenschaft, 
welche  ihren  anfänglichen  Charakter  fast  gar  nicht  verändert  hat, 
die  Umsatzschnelligkeit  während  des  mehr  als  30  jährigen  Zeitraums, 
abgesehen  von  einigen  geringen  Schwankungen,  annähernd  dieselbe 
geblieben. 

In  derselben  Weise  nun,  wie  man  die  Geschwindigkeit  des  Um- 
satzes des  in  einer  Genossenschaft  arbeitenden  durchschnittlichen 
Betriebskapitals  im  ganzen  berechnen  kann,  ist  man  auch  im- 
stande, die  Schnelligkeit  desselben  auf  einzelnen  Konten  zu  er- 
mitteln. 

Das  Betriebskapital  läßt  sich  sowohl  im  ganzen,  wie  in  seiner 
Verteilung  nach  einzelnen  Verwendungsarten  nur  auf  der  Aktiv- 
seite einer  Bilanz  erfassen. 

Ebenso  wie  der  Waren-Kaufmann  oder  der  Fabrikant  nicht 
immer  Produkte  von  gleicher  Umsatzgeschwindigkeit  führt,  so  be- 
treibt auch  jedes  Bankinstitut  Geschäftszweige,  welche  sich  durch 
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eine  mehr  oder  weniger  große  Umsatzsclmelligkeit  voneinander 
unterscheiden.  Ersterer  berechnet  sich  im  voraus  für  jede  Waren- 
gattung die  ümsatzzeit.  welche  gleich  dem  Quotienten  aus  dem 
durchsclmittlich  in  der  betr.  Warenart  angelegten  Kapitalteile  und 
der  ganzen  während  eines  Jahres  auf  den  Einkauf  derselben  ver- 
wendeten Summe  ist.^)  So  kann  auch  jedes  Bankgeschäft  die  Um- 
satzschnelligkeit auf  den  einzelnen  Aktivkonten  dadurch  berechnen^ 
daß  es  den  durchschnittlich  auf  dem  betr.  Konto  vorhandenen  Bestand 
in  die  Summe  der  während  eines  Jahres  auf  demselben  erzielten  Um- 
sätze dividiert. 

Was  nun  oben  über  die  Mängel  der  Durch  Schnittsberechnung  des 
gesamten  Betriebskapitals  aus  Anfangs-  und  Endbestand  eines  Jahres 
(zweiteilige  Methode)  gesagt  Avurde.  gilt  für  die  einzelnen  Teile 
desselben  in  erhöhtem  Grade.  Während  das  erster e  in  normalen 
Zeiten  von  Jahr  zu  Jahr  verhältnismäßig  geringen  Schwankungen 
unterworfen  ist.  da  die  verschiedenen  Konten  immer  wieder  einen 
gewissen  Ausgleich  herbeiführen,  kann  sich  die  Verwendung  des  Be- 
triebskapitals vom  Beginn  bis  zum  Ende  des  Geschäftsjahres  außer- 
ordentlich verändern.  Das  ist  der  Grund,  daß  unter  Umständen  ganz 
erhebliche  Ungenauigkeiten  enstehen  können,  w^enn  man  für  die 
Durchschnittsberechnung  die  zweiteilige  Methode  zugrunde  legt. 
Dieser  Weg  ist  nur  dann  gangbar,  wenn  auf  einem  Konto  die 
Bestände  während  des  Jahres  sich  wenig  ändern,  sodaß  die 
Spannung  zwischen  dem  höchsten  und  niedrigsten  Bestände  verhält- 
nismäßig gering  ist.  In  den  folgenden  kleinen  Tabellen,  welche  wir 
den  durch  ihre  genaue  Berichterstattung  ausgezeichneten  Jahres- 
berichten des  Kreditvereins  zu  Kassel  entnommen  haben,  werden 
wir  den  von  uns  ausgesprochenen  Satz  zahlenmäßig  zu  belegen 
suchen . 

In  beiden  Beispielen  (I  und  II)  der  Tabelle  XXII  a  sind  die  Be- 
stände von  Jahresanfang  bis  -Schluß  und  auch  von  Monat  zu  Monat 
verhältnismäßig  sehr  stabil  geblieben;  infolgedessen  weichen  die 
nach  der  zweiteiligen  und  der  zwölfteiligen  Methode  berechneten 
Durchschnitte  absolut  und  relativ  sehr  wenig  voneinander  ab 
(Tab.  XXII  b). 


^)  Lexis  in  Schönberg's  Handbuch  der  politischen  Ökonomie,  Bd.  IL 
(Zweiter  Halbband)  S.  258. 
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Tabelle  XXIIa. 


Stabile  Bestände. 


T 
1. 

TT 
Ii. 

Monat 

Darlehen 

Dfl.rlfbpn 

in  laufender 

in  laufender 

ßechnung 

Rechnung 

Mir 

ivrir 

1.  Januar 

2  985  942 

3  392  293 

Tonn  Q  T 

J  dn  Udl 

O  UVJD  Ool 

Q  Aao  907 

O  'iDO  a\J  t 

Februar 

3  076  030 

3  465  195 

März 

3139  032 

3  553  552 

April 

2  955  524 

3  508  189 

Mai 

3  069  816 

3  520  310 

Juni 

3  199  565 

3  470  836 

Juli 

3  101  286 

3  479  997 

August 

3  074  492 

3  423  148 

September 

3  147  735 

3  456  542 

Oktober 

3  064  347 

3  476  089 

November 

3  000  671 

3  488  873 

Dezember 

3  072  289 

3  480 136 

Im  Mittel: 

3  075  609 

3  482  173 

Durchschnittlicher  Bestand 

I. 

II. 

nach  der 

Mk. 

Mk. 

Zwölfteiligen  Methode 

3  075  609 

3  482 173 

Zweiteiligen  „ 

3  029115 

3  436  264 

Nach  letzterer  weniger  ( — ) 

-  46  494 

—  45  909 

=  1,5% 

=  1,3  «/o 

Weit  ungleichmäßiger  ist  das  Ergebnis,  wenn  einerseits  die  Be- 
stände vom  Anfang  und  Ende  des  Jahres  erheblich  voneinander  ab- 
weichen und  andererseits  während  des  einjährigen  Zeitraumes  starken 
Schwankungen  unterworfen  sind.  Dies  mögen  die  folgenden  kleinen 
Tabellen  dartun: 
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Schwankende  Bestände. 


Reichsbank-Giro-Konto 

Monat 

Aktiva 

X  dSölVd  ) 

Mk. 

Mk. 

1.  Januar 

21  284 

— 

Januar 

20  264 

J;  cul  Utti 

3  358 

März 

3  603 

April 

3  255 

Mai 

12  321 

Juni 

24  426 

Juli 

August 

10  599 

920 

September 

29  703 

Oktober 

10  506 

November 

11076 

Dezember 

12  705 

Im  Mittel: 

8  831 

Tabelle  XXIIIb. 

Durchschnittlicher  Bestand 

nach  der 

Mk. 

Zwölfteiligen  Methode 

8  831 

Zweiteiligen 

16  994 

Nach  letzterer  mehr  (-f-j 

+  8163 

=  92,4% 

^)  Auffallend  könnten  diese  Passivposten  auf  dem  Eeichsbank-Giro-Konto  er- 
scheinen, da  gemäß  den  „Allgemeinen  Bestimmungen  jüber  den  Verkehr  mit  der 
Eeichsbank"  die  Konto-Inhaber  „ein  der  Mühewaltung  entsprechendes  bares  Gut- 
haben" —  für  kleinere  Plätze  mindestens  1000  Mk.  —  halten  müssen.  Die  Er- 
scheinung ist  dadurch  zu  erklären,  daß  die  Bücher  der  Genossenschaft  mit  den- 
jenigen der  Reichsbank  nicht  immer  übereinstimmend  geführt  wurden.  Nehmen 
wir  beispielsweise  an,  daß  Kassel  ein  Mindestguthaben  von  5000  Mk.  zu  halten  ver- 
pflichtet ist.  Am  letzten  Tage  des  Monats  erfolgt  nun  eine  Überweisung  von 
20000  Mk.  zugunsten  der  Genossenschaft,  welche  diese  aber  aus  irgendwelchen 
Gründen  erst  am  folgenden  Tage  bucht.  Bei  der  Reichsbank  steht  indessen  ultimo 
des  Monats  ein  Giro-Guthaben  von  25000  Mk.,  auf  Grund  dessen  der  Kreditverein 
noch  am  selben  Tage  20000  Mk.  wieder  bar  abhebt.  Die  Bücher  der  Reichsbank 
weisen  alsdann  das  vorschriftsmäßige  Mindestguthaben  von  5000  Mk.  nach,  während 
sich  nach  den  Büchern  der  Genossenschaft  ein  Schuldposten  von  15  000  Mk  ergibt. 

6* 
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Tabelle 
Umsatzschnelligkeit 


Jahr 


Darlehen  auf  feste  Fristen 


Durch- 
schuittl. 
Betriebs- 
kapital 

Mk. 


Umsatz 
Mk. 


Umsatz- 
schnellig-- 
keit 


Darlehen  in  lanfd.  Rechnung: 


Durch- 
schnittl, 
Betriebs- 
kapital 

Mk. 


Umsatz 


Mk. 


Umsatz- 
schnellig- 
keit 


Diskon- 


Durch- 
schnittl. 
Betriebs- 
kapital 

Mk. 


1871 
74 
77 

1880 
83 
86 
89 
92 
95 
98 

1900 


68  928 
108  474 
180  807 
201 192 
250  482 
241  446 
496  851 
440  010 
262  554 
301  531 
385  437 


243  162 
385  537 
407  719 
504  121 
704  315 
834  535 

1  622  543 
959  803 
754  919 
949  III 

1  070  100 


3,5  mal 

3,5  „ 

2.2  „ 
2,5  „ 
2,8  „ 
3,4  „ 

3.3  „ 
2,2  „ 
2,8  „ 
3,1  „ 
2,7  „ 


1249  947 

2  788  941 

3  482  173 
3  765  844 
3  790  332 
3  475  361 

3  786  402 

4  199  364 
3  977  754 

5  235  316 
5  756  670 


3  971  808 
8  333181 
5  793  664 

5  728  293 
6116  559 

6  284  752 
8  316  272 

8  264  391 

9  091  262 
14  646  753 
17  878  605 


3,2  mal 

:; 

1.5  „ 

1.6  n 

1.8  „ 

2.2  „ 

1.9  „ 

2.3  „ 
2,8  „ 
3,1 


52  308 
369  531 
261 165 
201  597 
289  311 
542  771 
478  610 
421  418 
520  123 
307  547 
443  061 


Nach  der  zweiteiligen  Methode  ergibt  sich  ein  fast  mal  so  hoher 
Durchschnittsbestand  als  nach  der  vollkommeneren  zwölfteiligen  (vgl. 
Tab.  XXIII  b);  bei  gleichen  Umsätzen  würde  demnach  im  ersteren 
Falle  die  ümsatzschnelligkeit  nur  etwa  die  Hälfte  derjenigen  im 
anderen  Falle  betragen. 

Nehmen  schließlich  die  Bestände  auf  den  einzelnen  Konten  von 
Monat  zu  Monat  regelmäßig  zu  oder  ab,  so  werden  die  Eesultate 
beider  Durchschnitts-Berechnungen  nicht  sehr  von  einander  abweichen, 
während  sie  um  so  mehr  differieren  werden,  je  unregelmäßiger  die 
Bestände  zu-  resp.  abnehmen.  Davon  kann  man  sich  am  besten 
überzeugen,  wenn  man  eine  zu-  resp.  abnehmende  Eeihe  in  arith- 
metischer Progression,  in  welcher  also  die  Zwischenräume  zwischen 
den  einzelnen  Gliedern  immer  gleich  bleiben,  einer  anderen,  etwa 
einer  Reihe  in  geometrischer  Progression,  gegenüberstellt,  in  welcher 
die  Abstände  zwischen  den  einzelnen  Gliedern  beständig  wachsen. 
Dann  werden  im  ersteren  Falle  die  Durchschnitte  nach  der  zwölf- 
teiligen mit  denjenigen  nach  der  zweiteiligen  Methode  genau  zu- 
sammenfallen, während  sie  im  anderen  Falle  um  so  weiter  diffe- 
rieren, je  stärker  die  Zwischenräume  wachsen  resp.  fallen. 

Aus  alledem  ergibt  sich  ein  unbedingter  Vorzug  der  zwölf- 
teiligen gegenüber  der  zweiteiligen  Methode. 

Im  folgenden  ist  nun  der  Versuch  gemacht  worden,  zu  zeigen, 


XXIV. 

auf  einzelnen  Konten. 
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tierte  Wechsel 


Umsatz- 
U»^«^*^  ischnelli- 
keit 

Mk. 


Disponible  Fonds 


Durch- 
schnittl. 
Betriebs- 
kapital I 

Mk.     !  Mk. 


Umsatz 


Umsatz- 
schnellig'- 
keit 


Insgesamt 


Durch- 
schnittl. 
Betriebs- 
kapital 

Mk. 


Umsatz 


Mk. 


Umsatz- 
sclmellig- 
keit 


1314  411 
2  986  608 
2  517  214 
2  178  313 

2  825  039 
4  056  389 
4  078  711 

3  589  781 

4  190  959 

5  786  542 

6  464  043 


25,1  mal 

^'5  " 

9,6  „ 

10.8 

9^7  ^, 

7.4  „ 

8.5  „ 
8,5 

8,0 

18,8  „ 

14,6  „ 


137  895 
179  064 

535  730 
792  066 
883  911 

1483  426 
851 112 
608  771 

1  241  907 
805  472 

536  289 


1  561  615 
1  663  012 
1  953  269 

5  641  730 
4  312  999 

6  618  715 

7  323042 

4  472  328 

5  554  740 
5  234  104 
7  702  998 


11,3  mal 

9.3  „ 
3,0  „ 
7,0  „ 
4,9  „ 

4.4  „ 

8,6  „ 

7.3  „ 

4.4  „ 

6.5  „ 
14.3 


1  549  173 

3  525  600 

4  583  002 

5  142  521 
5  330  247 
5  903  225 
5  710  375 

5  794  067 

6  123  234 
6  754  140 
7180  573 


18  487  476! 
33  681  198| 
30  979  918; 
40  209  162 
39  714  151 
51 185  751 
62  689  011 
53  178  843 
62  610  284 


11,9  mal 
9.3 

6.7  „ 

7.8  „ 

7.5  „ 

8.6  „ 
10,9  „ 

9,1  „ 

10.2  „ 


94  656  290  13.9 
121  493  696  16,9 


wie  man  auch  auf  den  einzelnen  Aktiv-Konten  die  Umsatzschnellig- 
keit ermitteln  kann.  Zu  diesem  Zwecke  wurde  —  hier  zunächst 
nur  für  die  wichtigsten  Aktiv-Kredit-Konten  —  gemäß  dem  oben 
geschilderten  zwölfteiligen  Verfahren  das  durchschnittliche  Betriebs- 
Kapital  berechnet  und  demselben  die  entsprechende  Umsatzzifter 
beigefügt  (vgl.  Tabelle  XXIV): 

Das  hierzu  erforderliche  Material  entnahmen  wir  den  bereits 
erwähnten  Jahresberichten  des  Kredit- Vereins  zu  Kassel  für  die 
Zeit  von  1871  bis  1900,  indem  wir  von  diesen  jedoch  nur  die  Er- 
gebnisse von  drei  zu  drei  Jahren  angaben,  was  für  unsere  Zwecke 
genügen  dürfte.  Die  Tabelle  zeigt  die  verhältnismäßig  stabile 
Umsatzschnelligkeit  auf  den  Darlehns-Konten  auf  feste  Fristen 
und  in  laufender  Rechnung  einerseits,  sowie  die  außerordentlich 
schwankende  Geschwindigkeit  der  Umsätze  auf  den  beiden 
Konten  „Diskontierte  Wechsel"  und  „Disponible  Fonds"  anderer- 
seits. Auffallend  erscheint  die  im  Verhältnis  zu  den  befristeten 
Darlehen  durchgehends  geringere  Umsatzschnelligkeit  der  Darlehen 
in  laufender  Rechnung,  was  der  eigentlichen  Bestimmung  dieses 
Geschäftszweiges  geradezu  widerspricht.  Eine  Erklärung  dieser  Er- 
scheinung vermögen  wir  auf  Grund  des  vorhandenen  Materials  vor- 
läufig nicht  zu  geben.  Die  starken  Schwankungen  in  der  Umsatz- 
geschwindigkeit der  Diskontwechsel  dürften  vielleicht  zurückzuführen 
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sein  auf  die  ebenfalls  über  dieses  Konto  laufenden  „Prima-Diskonten" 
und  „Inkassowechsel".  Dagegen  werden  die  Unterschiede  der  Um- 
satzschnelligkeit auf  dem  Konto  „Disponible  Fonds"  hervorgerufen 
durch  Verschiebungen  in  dessen  einzelnen  Bestandteilen;  es  umfaßt 
nämlich  den  kommissionsweisen  An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren, 
die  Beteiligung  an  gewerblichen  Unternehmungen  und  den  Verkehr 
mit  Banken  und  anderen  Genossenschaften.  Eine  Trennung  der 
einzelnen  Arten  von  Wechseln  sowohl,  wie  der  grundverschiedenen 
G-eschäftszweige  auf  dem  letztgenannten  Konto  war  nach  dem  uns 
zur  Verfügung  stehenden  Material  leider  nicht  möglich. 

Umsätze  und  Erträge.  Eine  Keihe  ebenso  interessanter,  wie 
schwieriger  Probleme  knüpft  sich  an  die  Umsätze,  Fragen,  die  uns 
zu  einem  großen  Teile  in  den  volkswirtschaftlichen  Erörterungen 
über  die  Vor-  und  Nachteile  des  Großbetriebes  wieder  begegnen. 

Auch  in  dem  Leben  der  Kredit-Genossenschaften  spielen  jene 
Fragen  eine  erhebliche  Rolle.  Fast  allgemein  nimmt  man  heute  an, 
daß  mit  der  Erhöhung  der  Umsätze  einer  Unternehmung  oder  Ge- 
nossenschaft, d.  h.  ihrer  Leistungen,  eine  verhältnismäßige  Verminde- 
rung ihrer  Kosten  und  damit  eine  Vergrößerung  des  Er- 
trages verbunden  ist.  Da  man  hiervon  vollständig  überzeugt  zu 
sein  glaubt,  hat  man  sich  bisher  recht  wenig  bemüht,  die  Wahrheit 
jenes  Satzes  durch  eine  exakte  Beweisführung  zu  bestätigen.  Ob 
die  Unternehmungskosten  oder  einzelne  Teile  derselben  in  gleichem 
Tempo  oder  schneller  oder  endlich  langsamer  wachsen,  als  die  Um- 
sätze, zur  Entscheidung  dieses  Problems  fehlt  fast  jegliches  Material, 
welches  auf  Genauigkeit  Anspruch  erheben  könnte.  ^) 

Auch  unsere  Ermittelungen  tragen  nur  den  Charakter  einer 
Vorarbeit  auf  einem  bisher  fast  gänzlich  unbeackerten  Felde 
Die  eigentliche  Behandlung  der  vielen  auf  diesem  Gebiete  vor- 
liegenden Probleme  muß  einer  späteren  Untersuchung  vorbehalten 
bleiben. 

Im  folgenden  haben  wir  den  Versuch  gemacht,  zu  ermitteln,  ob 
und  in  welcher  Weise  sich  bei  vermehrter  Umsatzschnelligkeit  das 
Verhältnis  der  Brutto-Erträge,  d.  h.  der  erzielten  Zinseinnahmen  und 
Provisionen  zu  den  Gesamt-Umsätzen  verändert,  ob  also  mit  wachsender 


^)  Einen  bemerkenswerten  Versuch  in  dieser  Richtung  enthält  die  in  neuester 
Zeit  erschienene  Schrift  von  Dr.  G.  Pohle:  „Probleme  aus  dem  Leben  eines  indu- 
striellen Großbetriebes"  (auf  S.  55  ff.)  Eostocker  Dissertation  1905. 
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Umsatzgeschwindigkeit  eine  Aufwärtsbewegung  in  diesem  Verhält- 
nis, oder  umgekehrt  ein  Eückgang  verbunden  ist.  Als  Objekt  der 
Untersuchung  diente  uns  wiederum  der  Kredit-Verein  zu  Kassel; 
die  Beobachtungszeit  erstreckt  sich  auf  einen  30jährigen  Zeitraum, 
von  1871—1900  (vgl.  Tab.  XXV) : 


Tabelle  XXV. 


Durchschnittl. 
Betriebs- 
kapital 

Mk. 

Gesamt- 
umsatz 

Mk. 

Umsatz- 
schnelligkeit 

mal 

Brutto-Ertrag 

Jahr 

absolut 
Mk. 

in  ^/o  des 
Gesamt- 
umsatzes 

0/ 
10 

1 

2 

3 

4 

1871 

1  549  173 

18  487  476 

11.9 

98  850 

72 

2  259  678 

26  150  610 

11^5 

138  168 

73 

2  973  879 

33  470  868 

11  2 

193  740 

74 

3  525  600 

33  681  198 

9;3 

213  585 

75 

4  151  519 

33  844  812 

7,9 
> 

242  828 

76 

4  453  658 

37  101  208 

8,3 

254  691 

77 

4  583  002 

30  979  918 

6,7 

262  070 

78 

4  532  987 

33  325  001 

7,3 

263  900 

79 

4  867  601 

38  859  701 

277  181 

1880 

5  142  521 

40  209  162 

7,8 

295  391 

81 

5  135  817 

43  678  756 

8,5 

282  006 

82 

5  379  383 

41  623  529 

7.7 

282  103 

83 

5  330  247 

39  714  151 

7;5 

283  837 

84 

5  680  018 

42  811  302 

7.5 

292  517 

85 

5  892179 

48  091  733 

8;i 

306  633 

86 

5  903  225 

51 185  751 

8,6 

288  834 

87 

5  498  948 

48  293  822 

8.7 

269  838 

88 

5  590  924 

55  388  483 

9,9 

282  828 

89 

5  710  375 

62  689  011 

10,9 

284  455 

1890 

5  632  839 

53  057  700 

9.4 

269  741 

91 

5  562  485 

53  629  937 

9.6 

288  533 

92 

5  794  067 

53  178  843 

9,1 

290  619 

93 

5  993  828 

52  932  588 

8,8 

295  234 

94 

5  952  870 

55  337  123 

9.3 

327  556 

95 

6  123  234 

62  610  284 

10,2 

293  329 

96 

6  204  545 

81  320  537 

13.1 

295  691 

97 

6  410  050 

89  450  543 

13.9 

313  586 

98 

6  754  140 

94  656  290 

13,9 

332  404 

99 

6  857  607 

105  870  975 

15.4 

358  961 

1900 

7  180  573 

121  493  696 

16:9 

42C  852 

Bei  Betrachtung  der  Tabelle  kann  man,  mit  wenigen  Ausnahmen, 
beobachten,  wie  mit  vermehrter  Umsatzschnelligkeit  des  Betriebs- 
Kapitals  jedesmal  ein  Eückgang  des  prozentuellen  Verhältnisses  der 
Brutto-Erträge  zu  den  Umsätzen  verknüpft  ist.   Je  schneller  also 
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der  Umsatz,  desto  geringer  der  verhältnismäßige  Nutzen.  Innerhalb 
des  Zeitraums  1871  —  1900  lassen  sich  sogar  gewisse  Perioden  er- 
kennen, während  welcher  sich  eine  Zu-  resp.  Abnahme  der  Umsatz- 
geschwindigkeit und  dementsprechend  eine  Abwärts-  resp.  Aufwärts- 
bewegung des  prozentuellen  Verhältnisses  der  Brutto-Erträge  zu  den 
Gesamt-Umsätzen  vollzieht.  Dies  zu  zeigen,  bezweckt  die  folgende 
kleine  Tabelle,  welche  einen  Auszug  aus  Tabelle  XXV  bildet: 


Tabelle  XXVI. 


Jahre 

Umsatz- 
schneUigkeit 

Brutto-Ertrag 
in  ^lo  des  Gesamt- 
umsatzes 

10 

mal 

1871 

11.9 

0,53 

77 

6J 

0.84 

89 

10,9 

0,45 

94 

9,3 

0,59 

1900 

16.9 

0,34 

Aus  der  Tabelle  geht  folgendes  hervor:  Die  erste  Periode 
erstreckt  sich  von  1871—1877.  Bei  ihrem  Beginne  wurde  das 
Betriebs-Kapital  fast  12  mal  umgesetzt,  am  Schlüsse  aber  nur  noch 
6,7  mal;  während  dieser  Zeit  steigen  die  Brutto-Erträge  im  Ver- 
hältnis zu  den  Umsätzen  von  0,53  %  auf  0,84  %.  Im  Jahre  1877 
hat  somit  die  Umsatzschnelligkeit  ihren  tiefsten  Stand,  die  pro- 
zentuellen Erträge  dagegen  haben  den  höchsten  während  des 
30jährigen  Zeitraumes  unserer  Beobachtung  erreicht. 

Während  der  zweiten  Periode  von  1877 — 1889  bemerkt  man 
wieder  eine  günstige  Entwickelung  der  Umsatzgeschwindigkeit, 
welche  von  6,7  auf  10,9  steigt;  demgegenüber  fallen  die  Brutto-Er- 
träge von  0,84  %  auf  0,45  «/o 

Die  dritte  Periode  von  1889—1894  läßt  einen  geringen 
Kückgang  der  Umsatzschnelligkeit  von  10,9  auf  9,3,  sowie  eine  kleine 
Aufwärtsbewegung  der  Erträge  von  0,45  ^/o  auf  0,59  %  erkennen. 

In  der  vierten  Periode  von  1894 — 1900  endlich  macht  sich 
ein  starker  Aufschwung  der  Umsatzschnelligkeit  von  9,3  auf  16,9 
bemerkbar,  dem  ein  verhältnismäßig  bedeutender  Rückgang  in  den 
Brutto-Erträgen  von  0,59%  auf  0,34%  entspricht.  Hier  hat  die 
Umsatzgeschwindigkeit  des  Betriebs-Kapitals  während  der  ganzen 
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Beobachtungszeit  ihren  höchsten  Punkt,  dagegen  haben  die  relativen 
Erträge  ihren  niedrigsten  Stand  erreicht. 

Der  verschiedenartige  Oliarakter  dieser  vier  Perioden  ist  in 
erster  Linie  durch  die  allgemeinen  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
hervorgebracht  worden.  Die  schwere  Krisis  der  Jahre  1873/77, 
welche  den  Rückschlag  auf  die  sogen.  „Gründungsperiode"  nach  den 
beiden  Kriegsjahren  bildete,  kommt  in  unserer  Tabelle  in  der  Ver- 
ringerung der  Umsatzschnelligkeit  von  1873  auf  1874  (vgl.  Tabelle 
XXV)  zum  Ausdruck.  Infolge  der  eingetretenen  Geschäftsstille 
konnte  das  in  der  Genossenschaft  vorhandene  Betriebskapital  nicht 
so  häufige  Verwendung  finden,  wie  bisher.  Dieser  Zustand  hielt 
mehrere  Jahre  an,  und  erst  Ende  der  70  er  Jahre  trat  ein  neuer, 
wenn  auch  nicht  erheblicher  Aufschwung  ein,  der  seinen  Höhepunkt 
in  dem  Jahre  1889  fand,  ^)  von  da  ab  jedoch  wieder  in  der  ersten 
Hälfte  der  90  er  Jahre  langsam  abflaute.  Erst  seit  1896  etwa  weht 
wieder  ein  belebender  Hauch  durch  das  geschäftliche  Leben.  Die 
Folge  davon  ist  eine  stärkere  Inanspruchnahme  der  Geld-Kapitalien, 
die  in  unserer  Tabelle  XXV  sowohl  in  der  erheblichen  Steigerung 
der  Gesamt-Umsätze  (Spalte  2),  als  auch  in  der  Beschleunigung  der 
Umsätze  (Spalte  3)  zum  i^usdruck  kommt. 

Dort,  wo  in  der  Tabelle  trotz  einer  Steigerung  der  Umsatz- 
schnelligkeit  die  relative  Höhe  des  Brutto-Ertrages  dieselbe  oder 
annähernd  dieselbe  bleibt,  spielt  die  Höhe  des  Zinsfußes 
eine  Rolle.  Dies  kommt  namentlich  zur  Erscheinung  bei  den 
Jahren  1898—1900,  in  welchen  außerordentliche  Geldknappheit  ent- 
stand, die  1899  in  der  Erhöhung  des  Diskonts  der  Reichsbank 
auf  7  scharf  zum  Ausdruck  gelangte.  Obwohl  die  Umsatz- 
geschwindigkeit in  dieser  Zeit  um  mehr  als  gestiegen  ist,  bleiben 
die  prozentuellen  Brutto-Erträge  fast  unverändert,  vermutlich  weil 
die  nach  unseren  sonstigen  Zahlen  zu  erwartende  Verringerung  des 
Brutto-Ertrages  durch  die  Erhöhung  des  Zinsfußes  kompensiert 
worden  ist. 

Die  besprochene  Tabelle  hat  Bedeutung  sowohl  für  die  privat- 
wirtschaftliche, wie  namentlich  für  die  volkswirtschaftliche  Betrach- 
tungsweise. Sie  läßt  erkennen,  daß  mit  dem  Fortschritt  zu  erhöhten 
Leistungen,  zu  intensiverer  Tätigkeit  die  Gesamtheit  für  diese  Mehr- 


1)  Lexis  im  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  Artikel  „Krisen". 
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leistungen  nicht  den  entsprechenden  Mehrentgelt,  sondern  verhältnis- 
mäßig weniger  zahlt.  Die  Berechtigung  dieser  geringeren  Vergütung 
liegt  darin,  daß  die  Genossenschaft  sich  für  jede  einzelne  Leistung 
mit  einem  um  so  geringeren  Entgelt  begnügen  kann,  je  häufiger 
dasselbe  Kapital  zum  Betriebe  zurückkehrt  und  aufs  neue  Ver- 
wendung findet. 

Am  Schlüsse  der  Arbeit  möchte  ich  mich  der  angenehmen  Pflicht 
entledigen,  Herrn  Prof.  Dr.  Ehrenberg  meinen  Dank  für  die 
Förderung  dieser  Schrift  und  meiner  sonstigen  Studien  auszusprechen. 

R.  E. 
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